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Vorwort von Oberbürgermeister Rommel 

Dass der Untergang der Weimarer Demokratie und ihre Ablösung durch Hitlers 

Gewaltherrschaft zu einer Katastrophe führte, für die es in der Geschichte kein 

Beispiel gibt, weiss heute jeder, der es wissen will. 

Wie aber kam es dazu? 

Auf was müssen wir achten, um die Wiederholung eines solchen Vorganges aus-

zuschliessen? 

Wie konnte es geschehen, dass Hitler zur Macht kam und dass seine Herrschaft 

12 Jahre, bis zur Eroberung Deutschlands durch alliierte Truppen, Bestand hatte? 

Wie war es möglich, dass Menschen sich von Hitler verführen liessen, dass die 

Menschen sich gefallen liessen, was die NS-Herrschaft ihnen zumutete? Ein um-

fangreiches Schrifttum beschäftigt sich mit diesen Themen: Der verzweifelten 

Lage Deutschlands vor 1933. Der bitteren Not der Arbeitslosen. Dem verlorenen 

Ersten Weltkrieg und dem Gefühl nationaler Demütigung. Den sozialen Unge-

rechtigkeiten. Dem Verfall der Autorität der Demokratie. Den totalitären politi-

schen Kräften, deren Einfluss in dem Masse zunahm, in dem das Vertrauen in 

die Demokratie abnahm. Dann, nach 1933, mit dem Terror, den Konzentrations-

lagern, der beschämenden Judenverfolgung. Mit der alles vernebelnden, vertu-

schenden, auf eine teuflische Art genialen NS-Propaganda. Mit der Organisation 

der Nationalsozialisten, die alle Bereiche durchdrang. Dem letzten Endes erfolg-

losen Widerstand politischer Gegner des NS-Regimes. Dem von Hitler ausgelös-

ten Krieg, der schliesslich zur Rechtfertigung von allem und jedem herhalten 

musste. Den furchtbaren Opfern, die anderen Völkern, aber auch dem eigenen 

Volk auferlegt wurden. Aber dieses Schrifttum reicht nicht aus. Wir wollen diese 

schreckliche Zeit so dokumentieren können, dass ein anschauliches Bild der Ver-

hältnisse entsteht. Wir schulden der jungen Generation, aber auch den kommen-

den Generationen Auskunft. Die Landeshauptstadt Stuttgart möchte in sechs 

Ausstellungen Dokumente sprechen lassen. Sie möchte es damit vor allem jun-

gen Mitbürgern erleichtern, sich diese ihnen so fremde und schwer begreifliche 

Zeit besser vorstellen zu können. 

Die Ausstellungen wenden sich an alle. Ich bitte die Mitbürger der Stadt, weiteres 

Material zur Verfügung zu stellen. Sie tragen dazu bei, dass aus den bösen Er-

fahrungen wenigstens für die Zukunft Lehren gezogen werden können. Der Pro-

log der Ausstellungsreihe soll uns die Stimmung fühlen lassen, die während der 

Weltwirtschaftskrise in Deutschland herrschte. Damals errangen die Nationalso-

zialisten ihre Wahlerfolge und die SA eroberte die Strassen. Wer die Werbung 

der Parteien in den schnell aufeinander folgenden Wahlkämpfen verfolgt, sieht, 

wie die Feinde der Demokratie mit ihrem Aufruf zum Kampf die Argumente 

verdrängen, wie der Appell an Vernunft und Moral ersetzt wird durch den Appell 

an böse Instinkte, an den «inneren Schweinehund», wie es Kurt Schumacher im 

Reichstag formuliert hat. 

Mögen diese Ausstellungen dazu beitragen, vor allem drei Einsichten zu festigen: 

1. Die parlamentarische Demokratie ist, bei allen Mängeln, die beste aller Staats-

formen. 

2. So schwierig die Verhältnisse auch immer werden mögen, die Bürger müssen 

dafür kämpfen, dass die nach 1945 neu entstandene deutsche Demokratie nie 

wieder preisgegeben wird. 

3. Die Chancen eines Volkes, sich von einer einmal etablierten totalitären Herr-

schaft selbst befreien zu können, sind gering. 

                                                                                     Stuttgart, im Juli 1982  
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Karlheinz Fuchs 

Zur Einstimmung: Bemer-

kungen zur Plakatauswahl 

 

Eine Betrachtung des Dritten Reichs, die 

sich an den Brennpunkten München und 

Berlin orientiert, verdrängt die Tatsache, 

dass der Nationalsozialismus kein Pro-

dukt der Metropolen war. Der Prolog zu 

dem Ausstellungszyklus «Stuttgart im 

Dritten Reich» setzt sich deshalb mit po-

litischen Plakaten der späten Weimarer 

Zeit auseinander, die deutlichen Stutt-

gart-Bezug haben, weil es wichtig ist zu 

zeigen, dass sich die Geschichte des Drit-

ten Reichs auch ausserhalb seiner Zen-

tren München und Berlin vorbereitet hat. 

Geschichte schont die Provinz nicht, 

wenn auch die zeithistorische Forschung 

die Provinz lange genug geschont haben 

mochte, weil hier die Ergebnisse weniger 

spektakulär zu werden versprachen. So 

aber hat sich «draussen» viel zu lange die 

Legende halten können, der Nationalso-

zialismus sei von München ausgegangen 

und von Berlin verordnet worden – sonst 

aber habe man dieser Invasion so über-

rascht wie hilflos gegenübergestanden. 

Stuttgart bot sich wegen des sogenannten 

Kabelattentats am 15. Februar 1933 (da-

zu das Plakat Nummer 65) besonders an: 

Kommunisten hatten während einer Hit-

lerrede in der Stadthalle das Übertra-

gungskabel gekappt; die Behauptung, 

Hitler habe Stuttgart darauf gemieden, ist 

noch immer fester Bestandteil der münd-

lichen Überlieferung. In Wahrheit aber 

war Hitler allein 1933 noch zweimal hier. 

Ein einfaches Beispiel dafür, wie wichtig  

gerade lokalbezogene Zeitgeschichtsfor-

schung ist, wenn es darum geht, Erkennt-

nisse zu vermitteln und nicht nur Legen-

den als die angenehmeren Wahrheiten zu 

pflegen. Nationalsozialismus hat sich 

also auch in Stuttgart ereignet – und auch 

schon vor 1933: die Begleitausstellung zu 

unserer Plakatdokumentation, die sich 

mit der Frühphase des Nationalsozialis-

mus hier auseinandersetzen wird und 

Mitte Oktober eröffnet werden soll, be-

legt unter anderem, dass der Sitz der ers-

ten ausserbayerischen Ortsgruppe der 

NSDAP in der Eugenstrasse 1 war, und 

dies bereits im Jahr 1920. 

Die Plakate unseres Prologs können be-

weisen, dass sich der Nationalsozialis-

mus während der Zerfallsphase der ersten 

deutschen Republik in Stuttgart ebenso 

schroff und gewalttätig gegen das «Sys-

tem» Weimar gab wie anderswo. Seine 

Plakate aus dieser Spätphase prophezeien 

ein gut Teil künftiger Politik. «Der Tag 

der Abrechnung kommt» (Nr. 69) ist ei-

nes der Ziele, das schon kurz nach der 

Machtergreifung gegen die Kommunis-

ten und nach den Märzwahlen gegen die 

Sozialdemokraten und Gewerkschaften 

angegangen wird. Andererseits gehört 

der Hinweis «Juden haben keinen Zu-

tritt» zu den Stereotypen der hier gezeig-

ten NS-Plakate. Die Nachgeborenen hät-

ten leicht richten, ist ein Satz, der einem 

immer wieder in der Auseinandersetzung 

mit den Älteren begegnet. Indes, wenn 

man allein die Stuttgarter NSDAP-Pla-

kate von den Septemberwahlen 1930 bis 

zu den Märzwahlen 1933 wie hier in un-

serer Ausstellung vor sich sieht, mit ihren 

hasserfüllten Parolen und unzweifelhaf-

ten Gewaltankündigungen, bleibt einem 

da nicht die Frage: Habt ihr das nicht ge-

sehen? Oder: Warum wolltet ihr es nicht 

sehn? 

Wie sehr allerdings die Wahlkämpfe der 

späten Weimarer Zeit auf den blossen, oft 

austauschbaren Slogan heruntergekom-

men waren – «Arbeit und Brot» etwa für 

die KPD und SPD ebenso güt wie für die 

NSDAP – will die Ausstellung insgesamt 

dokumentieren. Als inszenatorisches 

Mittel für die Inflation der Parole steht 

deshalb eine Zusammenschau immer  

Dr. Karlheinz Fuchs, 

Jahrgang 1943, Journa-

list und Historiker, leitet 

seit April 1980 das Pro-

jekt Zeitgeschichte. 
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wiederkehrender Schlagworte aus den 

Plakaten dieser Ausstellung in Form ei-

ner Collage; sozusagen eine optische Ka-

kophonie, eine Montage jener krassen 

politischen Unvereinbarkeiten der letzten 

Tage dieser Weimarer Republik: Oft ge-

nug endgültige Worte ohne Pardon, ohne 

Zurück – «Skandal», «Verrat», «Lüg-

ner», «Schicksal», «Schluss jetzt», «du 

bist am Scheideweg», «der einzige Aus-

weg», «Nieder mit»... Eine Collage, die 

zeigen soll, wie die politische Vernunft 

in jenen Tagen zugrundegerichtet wurde. 

Unsere Plakate, die aus den Beständen 

der Bibliothek für Zeitgeschichte in 

Stuttgart ausgewählt sind, entstammen 

zum grössten Teil dem ehemaligen Pla-

kat-Archiv der Klettschen Druckerei. Die 

Textplakate mit Stuttgart-Bezug sind da-

bei oft Andruckexemplare, die dem Poli-

zeipräsidium zur Zensur vorgelegt wer-

den mussten, bevor sie in Serie gingen. 

Daher sind manche Stücke auch nicht 

von der optischen (drucktechnischen) 

Qualität, wie sie die Zeitgenossen erlebt 

haben dürften. Nur verdanken wir dem 

Umstand dieser archivierten Andruck- 

und Zensurexemplare, Textplakate zu-

meist und graphisch gewiss nicht so 

spektakulär wie inhaltlich, eine Fülle von 

Hinweisen über die Art der politischen 

Beeinflussung in der späten Weimarer 

Republik. 

Von den mehr als 80 Katalog-Plakaten 

hat ein jedes seinen Stuttgart-Bezug: alle 

wurden sie hier gedruckt, bis auf zwei der 

Nationalsozialisten (Nummer 67 und 

68), davon trägt das erste aber einen in 

Stuttgart verfertigten Zusatz: «Arbeiter 

der Stirn und der Faust. Gibt es euch zu 

denken, dass nur wir Nationalsozialisten 

von allen alten Parteien und deren Presse 

mit Lüge und Verleumdung wütend be-

kämpft werden?» Das andere, ein antise-

mitisches Artefakt, stammt zwar aus 

Bayreuth, trägt aber den Stempel des 

Stuttgarter Polizeipräsidiums, das offen-

bar nichts einzuwenden hatte. Wir dürfen 

also davon ausgehen, dass die Stuttgarter 

Bevölkerung in der Zeit zwischen den 

Septemberwahlen 1930 und den März-

wahlen 1933 eben diese Plakate auch vor 

Augen hatte. Insofern können wir diese 

Collage mit ihrem Bombardement von 

Drohungen und Versprechungen auch als 

den politischen Alptraum eines Stuttgar-

ter Wählers jener Jahre begreifen. 

Was zeigen uns die Plakate noch, welche 

Aufschlüsse können sie uns geben? Las-

sen wir es wegen der Wucht des Materi-

als bei Bemerkungen, aus denen Sehhil-

fen werden könnten: 

Was etwa im Gegensatz zu den Plakaten 

der NSDAP auffällt ist, dass die anderen 

«Extremen», die Kommunisten viel bie-

derer, weniger polemisch und deshalb für 

die politisch Heimatlosen und Verbitter-

ten wohl auch weniger wirksam argu-

mentierten. Das mag damit Zusammen-

hängen, dass die KPD mit den Arbeitslo-

sen und einem Teil der Arbeiterschaft ei-

nen festen Wählerstamm hatte, während 

die NSDAP es mit lautem Geschrei da-

rauf anlegte, nicht nur einen verunsicher-

ten Mittelstand auf ihre Seite zu ziehen, 

sondern auch die bisherigen Nichtwäh-

ler. Beides ist ja weitgehend gelungen. 

Als die eigentliche Gegnerin der NS-

DAP, auch dafür sind diese Plakate ein 

augenfälliger Beleg, erweist sich die 

SPD, vollends nach Gründung der Eiser-

nen Front im Jahr 1931; hier deutet allein 

das Emblem auf unversöhnliche Gegner-

schaft: Die drei abwärts gerichteten 

Pfeile fallen über das Hakenkreuz her. 

Und die Verachtung für Adolf Hitler kul-

miniert in einer Karikatur, die dem Ras-

sisten Hitler Gesichtszüge von unverhoh-

lener Primitivität nachweist. «Ich ver-

spreche alles und halte nichts!» heisst es 

da. «Der darf Deutschland nicht regie-

ren» (Nr. 35). 

Dennoch wirken die plakativen Mittel 

der SPD bescheidener als die der NS-

DAP: Hier violett, dort blutrot, oft im un-

teren Teil des Plakats auch noch Glanz-

papier. Hier neben der Polemik auch 

noch Argumentationen und Nachweise, 

dort der Versuch, Angst zu erzeugen 

oder, wie Kurt Schumacher dies 1932 in 

einer Reichtagsdebatte sagte: Der Natio-

nalsozialismus sei ein ständiger Appell 

an den «inneren Schweinehund». 
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Die Parteien der «Mitte» zögerten mit 

dramatisch pointierten Aussagen. Die 

württembergische Idylle mit der aufge-

henden Sonne hinter der Wurmlinger Ka-

pelle gegen den latenten Bürgerkrieg 

links gegen rechts beim Zentrum, oder 

ein Scheideweg bei den Deutschen De-

mokraten (DDP) sind die Ausnahme; 

man vertraute auf den eingefahrenen 

Schriftzug (beim Zentrum) oder bei der 

DDP auf vertraute Namen wie Theodor 

Heuss und Reinhold Maier («Wähl eine 

Persönlichkeit durch Liste 8 – dein Kan-

didat Wirtschaftsminister Dr. Maier»; Nr. 

41). 

So hilflos wie makaber hört sich dann al-

lerdings der den Deutschnationalen nach-

empfundene Slogan zur Landesver-

sammlung der DDP am 6. Januar 1933 

an: «Im Jahr 1933 durch nationale Demo-

kratie zu Ruhe und Ordnung, zu Arbeit 

und Gesundung!» (Nr. 40). Gleichermas-

sen politisches Allgemeingut ist der Ap-

pell der rechtsliberalen DVP zur Reichs-

präsidentenwahl 1932 an die «Angehöri-

gen des nationalen Bürgertums»: «Durch 

die Tat, nicht durch Worte». Der hier wie 

andernorts pietistisch eingefärbte 

«Christliche Volksdienst», «evangelisch, 

vaterländisch und sozial», appelliert da-

gegen an die christliche Verantwortung: 

«In dieser Schicksalsstunde ist evangeli-

scher Glaube nicht Privatsache, sondern 

gemeinschaftliche V erantwortung vor 

Gott und Volk» (Nr. 47). Aber auch die 

andere, zusammen mit der DVP entschie-

den schwarz-weiss-rote Partei, die DN-

VP, beruft sich aufs «Evangelische» und 

lädt die «christlich-nationale Einwohner-

schaft Stuttgarts» zu einer Kundgebung 

mit dem Potsdamer Hofprediger Dr. Vo-

gel, der als Referent zu dem Thema «Der 

Luthergeist und unsere Zeit» angekün-

digt wird (Nr. 56). Und der deutschvölki-

sche, den Nationalsozialisten naheste-

hende «Alldeutsche Verband», wendet 

sich mit einem Vortrag über die «Ver-

derblichkeit» des katholischen Zentrums 

vorzugsweise an die evangelischen 

Christen. Dies möge, pars pro toto, ein 

Beispiel dafür sein, wie sehr einzelne 

Gruppen von Parteien und Parteiungen 

umworben wurden. Das Werben um sol- 

che Adressatengruppen wie eben Chris-

ten, Arbeiter/Arbeitslose, Mittelstand/ 

Beamte, Jugend, Frauen sowie Nationa-

listen und Militaristen bildet deshalb ei-

nen eigenen Teil der Ausstellung, ein-

fach, um zu zeigen, dass sich etwa die 

KPD vor allem an die Arbeitslosen und 

Arbeiter wendet, die SPD dazu noch an 

die Frauen, das Zentrum vorzugsweise an 

die katholischen Christen und die DNVP, 

die einen richtiggehenden Bismarck-Pla-

katkult betreibt, an die Monarchisten, an 

die Reaktionäre, die Antirepublikaner 

schlechthin; die NSDAP aber an alle ge-

nannten Gruppierungen. 

Welche Aufschlüsse geben diese Plakate 

noch über Stuttgart? 

Fast sämtliche wichtigen Politiker der 

Weimarer Zeit waren während der Wahl-

kämpfe jener frühen dreissiger Jahre auch 

hier. Thälmann von der KPD, Löbe 

(SPD), der Reichstagspräsident ebenso 

wie Reichskanzler Brüning (Zentrum) 

und sein Arbeitsminister Stegerwald 

(ebenfalls Zentrum), Hugenberg, der ver-

hängnisvolle DNVP-Vorsitzende und alle 

bekannten Nationalsozialisten: Hitler, 

Goebbels, Göring, Röhm, Himmler und 

auch Gregor Strasser. Es war diese Stadt 

kein entlegenes politisches Terrain, schon 

gar nicht für die Nationalsozialisten. 

Aber dies ist ein Gesichtspunkt, der uns 

bei der zweiten grossen Ausstellung des 

Zyklus, «Stuttgart und die Machtergrei-

fung» interessieren soll, weil es da auch 

darum gehen wird, die Anstrengungen 

der Nationalsozialisten zu dokumentie-

ren, diese Stadt in ihren Griff zu bekom-

men. 

Geschichte, das sind keineswegs nur die 

in Gedächtnis und Ortsbildern bewahrten 

Freundlichkeiten, ein wichtiger Teil von 

ihr ist sicher der, an den wir uns nicht 

gern erinnern; für uns ist es die Hitlerzeit. 

Lokalgeschichte über diese Zeit betrie-

ben, sie gar auszustellen, bedeutet aber 

den Nachweis, dass das Grauen, das der 

Nationalsozialismus gebracht hat, nicht 

erst im «fernen» Auschwitz beginnt, son-

dern bereits an einer Stuttgarter Plakat-

wand des Jahres 1930, wo ein blonder 

Teutone mit dem Vorschlaghammer auf 
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Juden und Sozialisten eindrischt – «Haut 

sie zusammen! Wählt Liste 9. National-

sozialisten» (Nr. 66). 

Für das Zustandekommen dieses Prologs 

haben wir zuerst dem Stuttgarter Ge-

meinderat zu danken, der uns sein Ver-

trauen geschenkt hat, aber auch der Bi-

bliothek für Zeitgeschichte und hierbei 

besonders Professor Rohwer und Herrn 

Buck, die uns ein grosszügiges Arbeiten 

erlaubt haben. Wir hoffen, dass der Um-

stand, Teile ihres unschätzbaren Reich-

tums an Plakaten nun in diesem Rahmen 

ausgestellt zu sehen, Entschädigung bie-

tet. Von Michael Molnar stammt die gra-

phische Ausstellungsarbeit bis hin zur 

Collage. Ohne ihn wäre sicher vieles 

reine «Papierhistorie» geblieben. 
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Bernd Burkhardt 

Fünf politische Lebens-

läufe aus dem Stuttgart 

vor der Machtergreifung 

Clara Zetkin 

Clara Zetkin, die marxistische Theoreti-

kerin und Vorkämpferin der Frauen-

Emanzipation, verkörperte nach ihrem 

Eintritt in die KPD dort als ehemals in-

ternational führende Sozialdemokratin 

die Tradition der Arbeiterbewegung. 

Während der Weimarer Republik war sie 

Mitglied des Exekutivkomitees der Kom-

munistischen Internationale, zeigte sich 

aber bis zu ihrem Tod im Jahr 1933 nicht 

bereit, kritiklos der Parteilinie zu folgen. 

In Stuttgart lebte sie, nach dem Fall der 

Sozialistengesetze, von 1890 an zunächst 

als sozialdemokratische Redakteurin in 

der Rotebühlstrasse; ihre beiden Söhne 

waren Schüler des Karls-Gymnasiums. 

Später, als sie in einem Landhaus in Sil-

lenbuch wohnte, war ihr Freundeskreis 

ein Zentrum der revolutionären Opposi-

tion in der SPD, aus dem viele, später 

führende, Kommunisten hervorgingen. 

Clara Zetkin wurde am 5. Juli 1857 als 

älteste Tochter des Dorfschullehrers im 

sächsischen Wiederau geboren. Ihr Vater 

Gottfried Eisner, Sohn eines noch erbun-

tertänigen Taglöhners, unterrichtete in ei-

nem engen Schulraum über hundert Kin-

der, die meist aus Familien von Heimar-

beitern stammten, die zu Hause als We-

ber und Strumpfwirker arbeiteten. Sie 

lebten in der ständigen Angst, durch die 

aufkommenden Fabriken ihre Arbeits-

plätze zu verlieren. «Es war», so schrieb 

Clara Zetkin später, «eine Stimmung un-

ter ihnen, wie sie in Gerhart Hauptmanns 

Webern dargestellt ist.» 

Der Vater der Mutter, Jean Dominique 

Vitale, war auf der Offiziersschule in St. 

Cyr erzogen und als begeisteter Anhä-

nger der Französischen Revolution der 

langjährige persönliche Adjutant des 

Kaisers Napoleon I. gewesen. Nach sei-

nem Bruch mit Napoleon, dem er Verrat 

an den Idealen der Französischen Revo-

lution vorwarf, wurde Vitale, nachdem er 

eine Leipziger Bürgerstochter geheiratet 

hatte, an der dortigen Universität Profes-

sor für romanische Philologie. In seinem 

Haus trafen sich wichtige Vertreter des 

Vormärz. 

Die Mutter Claras, Josephine Eisner, 

führte als begeisterte Anhängerin der Re-

volution von 1848 zusammen mit dem 

Bernd Burkhardt, Jahrgang 

1951, Studium der Ge-

schichte, Politik und Sozio-

logie. Freier Journalist.  

Autor des Buches «Eine 

Stadt wird braun – eine 

Fallstudie über die Macht-

ergreifung» (1980). Seit 

Sommer 1980 Mitarbeit 

am Projekt Zeitgeschichte. 

* 

 

Clara Zetkin. Foto aus 

dem «Roten Stern», 

1927.  

(Archiv der Sozialen  

Demokratie, Bonn) 
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Dorfarzt einen Zug Wiederauer Bauern 

nach Dresden, um 1849 den Aufstand 

dort zu unterstützen. Diese Haltung der 

Mutter bestimmte die Erziehung Claras, 

die schon als kleines Mädchen die Mar-

seillaise konnte und ihre Takte gegen die 

Fensterscheibe trommelte. Ihr Elternhaus 

war ein regelrechter Debattierklub: ihr 

Vater, ein sozial eingestellter, strenggläu-

biger Protestant, kritisierte häufig die li-

beralen Auffassungen seiner Frau, die in 

dem kleinen Dorf einen Mädchen-Turn-

verein gründete, zu dessen ersten Mitglie-

dern ihre Tochter Clara gehörte. 

Auch der Frauenverein ging auf ihre Ini-

tiative zurück. So knüpfte die Mutter Cla-

ras mit Luise Otto-Peters und Auguste 

Schmidt, damals grosse Namen in der 

deutschen Frauenbewegung, Kontakte. 

1872 kam Clara Eisner als Studentin auf 

das Lehrerinnenseminar Auguste 

Schmidts nach Leipzig. Dieses Seminar 

des allgemeinen Deutschen Frauenver-

eins, der für die Gleichberechtigung der 

Frau kämpfte, war von der liberalhuma-

nistischen Weltanschauung der Frauen-

bewegung geprägt. 

Ein Freund ihres Bruders steckte ihr sozi-

aldemokratische Zeitungen zu, in Leip-

zig, damals das eigentliche Zentrum der 

Sozialdemokratie, erschien der «Vor-

wärts», das Zentralorgan der Partei. Hier 

lebten auch August Bebel und Wilhelm 

Liebknecht, die führenden Köpfe der jun-

gen Sozialdemokratie. Über ihre Studien-

freundin Warwara, die Tochter eines 

wohlhabenden russischen Kaufmanns, 

lernte Clara Eisner in einem Zirkel russi-

scher Studenten Ossip Zetkin kennen, der 

als Anhänger der revolutionären Volks-

tümlerbewegung von der zaristischen Po-

lizei verfolgt, nach Deutschland hatte 

fliehen müssen. In seiner Begleitung be-

suchte sie zum erstenmal sozialdemokra-

tische Versammlungen, im Leipziger Ar-

beiter-Bildungsverein fesselten sie die 

Vorträge Wilhelm Liebknechts. Im Juni 

1878, wenige Monate vor den Sozialis-

tengesetzen, die die sozialdemokrati-

schen Organisationen in den Untergrund 

drängten, trat Clara Eisner der jungen So-

zialdemokratischen Partei bei. 

Nach erfolgreichem Examen Hauslehre-

rin in der Familie eines reichen Unterneh-

mers, warf sie dem Familienoberhaupt in 

einer Auseinandersetzung vor, dass er 

seine Frau wie eine Sklavin halte. In ihrer 

politischen Aktivität sammelte sie Geld 

für die verbotene Partei, verteilte illegale 

Flugblätter und nahm an getarnten Tref-

fen teil. Im Spätsommer 1880 wurde Os-

sip Zetkin während einer Versammlung, 

auf der August Bebel über den ersten il-

legalen Parteitag der SPD berichtet hatte, 

verhaftet und in die Schweiz abgescho-

ben. Clara folgte ihm bald nach Zürich, 

der Zentrale der emigrierten Sozialdemo-

kraten. Hier half sie beim Drucken sozi-

aldemokratischer Literatur, die sie dann 

über die deutsche Grenze schmuggelte. 

Im November 1882 – in Paris – nahm sie 

den Namen Zetkin an, ohne Ossip zu hei-

raten, weil sie sonst ihre deutsche Staats-

bürgerschaft verloren hätte; ein Jahr da-

nach kam ihr Sohn Maxim, zwei Jahre 

später Konstantin – genannt Kostja – zur 

Welt. 

Die junge Familie lebte kümmerlich un-

ter einem Dachboden und war ständig 

Kunde des Pfandhauses. Eine alte Kom-

munardin hütete die Kinder, während 

Clara Zetkin mit Deutschstunden und 

Übersetzungen die Familie über Wasser 

hielt. Bei der Beerdigung eines Arbeiter-

führers brach nach einem Polizeieinsatz 

eine Panik aus; viele Menschen wurden 

zu Tode getrampelt. Clara Zetkin fiel un-

ter dem Säbelhieb eines Polizisten in 

Ohnmacht. 

In Paris kam Clara Zetkin mit den unter-

schiedlichen Tendenzen der Arbeiterbe-

wegung in Berührung, denn im Gegen-

satz zu Deutschland hatte sich der Mar-

xismus noch nicht als herrschende Theo-

rie der französischen Sozialisten durch-

setzen können. Regelmässig schrieben 

Clara Zetkin und ihr Mann Beiträge für 

die Zeitung «Le Socialiste», der von Paul 

Lafarque, dem Schwiegersohn von Karl 

Marx, herausgegebenen Wochenzeitung. 

Die Wohnung der Zetkins entwickelte 

sich zu einem Treffpunkt für die aus allen 

Teilen Europas stammenden Emigranten.  
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Während eines Besuchs in Leipzig trat sie 

1886 in den Lauben der Schrebergärten 

und in Arbeiterwohnungen zum ersten-

mal als Rednerin für die immer noch ver-

botene Sozialdemokratische Partei auf. 

Wieder in Paris veröffentlichte sie eigene 

Artikel unter dem Namen ihres Mannes, 

denn selbst in der sozialistischen Presse 

hatten weibliche Autoren mit Vorurteilen 

zu kämpfen. Die ersten Veröffentlichun-

gen unter ihrem eigenen Namen beschäf-

tigten sich dann auch mit der Frauenfrage. 

Im Jahr 1888 starb ihr Mann Ossip nach 

einer schweren Lähmung. 

Einige Freunde kamen und gingen. Ich 

erlebte alles wie im Traum. Klar, bewusst 

war mir nur das Eine, Furchtbare, Un-

fassbare: Ossip stirbt. Abends, nach acht 

Stunden, standen Herz und Atem still. Es 

war mir, als müsse auch mein Leben still-

stehen... Ich bin damals nur durch die 

Kinder zum Leben zurückgekommen und 

namentlich durch den Sozialismus, meine 

Arbeit als revolutionäre Kämpferin. 

Als einzige Frau wirkte sie als einer von 

elf Sekretären bei der Organisation des 

Internationalen Sozialistenkongresses 

1889 in Paris mit, der zur Gründung der 

zweiten Sozialistischen Internationale 

führte. Gegen Ende des Treffens ergriff 

sie das Wort: 

Die Sozialisten müssen wissen, dass bei 

der gegenwärtigen wirtschaftlichen Ent-

wicklung die Frauenarbeit eine Notwen-

digkeit ist... Die Sozialisten müssen vor 

allem wissen, dass auf der ökonomischen 

Abhängigkeit oder Unabhängigkeit die 

soziale Sklaverei oder Freiheit beruht. 

Diejenigen, welche auf ihr Banner die Be-

freiung alles dessen, was Menschenantlitz 

trägt, geschrieben haben, dürfen nicht 

eine ganze Hälfte des Menschenge-

schlechts durch wirtschaftliche Abhän-

gigkeit zu politischer und sozialer Sklave-

rei verurteilen. Wie der Arbeiter vom Ka-

pitalisten unterjocht wird, so die Frau 

vom Manne; und sie wird unterjocht blei-

ben, solange sie nicht wirtschaftlich un-

abhängig dasteht. Die unerlässliche Be- 

dingung für diese ihre wirtschaftliche 

Unabhängigkeit ist die Arbeit ... 

Die Arbeiterinnen sind durchaus davon 

überzeugt, dass die Frage der Frau-

enemanzipation keine isoliert für sich be-

stehende ist, sondern ein Teil der grossen 

sozialen Frage... Ohne Beihilfe der Män-

ner, ja, oft sogar gegen den Willen der 

Männer, sind die Frauen unter das sozia-

listische Banner getreten... 

Nach dem Fall der Sozialistengesetze zog 

Clara Zetkin nach Stuttgart, damals Sitz 

des von Wilhelm Dietz geleiteten Sozial-

demokratischen Parteiverlags, der die 

von Karl Kautsky redigierte Zeitschrift 

«Die Neue Zeit» herausbrachte, für die 

Clara Zetkin nun arbeitete. Die beiden 

Buben, die ein Kauderwelsch aus 

Deutsch, Russisch und Französisch spra-

chen, hatten unter dem im kaiserlichen 

Deutschland geschürten Franzosenhass 

zu leiden, ein Invalide des Deutsch-Fran-

zösischen Krieges bedrohte sie mit seinen 

Krücken. Schon nach kurzer Zeit ver-

strickte sich Clara Zetkin in innerparteili-

che Kontroversen: in ihren Augen fehlte 

vielen gemütlichen schwäbischen Genos-

sen der nötige Kampfgeist. 

Weihnachten 1891 erschien die erste 

Nummer der «Gleichheit. Zeitschrift für 

die Interessen der Arbeiterinnen», die 

Clara Zetkin als verantwortliche Redak-

teurin 25 Jahre lang leitete. Als Redakteu-

rin dieses Sprachrohrs der Frauenemanzi-

pation sollte Clara Zetkin eine der führen-

den Sozialdemokraten Europas werden. 

Bis zum Ausbruch des Ersten Weltkriegs 

1914 sprach sie nahezu auf jedem Partei-

tag und auf jedem internationalen Kon-

gress der Sozialdemokraten. Auf dem In-

ternationalen Kongress 1893 in Zürich 

stimmte Clara Zetkin für eine Resolution 

zur Frauenfrage, die zur Grundlage der 

sozialdemokratischen Parteien wurde: 

Acht-Stunden-Tag für die Arbeiterinnen, 

gleicher Lohn für gleiche Arbeit, Urlaub 

für Schwangere und junge Mütter sowie 

Gleichstellung der Frau in den Arbeits-

schutzgesetzen waren die zentralen For-

derungen. 
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In den Theoriedebatten um die «revisio-

nistische» Position Eduard Bernsteins, 

der wesentliche Elemente des Marxismus 

zugunsten einer staatsbejahenden Re-

formpolitik opfern wollte, gehörte Clara 

Zetkin zu den Wortführern der Linken, 

die auf einer revolutionären Konzeption 

sozialdemokratischer Politik beharrten. 

Im Jahr 1903 zog sie nach Sillenbuch um; 

ihr Gehalt war gestiegen und durch den 

Verkauf ihrer Broschüren war sie zu ei-

nem bescheidenen Wohlstand gekom-

men. 

Das Sillenbucher Landhaus, das sie nun 

mit ihrem wesentlich jüngeren zweiten 

Mann, dem sozialkritischen Maler Fried-

rich Zundel bewohnte, entwickelte sich 

zum Treffpunkt nicht nur der Stuttgarter 

Linken. Am Rande des Internationalen 

Sozialistenkongresses in Stuttgart 1907 

legte hier Lenin zusammen mit Vertretern 

der linken deutschen Sozialdemokraten 

die Marschroute für das Treffen fest. Auf 

diesem Stuttgarter Kongress wählten die 

Delegierten Clara Zetkin zur Sekretärin 

des neu entstandenen Frauensekretariats 

in der Sozialistischen Internationale; das 

entschiedene Bekenntnis zum Frauen-

wahlrecht war mit das wichtigste Resultat 

des Stuttgarter Treffens. Die zweite inter-

nationale sozialistische Frauenkonferenz 

in Kopenhagen beschloss 1910 einen An-

trag, dessen entscheidende Schlusspas-

sage Clara Zetkin formuliert hatte: 

Im Einvernehmen mit den klassenbewuss-

ten politischen und gewerkschaftlichen 

Organisationen des Proletariats in ihrem 

Lande veranstalten die sozialistischen 

Frauen aller Länder jedes Jahr einen 

Frauentag, der in erster Linie der Agita-

tion für das Frauen wahlrecht dient. Die 

Forderung muss in ihrem Zusammenhang 

mit der ganzen Frauenfrage der sozialis-

tischen Auffassunggemäss beleuchtet 

werden. Der Frauentag muss einen inter-

nationalen Charakter tragen und ist sorg-

fältig vorzubereiten. 

In Württemberg, damals eine der Hoch-

burgen des Revisionismus, sass Clara 

Zetkin seit 1910 als Vertreterin der 

Frauen in der Landesleitung der SPD. 

Auch hier trat sie als Wortführerin der 

Linken auf, die sich hauptsächlich auf den 

Stuttgarter Ortsverein stützen konnte. Als 

sich der Ausbruch des Weltkriegs schon 

abzeichnete, richtete sie 1912 in Basel ei-

nen dramatischen Friedensappell an die 

Delegierten des ausserordentlichen Inter-

nationalen Kongresses: 

Alles, was in uns lebt als persönlicher 

Ausdruck allgemeiner Menschheitsent-

wicklung, allgemeiner Kulturideale, em-

pört sich, wendet sich schaudernd ab von 

dem Gedanken an die drohende Mas-

senzerstörung, Massenvernichtung 

menschlicher Leben im modernen Kriege. 

Haben nicht alle diese Leben einst unter 

dem Herzen einer Mutter gelegen, sind 

sie nicht von einer Mutter in Leid und 

Freud betreut worden?... Sind es nicht die 

Söhne der werktätigen Massen, die ge-

täuscht, verhetzt, verblendet gegeneinan-

dergeführt werden, um einander abzu-

schlachten? Sie, die Brüder, Genossen 

sein sollten im Kampfe für die gleiche 

Freiheit! 

Aber die Friedensresolution des Kongres-

ses sollten genau so wenig nützen, wie die 

Artikel, die Clara Zetkin noch unmittel-

bar bei Kriegsausbruch im August 1914 

in der «Gleichheit» veröffentlichte. Die 

Masse auch der Arbeiter reagierte mit 

hysterischer Begeisterung. Clara Zetkin, 

die zur winzigen Gruppe der Kriegsgeg-

ner gehörte, wurde schon am 2. August 

1914 das Opfer einer Polizeiaktion, die 

sie im Brief an eine holländische Freun-

din schilderte: 

... Heute morgen um fünf Uhr wurde ich 

aus dem Schlaf geklingelt. Es fand die 

erste grosse Haussuchung statt. Nach 

dem ganzen Um und Auf muss ich schlies-

sen, dass ich unter dem Verdacht stehe, 

mit Russland gegen Deutschland zu kon-

spirieren und russische Emissäre bei mir 

zu beherbergen. Und das, obgleich viel-

leicht niemand in Deutschland so leiden-

schaftlich und zäh in aller Öffentlichkeit 

gegen den russischen Zarismus kämpft, 

wie ich seit 30 Jahren. Dass solche Räu-

berphantasien möglich sind, beleuchtet 

Ihnen die Situation... 
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Nachdem der Stuttgarter Parteivorsit-

zende und Landtagsabgeordnete Fried-

rich Westmeyer als Redakteur der 

«Schwäbischen Tagwacht» die Billigung 

der Kriegspolitik durch die SPD-Reichs-

tagsfraktion in der Tageszeitung der SPD 

kritisiert hatte, löste ihn auf Beschluss des 

Landesvorstands der Reichstagsabgeord-

nete Wilhelm Keil ab. Heftige Konflikte 

waren die Folge: Bei einer Versammlung 

im Stuttgarter Gewerkschaftshaus An-

fang Dezember 1914 provozierte Clara 

Zetkin mit dem Ausruf, dass sie bestimm-

te Mitglieder des Landesvorstands als 

Menschen nicht mehr achten könne, den 

Eklat: Der Landesvorstand und die em-

pörten Gefolgsleute des rechten Flügels 

der Stuttgarter Sozialdemokraten, die in 

der Minderheit blieben, verliessen den 

Saal und gründeten wenig später einen ei-

genen Ortsverein, der auf der offiziellen 

Parteilinie lag. Damit war Stuttgart die 

erste Grossstadt Deutschlands, in der es 

wegen der umstrittenen Kriegspolitik 

zum offenen organisatorischen Bruch 

kam. 

Im Frühjahr 1915 bereitete Clara Zetkin 

illegal in Bern eine Konferenz vor, die 

oppositionell gesinnte Frauen aus sozial-

demokratischen Parteien der kriegsfüh-

renden Staaten Deutschland, England, 

Frankreich und Russland an einen Tisch 

führte. Dieses erste internationale Treffen 

der oppositionellen Kräfte in den einzel-

nen sozialdemokratischen Parteien wäh-

rend des Krieges führte zu einer Kontro-

verse zwischen dem in der Schweiz le-

benden Lenin und Clara Zetkin. Der Füh-

rer der russischen Bolschewistischen Par-

tei lehnte die Schlussresolution ab, sie 

wäre zu «pazifistisch» und nicht scharf 

genug in der Verurteilung der sozialde-

mokratischen Führer. 

Nach der Berner Konferenz wurde Clara 

Zetkin in Karlsruhe unter der Anklage des 

Landesverrats verhaftet. Eine wachsende, 

von heftigen innerparteilichen Zwistig-

keiten begleitete Solidaritätswelle, er-

reichte nach einigen Monaten ihre Frei-

lassung. Clara Zetkin konnte nach wie 

vor die «Gleichheit», die bis zu ihrer Ent-

lassung 1917 als Redakteurin einen kla-

ren Antikriegskurs steuerte, leiten. 

Nach der Gründung der Spartakus-Grup-

pe als Sammlung der entschiedenen revo-

lutionären Opposition war ihre Mitarbeit 

zurückhaltend loyal, während sie der 

USPD Ostern 1917, die die Opposition 

der verschiedenen Richtungen zusam-

menschloss, beitrat. 

Beim Zusammenbruch der Monarchie 

trat sie zum erstenmal nach Jahren am 

9. November 1918 auf dem Stuttgarter 

Marktplatz vor der revolutionären Menge 

auf. Am Gründungsparteitag der KPD 

Ende 1918 in Berlin nahm Clara Zetkin 

nicht teil, sie blieb vielmehr bis zum 

März 1919 Mitglied der USPD, die sie als 

Abgeordnete in der verfassungsgebenden 

württembergischen Versammlung ver-

trat. Ein tiefer Schock war für Clara Zet-

kin die Ermordung ihrer langjährigen 

Freundin Rosa Luxemburg im Januar 

1919. Dies führte zum endgültigen, auch 

emotionalen Bruch mit der regierenden 

Sozialdemokratie. 

1920 wurde sie, inzwischen Mitglied der 

KPD, zusammen mit Paul Levi als Abge-

ordnete der damals zahlenmässig noch 

schwachen Partei in den Reichstag ge-

wählt. Nach Auseinandersetzungen mit 

der russischen Führung der Kommunisti-

schen Internationale (Komintern), ver-

liess Clara Zetkin zusammen mit Paul 

Levi im Februar 1921 die Zentrale der 

KPD. Sie hatte für ein Minimalprogramm 

plädiert, während der linke Flügel sich 

für die Vorbereitung eines gewaltsamen 

Aufstandes einsetzte. Mit der blutigen 

Niederschlagung eines dilettantisch in-

szenierten Aufstandes im März 1920 in 

den KPD-Hochburgen Halle und Magde-

burg erlitten mit dieser «März-Aktion» 

die Anhänger dieser «Offensiv-Theorie» 

eine vernichtende Niederlage. 

Wegen seiner Kritik an dieser Putschak-

tion und dem wachsenden russischen 

Einfluss in der KPD wurde Paul Levi aus-

geschlossen; er sollte später als SPD-

Reichstagsabgeordneter der führende 

Kopf des linken SPD-Flügels werden. 

Lenin persönlich jedoch überredete Clara 

Zetkin, nicht mit der Partei zu brechen. 

Danach erneut Mitglied der KPD-Zen- 
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trale kritisierte sie im Oktober 1923 

scharf den fehlgeschlagenen abenteuerli-

chen kommunistischen Aufstand in Ham-

burg. Nach dem innerparteilichen Durch-

bruch der Linken auf dem Frankfurter 

Parteitag im April 1924 erhielt sie dafür 

die Quittung: bei der Wahl der neuen Zen-

trale erhielt sie ganze fünf Stimmen. Da-

mit präsentierte die KPD nicht, wie von 

der alten Zentrale geplant, Clara Zetkin, 

sondern Ernst Thälmann als kommunisti-

schen Kandidaten für die Reichspräsiden-

tenwahl 1925. 

Schon im Juni 1923, noch vor dem Hitler-

Putsch in München, trug Clara Zetkin in 

Moskau vor den Delegierten der Kommu-

nistischen Internationale eine sehr diffe-

renzierte Analyse des Faschismus vor, bei 

der sie – das italienische Beispiel vor Au-

gen – den «Faszismus» nicht nur, wie bis 

dahin üblich, als gewalttätige Form bür-

gerlicher Herrschaft, sondern auch als 

Sammelbecken sozial Gescheiterter inter-

pretierte: 

Tausendköpfige Massen strömten dem 

Faszismus zu. Er wurde ein Asyl für poli-

tisch Obdachlose, für sozial Entwurzelte, 

für Existenzlose und Enttäuschte. Und 

was sie alle nicht erhofften von der revo-

lutionären Klasse des Proletariats und 

vom Sozialismus, das erhoffen sie als 

Werk der tüchtigsten, stärksten, ent-

schlossensten, kühnsten Elemente aller 

Klassen. Auch sie müssen zu einer Ge-

meinschaft zusammengefasst werden. 

Diese Gemeinschaft ist für die Faszisten 

die Nation. Sie wähnen, dass der ernste 

Wille, sozial ein Neues, Besseres zu schaf-

fen, machtvoll genug sei, alle Klassenge-

gensätze zu überbrücken. Das Mittel für 

die Verwirklichung des faszistischen Ide-

als ist ihnen der Staat. Ein starker, ein au-

toritärer Staat, der gleichzeitig ihr urei-

genstes Geschöpf und ihr williges Werk-

zeug sein soll. Hoch über allen Parteiun-

terschieden und Klassengegensätzen wird 

er thronen und die soziale Welt nach ihrer 

Ideologie, ihrem Programm gestalten. Es 

liegt auf der Hand, dass nach der sozialen 

Zusammensetzung seiner Gruppen der 

Faszismus auch Elemente einschliesst,  

die der bürgerlichen Gesellschaft ausser-

ordentlich unbequem, ja gefährlich wer-

den können. 

Nachdem unter dem Vorsitzenden Ernst 

Thälmann die KPD endgültig ins sowjeti-

sche Schlepptau geraten war, spielte 

Clara Zetkin parteiintern nur noch eine 

zweitrangige Rolle, sie blieb jedoch ihr 

nach aussen stilisiertes Aushängeschild. 

Besonders die Komintern, die immer 

mehr zur Befehlszentrale Stalins degene-

rierte, stiess auf ihre harte Kritik. In ei-

nem Brief, den sie am 25. März 1929 an 

den französischen Kommunisten Jules 

Humbert-Droz schrieb, fällte sie ein ver-

nichtendes Urteil über dieses Gremium, 

dem sie als Leiterin der «Internationalen 

Roten Hilfe» selbst angehörte: 

Ich werde mich völlig einsam und depla-

ziertfühlen in dieser Körperschaft, die 

sich aus einem lebendigen, politischen 

Organismus in einen toten Mechanismus 

verwandelt hat, der an der einen Seite Be-

fehle in russischer Sprache einschluckt 

und auf der anderen Seite diese Befehle 

in verschiedenen Sprachen ausspuckt. 

1929 schien es fast so, als wollte sie zur 

neugegründeten Abspaltung «Kommu-

nistische Partei Opposition (KPO)», der 

sich viele ihrer alten – auch Stuttgarter – 

Freunde angeschlossen hatten, überwech-

seln. In diesen Jahren lebte sie, fast er-

blindet, nicht mehr in Sillenbuch, sondern 

die meiste Zeit in Moskau. Bei den Aus-

einandersetzungen um den autoritären 

Kurs Josef Stalins gehörten ihre Sympa-

thien seinem Gegenspieler Bucharin, dem 

Exponenten des rechten Flügels der sow-

jetischen KPdSU. 

Als Alterspräsidentin des Reichstages, 

dem sie von 1920 bis zur Ausschaltung 

der Kommunisten 1933 ununterbrochen 

angehörte, eröffnete die gebrechliche 

Fünfundsiebzigjährige am 30. August 

1932 sitzend den neugewählten Reichs-

tag. Als Sprecherin der Partei, die keinen 

Finger rührte, um die Republik zu vertei-

digen und die noch vor Kurzem die Sozi-

aldemokraten als «Sozialfaschisten» dif- 
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famiert hatte, appellierte sie nun an die 

Einheitsfront aller Werktätigen: 

Das Gebot der Stunde ist die Einheits-

front aller Werktätigen, um den Faschis-

mus zurückzuwerfen..., um damit den Ver-

sklavten und Ausgebeuteten die Kraft und 

die Macht ihrer Organisation zu erhalten, 

ja sogar ihr physisches Leben. Vor dieser 

zwingenden geschichtlichen Notwendig-

keit müssen alle fesselnden und trennen-

den politischen, gewerkschaftlichen, reli-

giösen und weltanschaulichen Einstellun-

gen zurücktreten. Alle Bedrohten, alle 

Leidenden, alle Befreiungssehnsüchtigen 

gehören in die Einheitsfront gegen den 

Faschismus und seine Beauftragten in der 

Regierung! Die Selbstbehauptung der 

Werktätigen gegen den Faschismus ist die 

nächste unerlässliche Voraussetzung für 

die Einheitsfront im Kampfe gegen Krise, 

imperialistische Kriege und ihre Ursa-

che, die kapitalistische Produktionswei-

se. 

Nach der Wahl des Nationalsozialisten 

Hermann Göring übergab sie ihm als 

Reichstagspräsidenten die Leitung der 

Sitzung. Als die Nationalsozialisten die 

Macht ergriffen und die blutige Massen-

verfolgung der deutschen Kommunisten 

einsetzte, lebte die Todkranke in der Sow-

jetunion. Clara Zetkin starb am 20. Juni 

1933 in Archangelskoje bei Moskau. An 

ihrem Trauerzug auf dem Roten Platz in 

Moskau beteiligten sich mehr als 400‘000 

Menschen. Stalin und Molotow trugen 

die Urne, die an der Kreml-Mauer beige-

setzt wurde. 
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Kurt Schumacher 

Im Sommer 1945 spricht Kurt Schuma-

cher in der Halle des Stuttgarter Bahn-

postamts, versteckt hinter Karren und Pa-

keten, vor einem kleinen Kreis Stuttgar-

ter Sozialdemokraten. Illegal – denn po-

litische Versammlungen Deutscher sind 

noch strikt von der amerikanischen Be-

satzungsmacht verboten. Als am Eingang 

amerikanische Militärpolizisten auftau-

chen, erhält Fritz Eberhard, der spätere 

Südfunkintendant, den Auftrag, sie abzu-

wimmeln. Eberhards Englischkenntnisse 

sind noch sehr frisch, im Mai ist er nach 

sechsjähriger Emigration aus Enland 

nach Stuttgart gekommen – die Militär-

polizisten werden besänftigt. Schuma-

cher, in dessen Hannoveraner Büro da-

mals die ersten Fäden für den Wiederauf-

bau der Sozialdemokratie im Westen 

Deutschlands geknüpft werden, kann 

weiterreden. 

Viele im Kreis der heimlich Versammel-

ten lauschen einem alten Bekannten, 

denn schliesslich war Schumacher seit 

1920 Redakteur der sozialdemokrati-

schen «Schwäbischen Tagwacht». Als 

Vorsitzender des örtlichen Reichsban-

ners – des republikanischen Kampfver-

bandes – und später der Eisernen Front, 

hat er sich durch beissende Polemik und 

ätzende Rhetorik in Kundgebungen und 

Aufmärschen den Hass der Nazis zuge-

zogen. Zehn Jahre KZ waren die Folge. 

Die Konzentrationslager Heuberg, Obe-

rer Kuhberg bei Ulm und schliesslich 

Dachau sind die Stationen seines Lei-

densweges. Sie haben ihn körperlich ge-

zeichnet, konnten ihn aber persönlich 

und politisch nicht brechen. 

Durch dieses Schicksal hatte er die mora-

lische Legitimation, um einen politischen 

Führungsanspruch anzumelden. Aber im 

Wettlauf um die Gunst der von Naziherr-

schaft und Krieg geprägten Wähler 

konnte sich bei der ersten Bundestags-

wahl 1949 der Christdemokrat Adenauer 

als Kanzler durchsetzen. Die politische 

Entwicklung der Nachkriegszeit, die 

Schumacher bis zu seinem Tod 1952 als 

Restauration bekämpfte, wurde von sei- 

 

Kurt Schumacher, 1930. 
(Archiv der Sozialen  
Demokratie, Bonn) 

nen Gegnern als Aufschwung euphorisch 

gefeiert. Sein entschiedener Kampf für 

die Wiedervereinigung und gegen alli-

ierte Bevormundung wurde als neutralis-

tischer Nationalismus angegriffen. Wie 

kaum ein anderer führender Sozialdemo-

krat personifizierte er das «Preussische» 

in seiner Partei. Mit diesem Odium be-

haftet, ist bei vielen Zeitgenossen in Ver-

gessenheit geraten, dass der entschei-

dende Ort seiner Prägung als Parteipoli-

tiker und Parlamentarier in der Weimarer 

Zeit Stuttgart war. 

Das Haus seiner Eltern lag zwischen ei-

ner preussischen Kaserne und einem pol-

nischen katholischen Kloster. Die meis-

ten seiner Klassenkameraden waren Po-

len, von denen ihn eine tiefere Kluft 

trennte als von seinen jüdischen Spielka-

meraden: in dem kleinen westpreussi-

schen Städtchen Kulm, 30 Kilometer ent-

fernt von der alten deutschrussischen 

Grenze, die nach dem Versailler Vertrag 

von der Landkarte verschwinden sollte. 

Als Kurt Schumacher 1895 als Sohn ei-

nes wohlhabenden, zum Linksliberalis-

mus der Fortschrittspartei neigenden 

Kaufmanns geboren wurde, konnte nie-

mand ahnen, dass er eine legendäre Ge-

stalt der Sozialdemokratie werden sollte. 

Zwischen der herrschenden Schicht der 

meist adligen preussischen Grossgrund- 
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besitzer und dem Gros der polnischen 

Landbevölkerung gab es nur den schma-

len Puffer einer bürgerlichen und klein-

bürgerlichen Zwischenschicht. Noch we-

niger fiel die Industriearbeiterschaft oder 

gar eine organisierte Arbeiterbewegung 

ins Gewicht. Bis an sein Lebensende ge-

lang es Schumacher nicht, zu klären, ob 

es in seiner Heimatstadt überhaupt eine 

organisierte Arbeiterbewegung gegeben 

hatte. 

Die erste Berührung des siebzehnjährigen 

Gymnasiasten mit der Sozialdemokratie 

war die Lektüre der aus dem fernen Ber-

lin abonnierten «Sozialistischen Monats-

hefte» – des theoretischen Sprachrohrs 

der Revisionisten um Eduard Bernstein, 

der die offiziell herrschende marxistische 

Parteitheorie revidieren und die revoluti-

onäre Konzeption zugunsten einer Strate-

gie der schrittweisen sozialen Reform op-

fern wollte. Diese frühe Lektüre war die 

Folge liberaler väterlicher Pädagogik, die 

zwar das Interesse an Politik wecken, die 

Bestimmung des eigenen Standorts aber 

dem Sohn überliess. 

Den Ausbruch des Weltkriegs erlebt 

Schumacher auf der Schulbank. Nach 

dem eilig abgelegten Notabitur meldet er 

sich freiwillig zu des Kaisers Fahnen, 

ging es doch darum, den reaktionären Za-

rismus zu schlagen – hier im westpreus-

sischen Grenzland war in liberalen Krei-

sen der russische Herrscher stärker als an-

derswo die sinnbildliche Verkörperung 

finsterster Rückständigkeit. Begierig, 

endlich an der Front zu stehen, lässt sich 

Schumacher, getragen von der Woge pat-

riotischer Kriegsbegeisterung, von der 

Artillerie zur Infanterie versetzen. Sein 

Wunsch findet eine makabere Erfüllung. 

Von einer Maschinengewehrgarbe nie-

dergemäht und erst nach Stunden schwer 

verletzt aus dem Trommelfeuer gebor-

gen, muss dem neunzehnjährigen der 

rechte Arm bis zur Achselhöhle amputiert 

werden. 

Der Schock dieser Verwundung über-

schattete sein Studium, das der mit dem 

Eisernen Kreuz dekorierte Kriegsver-

sehrte nach seiner Entlassung aus dem 

Lazarett begann. Dieses Kriegserlebnis 

und das Studium der Rechts-, Wirt- 

schafts- und Staatswissenschaft in Halle, 

Leipzig und vom Frühjahr 1917 an in 

Berlin korrigierte das Weltbild des wohl-

behüteten preussischen Gymnasiasten. 

Diese Städte waren Hochburgen der Op-

position gegen die Reichstagsfraktion der 

SPD, die seit 1914 die Kriegskredite ge-

billigt hatte. Eine wachsende Zahl unzu-

friedener Genossen führte mit der Grün-

dung der USPD 1917 zur Spaltung der 

Partei. Am 9. Januar 1918 im selben Mo-

nat, als in Berlin 180‘000 Munitionsar-

beiter streikten, tritt Schumacher der SPD 

bei, schon bald wird er von Konrad 

Hänisch, einem Exponenten des «sozial-

patriotischen» Flügels der Mehrheitsso-

zialdemokratie gefördert. 

Den Zusammenbruch des Kaiserreichs 

und die Novemberrevolution 1918 er-

lebte Schumacher als Vertreter des 

Reichsbundes der Kriegsbeschädigten im 

Grossberliner Soldaten- und Matrosenrat. 

Im Arbeitsministerium, wo er anschlies-

send sechs Monate tätig war, lernte er 

Erich Rossmann kennen, einen führenden 

württembergischen Sozialdemokraten 

und Aktivisten des Reichsbundes der 

Kriegsbeschädigten. 

Zuerst galt es für Schumacher, seine ma-

terielle Existenz zu sichern – denn seine 

Familie musste in Kulm, das bei Kriegs-

ende an den wieder entstandenen Staat 

Polen abgetreten worden war, ihr gesam-

tes Vermögen zurücklassen. Zwischen 

Arbeit und politischer Aktivität legte 

Schumacher sein erstes juristisches 

Staatsexamen ab, sein Förderer Hänisch, 

inzwischen preussischer Kultusminister, 

vermittelte ihm an der Universität Müns-

ter einen Doktorvater. 

Schumachers Dissertation sollte aber erst 

1926 beendet werden, denn im Dezember 

1920 kam Schumacher auf Empfehlung 

der Berliner Sozialdemokraten als Re-

dakteur der sozialdemokratischen Tages-

zeitung «Schwäbische Tagwacht» nach 

Stuttgart. Mit dem Herausgeber der 

«Tagwacht», dem prominenten Reichs-

tagsabgeordneten Wilhelm Keil, verband 

ihn von nun an eine langjährige, oft von 
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Auseinandersetzungen erschütterte Be-

ziehung. Denn der aus der Arbeiterschaft 

stammende Volksschüler Keil, der die 

meist intellektuellen Wortführer der lin-

ken Sozialdemokraten befehdete, be-

trachtete den jungen Akademiker bürger-

licher Herkunft mit Misstrauen. Schon 

bald macht sich Schumacher nicht nur als 

scharfzüngiger Leitartikler, sondern auch 

als temperamentvoller Redner in der 

Stuttgarter Parteiorganisation einen Na-

men. In Württemberg, wo seit 1920 die 

SPD, anders als in Preussen und im 

Reich, nicht mehr in der Regierung sass, 

konnte sich Schumacher als Kritiker der 

Landesregierung und damit in der Rolle 

des Oppositionellen profilieren. 

An der Basis der zunächst von den Unab-

hängigen und später von den Kommunis-

ten geschwächten württembergischen 

SPD regte sich Kritik an der bedächtigen, 

von Kompromissen bestimmten Politik 

der heimischen sozialdemokratischen 

Führer. Unzufriedenheit über die alte 

Garde äusserte sich hauptsächlich in der 

Parteijugend, deren Organisation in Bot-

nang etwa geschlossen zu den Kommu-

nisten überwechselte. Diese Parteiju-

gend, wenig angesprochen sowohl von 

der Politik der alten Garde als auch von 

trockener marxistischer Theoptsächlich 

in der Parteijugend, deren Organisation 

in Botnang etwa geschlossen zu den 

Kommunisten überwechselte. Diese Par-

teijugend, wenig angesprochen sowohl 

von der Politik der alten Garde als auch 

von trockener marxistischer Theorie der 

Linken, sieht in ihm, dem eher gefühls-

mässigen Politiker, eine fesselnde Leitfi-

gur. – Obwohl Schumacher nicht mit dem 

unter Genossen üblichen vertrauten «Du» 

angeredet wird, sondern von Anfang an 

der «Doktor» ist. Auch sein Privatleben 

schirmte er von seinen Parteifreunden ab. 

Häufig verkehrte er mit «Bürgerlichen» 

in vornehmen Lokalen, mit Künstlern, 

Literaten und Journalisten. 

Schon 1921 organisierte Schumacher De-

monstrationen gegen die Nationalsozia- 

listen. Mit Hilfe einer Geheimgruppe jun-

ger Sozialisten gelang es ihm, politische 

Freunde in ihre Reihen einzuschleusen. 

Bereits vor dem Münchner Hitlerputsch 

im November 1923 konnte er so eine Se-

rie von Artikeln veröffentlichen. Vor sei-

ner Wahl in eine Reihe von Gerichtsver-

fahren wegen Beleidigungen von Abge-

ordneten, Richtern und Polizeibeamten 

verwickelt, sind Schumachers Attacken 

auf Bazille in der Schwäbischen Tag-

wacht wegen «fortgesetzter Verleum-

dung» mit einer dreimonatigen Gefäng-

nisstrafe quittiert worden. Ein nie voll-

streckter Urteilsspruch, den die Sozialde-

mokraten als Ausdruck politischer Gesin-

nungsjustiz zurückwiesen. Immer wieder 

wies Schumacher im Dauerkonflikt mit 

Bazille, um dessen Nationalismus aufs 

Korn zu nehmen, auf dessen französi-

schen Vater hin, sei’s, dass er ihn als 

«Monsieur Bazille» anredete oder ihn als 

«Halbfranzosen» bezeichnete, um den 

Kontrast zwischen Bazilles französischer 

Herkunft und seinem gegen den «Erb-

feind» Frankreich gerichteten Nationalis-

mus zu ironisieren. 

Seit 1925 war Schumacher Chef des Stutt-

garter Reichsbanners, des hauptsächlich 

von der Sozialdemokratie getragenen 

Kampfverbandes der republikanischen 

Parteien. Die Auftritte des einarmigen So-

zialdemokraten an der Spitze uniformier-

ter Kolonnen des Reichsbanners und der 

sozialistischen Arbeiterjugend, untermalt 

von Trommeln und Trompeten, führten 

oft zu gewaltsamen Zusammenstössen – 

hauptsächlich mit Nationalsozialisten. 

«Die Prügel haben gesessen. Die Hunde 

heulen», beschrieb er 1925 ein Zwischen-

spiel dieser Art. Schumacher setzte auf 

die bewusst kalkulierte emotionale Wir-

kung dieser Demonstrationen: 

Strikte Disziplin, grosse Zahlen und eine 

Menge schwarz-rot-goldener Fahnen ver-

fehlten nicht, die Zuschauer suggestiv zu 

beeinflussen... Derartige Unternehmen 

flössen den republikanischen Organisati-

onen Vertrauen ein, beeindrucken die Zu-

schauer und ermutigen sie, sich mehr für 

die Republik einzusetzen. 
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Schumachers politische Position in den 

späten zwanziger und frühen dreissiger 

Jahren ist nicht leicht zu bestimmen. Die 

«alte Garde», gegen die er opponierte, 

war ihm nicht zu rechts, sondern zu betu-

lich. In seiner schliesslich 1926 abge-

schlossenen Dissertation «Der Kampf 

um den Staatsgedanken in der deutschen 

Sozialdemokratie» grenzte er sich klar 

von der doktrinär-marxistischen Auffas-

sung ab, dass der Staat im Kapitalismus 

lediglich das Instrument der herrschen-

den Klasse sei. Vielmehr vertrat er in sei-

ner Doktorarbeit die Auffassung von der 

«höchsten Pflicht des deutschen Arbei-

ters», den Weimarer Staat zu lieben und 

zu verteidigen. Schumachers Kritik an 

der Sozialdemokratie war weniger an ih-

rer Theorie als vielmehr an ihrer behäbi-

gen, oft von mausgrauem Bürokratismus 

bestimmten Praxis orientiert. Seine kon-

fliktschwangeren Auftritte im Landtag 

kontrastierten mit parlamentarischer All-

tagsroutine, füllten die Zuschauergalerie 

und zeigten eine starke öffentliche Wir-

kung. 

Bei den Landtags- und Reichtagswahlen 

1928 gelang es den Stuttgarter Sozialde-

mokraten, ihre 1924 erlittene Schlappe 

wettzumachen. Das Stuttgarter Ergebnis 

war ein persönlicher Triumph Schuma-

chers. Während die Sozialdemokraten in 

Württemberg und im Reich zwischen 

drei und vier Prozent mehr Stimmen er-

ringen konnten, gelang den Stuttgarter 

Sozialdemokraten ein Sprung von 17,9 

auf 30,5 Prozent. Stolz konnte die «Tag-

wacht» berichten, dass 80 Prozent des 

Stimmenzuwachses in Württemberg aus 

Stuttgart kamen. Eine Bestätigung für 

Schumachers militanten Kurs; damit wa-

ren die Weichen für seinen weiteren Auf-

stieg gestellt. Im Konflikt um den im Ge-

gensatz zu einem Wahlkampfverspre-

chen von den sozialdemokratischen 

Reichsministern akzeptierten Bau des 

«Panzerkreuzers A» kritisierte Schuma-

cher die Haltung der sozialdemokrati-

schen Kabinettsmitglieder. In diesem 

Konflikt konnte er sich gegen seinen 

Kontrahenten Wilhelm Keil bei der Par- 

teibasis durchsetzen. Die Entmachtung 

der alten Garde begann. 

Im Jahr 1930 wurde Schumacher mit 34 

Jahren Chef der Stuttgarter Parteiorgani-

sation – im selben Jahr trat Keil als Her-

ausgeber der «Schwäbischen Tagwacht» 

zurück; damit war Schumacher der Kopf 

des Blattes. Schliesslich wurde er im 

September 1930 in den Reichstag ge-

wählt, für den er 1928 vergeblich kandi-

diert hatte. Schumachers Wahl fiel zu-

sammen mit dem erdrutschartigen Erfolg 

der NSDAP. 

Schumacher schloss sich einem Kreis 

jüngerer Sozialdemokraten um den Ab-

geordneten Carlo Mierendorff an. Er er-

kannte, dass den Massen die Hitler nach-

liefen, die Massen jener entgegengestellt 

werden mussten, die bereit waren, die 

Republik, die Demokratie zu verteidigen. 

Hitler war weder mit Programmen noch 

mit Theorien zu bekämpfen, sondern nur 

durch harte Auseinandersetzungen. Des-

halb versuchte er die Gegner der NSDAP 

zu sammeln. Doch er scheiterte immer 

wieder am Unwillen der alten Garde, die 

sich in Württemberg allerdings auf dem 

parteiinternen Rückzug befand. Sein Bü-

ro «Schwabenland» sammelte Berichte 

über die Aktivitäten der Nazis und ver-

suchte, über die Grenzen Württembergs 

hinaus gegnerische Aktionen zu koordi-

nieren. Im Reichstag griff Schumacher 

die Nationalsozialisten in einer Form an, 

die auch manchen alten Parlametarier in 

den eigenen Reihen erschreckte. Sein be-

rühmter Stegreif-Angriff auf Josef Goeb-

bels am 25. Februar 1932, als er den Na-

tionalsozialismus «einen Appell an den 

inneren Schweinehund» nannte und Goe-

bbels als «vorlauten Zwerg, der aus sei-

ner Hose gewachsen sei» attackierte, 

fand nicht den Beifall aller Fraktionskol-

legen. 

Mit auf die Initiative Schumachers ging 

die Gründung der «Eisernen Front» zu-

rück – der Zusammenfassung des Reichs-

banners, des Allgemeinen Deutschen Ge-

werkschaftsbundes und des Arbeiter-, 

Turn--und Sportbundes. Die drei Pfeile, 

das Symbol der im Dezember 1931 ge-

gründeten Eisernen Front, wurden binnen 

Kurzem zum sozialdemokratischen Er- 
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kennungszeichen schlechthin. Auf einer 

Kundgebung der Eisernen Front am 29. 

Juli 1932 in der Stuttgarter Stadthalle ver-

sprach Schumacher, im Fall der sozialde-

mokratischen Regierungsübernahme, die 

Nazis nicht an den Galgen zu hängen, 

sondern vielmehr in die Gummizelle zu 

sperren, wo sie hingehörten. Am 1. Feb-

ruar 1933, zwei Tage nach Ernennung 

Hitlers zum Reichskanzler, sprach Schu-

macher noch einmal auf einem General-

appell der Eisernen Front auf dem Stutt-

garter Marktplatz. Sein letzter öffentli-

cher Auftritt war am 4. März 1933 in der 

Stadthalle, am Vorabend der letzten halb-

demokratischen Reichstagswahl. Trotz 

der beeindruckenden Kulisse der Auf-

märsche der Eisernen Front waren mit 

dieser Wahl die Würfel gefallen, sie be-

siegelten das Schicksal der Weimarer Re-

publik und das nicht allzu ferne Ende le-

galer sozialdemokratischer Arbeit. 

Am 23. März stimmte Schumacher mit 

der SPD-Fraktion in Berlin gegen Hitlers 

Ermächtigungsgesetz. Noch am 10. Juni 

1933 diskutierte er während der letzten 

Sitzung der SPD-Reichstagsfraktion – 

vor dem endgültigen Verbot der SPD 

drängte Schumacher auf eine Selbstauflö-

sung der Partei, um sich so besser auf die 

illegale Arbeit umstellen zu können. Auf-

forderungen, zu emigrieren, lehnte er ab. 

Am 6. Juli um 5 Uhr morgens wurde Kurt 

Schumacher verhaftet und nach wenigen 

Tagen ins Stuttgarter Polizeigefängnis 

Hotel Silber transportiert. Kurze Zeit spä-

ter im Konzentrationslager Heuberg traf 

er viele politische Freunde und auch mit 

ihm inhaftierte frühere Gegner. 

Am 12. Juli 1933 berichtete die Stuttgar-

ter NS-Presse über die Verhaftung Schu-

machers: 

Mit Dr. Schumacher ist einer der scham-

losesten sozialdemokratischen Hetzer 

ganz Deutschlands unschädlich gemacht 

worden. Mit einem an Hysterie grenzen-

den, verbrecherischen Hass bespie und 

verleumdete er nationalsozialistische 

Führer und die nationalsozialistische Be-

wegung. Kein Württemberger wird es je  

vergessen, wie der rote Obergenosse in 

öffentlichen Versammlungen und in der 

«Schwäbischen Tagwacht» vom Leder 

zog. Seine Anwürfe waren so abgrundtief 

gemein, dass Dr. Schumacher nicht mehr 

erwarten kann, als politischer Gegner, 

sondern nur noch kriminell bewertet zu 

werden. 

Er war einer jener, deren Worte nicht 

gross genug waren, um die endgültige 

Vernichtung und Ausrottung des Natio-

nalsozialismus von den verführten Arbei-

termassen zu fordern. Bei jeder Gelegen-

heit forderte er zur Gewalt auf und stellte 

die brutale Vernichtung aller nationalso-

zialistischen Volksgenossen mit Waffen-

gewalt in Aussicht. Wir sprechen nur den 

Wunsch der breiten Öffentlichkeit aus, 

wenn wir den Fall Schumacher der politi-

schen Polizei einer Sonderbehandlung 

empfehlen, denn was dieser Parteige-

nosse auf dem Kerbholz hat, übersteigt 

die Grenzen alles Erträglichen... 

Diese Verhaftung war der Beginn eines 

langjährigen Martyriums in der Hand der 

braunen Schergen. Bis aufs Skelett abge-

magert wurde Schumacher 1943 aus dem 

Konzentrationslager Dachau nach Hanno-

ver entlassen, wo die Familie seiner 

Schwester lebte. Von der Aussenwelt iso-

liert, arbeitete er unter Polizeiüberwa-

chung in einer Fabrik. Nach dem fehlge-

schlagenen Attentat vom 20. Juli 1944 

wurde er im Zuge von Massenverhaftun-

gen, der sogenannten «Gitter-Aktion», in 

das Konzentrationslager Neuengamme 

verschleppt und nach einigen Wochen 

freigelassen. Als die amerikanischen 

Truppen näherrückten, tauchte Schuma-

cher, um einer erneuten Verhaftung vor-

zubeugen, unter. Wenige Tage nach der 

Besetzung Hannovers, am 19. April 1945, 

zwei Tage, bevor die Franzosen in Stutt-

gart einmarschierten, organisierte Schu-

macher schon das erste Treffen Hannove-

raner Sozialdemokraten. 

Nachbemerkung: 

Kurt Schumachers Schicksal während 

seiner Haft soll in der Ausstellung «Ver-

folgung und Widerstand» ausführlich be-

handelt werden. 
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Reinhold Maier 

Reinhold Maier, der 1971 in Stuttgart ge-

storbene «Alte aus dem Remstal», gilt als 

Symbolfigur der Liberalen im Deutschen 

Südwesten. Der wegen seines trockenen 

Humors und schwäbischen Naturells äus-

serst populäre «Vater des Südwest-

staats», wurde unmittelbar nach Kriegs-

ende Landrat in Schwäbisch Gmünd. 

Und schon im August 1945 ernannten ihn 

die amerikanischen Besatzungsbehörden 

zum Ministerpräsidenten von Württem-

berg-Baden (damals Nordwürttemberg 

und Nordbaden). Sein Name ist mit dem 

Wiederaufleben des Liberalismus ebenso 

eng verknüpft wie mit den Konflikten um 

die Gründung des Landes Baden-Würt-

temberg, desses erster Regierungschef er 

1952 wurde. Seine politische Karriere be-

gann er Anfang der zwanziger Jahre als 

Rechtsanwalt in Stuttgart. Politische 

Liberalität und Interessen der schwäbi-

schen Wirtschaft bestimmten seine Posi-

tion. Als letzter württembergischer Wirt-

schaftsminister vor der Machtergreifung 

der Nationalsozialisten war Reinhold 

Maier während dieser Schicksalsjahre 

der Weimarer Republik eine Schlüsselfi-

gur. Seine politische Laufbahn beendete 

er als Bundesvorsitzender der FDP 

(1957-1960). 

Am 16. Oktober 1889 wurde Reinhold 

Maier in Schorndorf als Sohn des Stadt-

baumeisters Gottlieb Maier geboren. 

Nach der Volksschule kam er auf die La-

teinschule seiner Heimatstadt. Ein Klas-

senkamerad zeichnet ein drastisches Bild 

der dort üblichen pädagogischen Rituale: 

Die Frage der körperlichen Züchtigung 

war damals noch kein Problem. Von der 

‚halben‘ Tatze über den kleinen und 

grossen ‚Bärentanz’ bis zur ‚Hosenspan-

netse’ durfte man alle Grade durchkos-

ten. Beim ‚Bärentanz’ musste man mit ei-

ner Hand einen in der Mitte des Schul-

zimmers stehenden eisernen Pfosten um-

fassen und dann im Kreis herumspringen. 

Jedesmal, wenn man dabei am Herrn 

Präzeptor vorbeikam, bekam man mit 

dem spanischen Rohr eine ‚Saftige‘ auf 

 

Reinhold Maier im 
April 1932. (Foto: 
Nachlass Eugen Krä-
mer) 

die Kehrseite. Der Präzeptor hasste jeg-

liche Verweichlichung und war sehr für 

spartanische Abhärtung. Als er einmal ei-

nen mit dem gefürchteten Griff über die 

Bank legte, um ihm die Hosen zu span-

nen, und dabei spürte, dass der Missetä-

ter Unterhosen trug, war er empört: 

‚Schämst Du dich nicht, Unterhosen zu 

tragen und so verweichlicht zu sein, ich 

bin über 70 Jahre alt und habe noch nie 

Unterhosen getragene Für Tintenkleckse 

im Heft gab es eine Strafe besonderer Art. 

Ein Plakat, auf dem als Silhouette eine 

grosse ‚Sau’ gemalt war, wurde um den 

Hals gehängt. 

Nach dem Abitur am Stuttgarter Dill-

mann-Gymnasium studierte Maier von 

1907 bis 1911 in Grenoble und Tübingen 

Jura. Während seiner Referendarzeit, die 

ihn an das Amtsgericht im oberschwäbi-

schen Ravensburg führte, beendete er 

1914 seine Promotion. 1912 wurde Maier 

Mitglied der Freien Volkspartei, einer 

1910 aus Deutscher Volkspartei, Freisin-

niger Volkspartei und Freisinniger Verei-

nigung gebildeten linksliberalen Partei. 

Während einer Dampferfahrt auf dem 

Bodensee erfuhr er am 28. Juni 1914 von 

einem Hauptmann der österreichischen 

Garnison in Bregenz, dass der Thronfol- 
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ger der Doppelmonarchie in Sarajewo ei-

nem Attentat zum Opfer gefallen war. 

Trotz seiner Skepsis gegenüber dem Hur-

ra-Patriotismus meldete sich Maier am 

5. August 1914, wenige Tage nach Aus-

bruch des Ersten Weltkriegs, freiwillig 

zum Hohenzollerischen Fussartillerie-

Regiment Nr. 13 in Ulm: eine preussische 

Einheit – die preussischen Staatsangehö-

rigen schworen den Fahneneid auf den 

preussischen König und deutschen Kaiser 

Wilhelm II. Die württembergischen Rek-

ruten dagegen legten ihren Eid auf König 

Wilhelm II. von Württemberg ab. In 

Strassburg lernte der Rekrut von einem 

Unteroffizier die Eigenarten preussischer 

Exerzierkunst kennen: «Evangelische auf 

den Bauch, Katholische auf den Rü-

cken!» 

Die blutige Realität des Krieges erlebte 

Maier im Herbst 1914 an der Westfront. 

An seine Eltern schrieb er: 

Heute früh kam ich durch einen Kirchhof 

mit vielen deutschen Soldatengräbern, 

ich fand darunter auch das Grab eines 

Diplomingenieurs, den ich kannte. Ein 

Dekansohn aus Backnang, der als Pio-

nierleutnant gefallen ist. Ich sah dabei 

auch den ersten toten Franzosen. Er lag 

mit seinen roten Hosen und seinem 

blauen Waffenrock vollkommen angeklei-

det im Grab und muss jetzt warten, bis 

noch mehr kommen, ehe er zugeschaufelt 

wird. 

Nach wenigen Tagen wurde die Einheit 

Maiers von Frankreich nach Russland 

und später nach Serbien verlegt, 1916 

lernte er den festgefahrenen Stellungs-

krieg im Westen kennen. Im Mai 1917 

wurde der mit dem Eisernen Kreuz aus-

gezeichnete Vize-Feldwebel zum Leut-

nant befördert. – Noch ein Jahr später 

spricht aus seinen Feldpostbriefen die 

Hoffnung auf einen deutschen Sieg: 

Wir sind begierig, wann und wo der 

nächste grosse Schlag gegen die Franzo-

sen und Engländer erfolgt. Wirsind alle 

fest überzeugt, dass auch dieses Unter-

nehmen ein völliger Erfolg unserer Waf-

fen sein wird. 

Die ersten Nachrichten über revolutio-

näre Unruhen in der Heimat stiessen im 

November 1918 an der Front auf Unglau-

ben. Die «unbegreiflichste aller Neuig-

keiten, dass König Wilhelm II. von Würt-

temberg im Begriff sei, die Landeshaupt-

stadt zu verlassen», erreichte Maier erst, 

als seine heimkehrende Truppe sich dem 

Stuttgarter Stadtgebiet näherte. Geradezu 

symbolisch für den Zusammenbruch der 

Monarchie war, dass die revolutionären 

Soldaten die Offiziere des geschlagenen 

Heeres zwangen, ihre Kokarde an der 

Mütze und die Offiziersschulterklappen 

abzulegen: 

In Stuttgart spät in der Nacht angekom-

men, eilte ich zu einer Fernsprechzelle im 

Mitteltrankt des Bahnhofs. Ein Land-

sturmmann mit aufgepflanztem Seitenge-

wehr, Wachstuchmütze und unrasiert – 

ein Prolet in folio – hielt mich barsch an: 

‚Kamerad mach deine Achselstücke weg 

und die Reichskokarde runter.’ Ich konn-

te noch in die Telefonzelle eintreten, mein 

Widersacher blieb vor ihr stehen. 

Mitte November 1918 ging Maier wieder 

nach Ravensburg, um seine durch den 

Krieg unterbrochene Referendarzeit zu 

beenden. Oberschwaben war damals alles 

andere als ein politisches Idyll, noch im 

August 1919 gab es in Ravensburg im 

Anschluss an Demonstrationen Tote und 

Verletzte. Im oberschwäbischen Mo- 

chenwangen trat Maier Anfang Dezem-

ber beim Wahlkampf für die Nationalver-

sammlung (Januar 1919) als Redner der 

neugegründeten Deutschen Demokrati-

schen Partei (DDP) auf, der sich in Würt-

temberg die meisten Freisinnigen und 

grosse Teile der Nationalliberalen aus der 

Vorkriegszeit angeschlossen hatten. Im 

Juni 1919 legte Maier am Oberlandesge-

richt in der Stuttgarter Urbanstrasse sein 

zweites juristisches Staatsexamen ab. 

Noch im Prüfungssaal des wegen eines 

Prozesses gegen revolutionäre Kommu-

nisten von Polizei abgeriegelten Justizpa-

lastes erhielt Maier das Telegramm, dass 

er als Parteisekretär zum «Beauftragten 

der Deutsch-demokratischen Partei Ober- 



schwabens» ernannt worden sei. Aber 

schon ein Jahr später wurde Maier Mit-

glied einer angesehenen Stuttgarter An-

waltskanzlei. 

1924 wählten die Stuttgarter Liberalen 

Reinhold Maier zu ihrem Vorsitzenden. 

Im Mai desselben Jahres musste nach den 

Landtagswahlen der liberale Staatspräsi-

dent Johannes Hieber (DDP) zurücktre-

ten. Die Politik der neuen Koalition aus 

Deutschnationalen, Bauernbund und dem 

in Württemberg ländlich geprägten Zent-

rum, dem ehemaligen Regierungspartner 

der DDP, stand im Gegensatz zu den Po-

sitionen der DDP, die sich auf die mittel-

ständische Industrie, den Handel und das 

Gewerbe stützte. Besonders die Person 

des neuen deutschnationalen Staatspräsi-

denten Wilhelm Bazille, gleichzeitig 

Kultminister, der sich gegen die Einfüh-

rung des 8. Volksschuljahres stemmte, 

war den Linksliberalen ein Dorn im Au-

ge. Die DDP Württembergs trug ausge-

prägt schwäbische Züge: Sie kämpfte ge-

gen Zollmauern und machte sich für die 

Interessen ihres Anhangs, der exportori-

entierten württembergischen Industrie, 

stark. Im Gegensatz zur Reichsorganisa-

tion bekannte sich die württembergische 

DDP demonstrativ zum Föderalismus. 

Nach den Neuwahlen zum württembergi-

schen Landtag im Mai 1928 verfügte die 

bisherige Koalition nur noch über eine 

Mehrheit von einer Stimme im Landtag. 

Der Nachfolger des beim Wähler unpo-

pulär gewordenen Bazille, der bisherige 

Innenminister und neue Staatspräsident 

Eugen Bolz, versuchte deshalb, die 

rechtsliberale DVP und die DDP als Ko-

alitionspartner zu gewinnen. Die Bereit-

schaft der in Württemberg relativ schwa-

chen DVP der Regierung Bolz beizutre-

ten, setzte die DDP unter Zugzwang. Der 

Motor der Kräfte, die sich für einen Ein-

tritt in die Regierung Bolz aussprachen, 

war Reinhold Maier, in der Zwischenzeit 

unter dem Heilbronner Fabrikanten Peter 

Bruckmann zum zweiten Vorsitzenden 

der Landespartei aufgestiegen. 

1929 änderte sich Maiers Familien- 

stand: 

Unsere Hochzeit fand am 6. Februar 1929 

in der Schlosskirche in Stuttgart statt. Die 

kirchliche Feier nahm Stadtpfarrer Albert 

Eisenwein vor, ein Mann unseres Zutrau-

ens, in religiöser wie auch – als langjäh-

riger demokratischer Abgeordneter im 

württembergischen Landtag – in politi-

scher Hinsicht. Als Hochzeitstext hatten 

wir gewählt: «Meine Seele ist stille zu 

Gott, der mir hilft», Psalm 62, Vers 2. Es 

herrschte eine Eiseskälte und es schneite. 

Meine junge Frau und ich waren ein un-

gleiches Paar. Zunächst betrug der Al-

tersunterschied dreizehn Jahre. Ich wohn-

te zwar schon lange in Stuttgart und ver-

fügte über einen guten Ruf als qualifizier-

ter Rechtsanwalt, war aber doch ein Mann 

«vom Lande», aus dem Remstal stam-

mend, geblieben. Meine Frau kam aus ei-

ner kultivierten jüdischen Familie, die seit 

Jahrhunderten in Deutschland und seit 

Generationen in Stuttgart ansässig war. 

Zwei Wochen nach dem Dreikönigstref-

fen am 6. Januar 1930, dem traditionellen 

Parteitag der schwäbischen Liberalen, 

stimmte am 19. Januar nach schweren 

Konflikten die Versammlung der Landes-

DDP mit 105 gegen 97 Stimmen für den 

Eintritt in die Regierung Bolz. Die betont 

liberalen Köpfe in der Landespartei, der 

Exstaatspräsident Hieber, der Schriftstel-

ler Johannes Fischer und der Fraktions-

vorsitzende im Landtag Adolf Scheef, kri-

tisierten diesen Schritt: Ihnen war der Kle-

rikalismus des Zentrums und die antirepu-

blikanische Haltung der Deutschnationa-

len suspekt. Der Senior der schwäbischen 

Liberalen, Friedrich Payer, unter Prinz 

Max von Baden Vizekanzler im letzten 

kaiserlichen Kabinett, ist daraufhin zu-

sammen mit seiner Familie aus der DDP 

ausgetreten. 

Noch am Abend nach der umstrittenen 

Abstimmung ernannte Staatspräsident 

Bolz Reinhold Maier zum neuen württem-

bergischen Wirtschaftsminister. Bereits 

einige Monate zuvor hatte der Landesvor-

sitzende Bruckmann den Preis für den Re-

gierungseintritt formuliert: Stärkere Be-

vorzugung von Handel, Gewerbe und In- 

27 



dustrie, sowie eine rasche Einführung des 

8. Schuljahres. Zu den Schwerpunkten 

des neuen Wirtschaftsministers gehörte 

ein Arbeitsbeschaffungsprogramm: Mai-

er plante die Elektrifizierung der Stutt-

garter Vorortbahnen, den Bau neuer 

Bahntrassen und die Kanalisierung des 

Neckars. Diese Notstandsarbeiten fanden 

zunächst nicht den Beifall der Kabinetts-

kollegen; Staatspräsident Bolz und der 

Finanzminister Alfred Dehlinger be-

fürchteten eine zu starke Verschuldung. 

Maier, für den die Bekämpfung der Ar-

beitslosigkeit den Vorrang hatte, konnte 

sich durchsetzen. Pläne der Reichsregie-

rung, die 40-Stunden-Woche einzufüh-

ren, um neue Arbeitsplätze zu schaffen, 

stiessen jedoch auf seinen Widerspruch; 

er wurde damit zum Sprecher der würt-

tembergischen Industrie. Trotz des Ge-

gensatzes zur Reichsregierung in dieser 

Frage machte Maiers Politik die württem-

bergische Regierung zu einer wichtigen 

Stütze für die Politik des Reichskanzlers 

Heinrich Brüning. 

Die Landtagswahl im April 1932 führte 

auch in Württemberg zu einem sprung-

haften Anstieg des Nationalsozialismus. 

Nach einem Wahlkampf, in dem die Li-

beralen auf die Popularität Reinhold Mai-

ers setzten, konnte die DDP in ihrer 

Hochburg Württemberg nur noch vier 

(1928: acht) Mandate erringen. Der 

Deutschnationale Abgeordnete Fritz Wi-

der ergriff die Initiative, um eine neue 

«evangelische» Koalition zu bilden, die 

sich auf die NSDAP, die Deutschnationa-

len, den Bauernbund, den Christlichen 

Volksdienst und die DDP stützen sollte. 

Als Staatspräsident war ein Nationalsozi-

alist vorgesehen, Maier wurde gleichzei-

tig das Wirtschafts- und Justizministe-

rium angeboten. Die liberale Presse rea-

gierte mit einem Sturm der Entrüstung; 

die Reichsleitung der DDP intervenierte 

in Stuttgart, und die Parteibasis reagierte 

auf die Pläne, die nur als Gerüchte an die 

Öffentlichkeit kamen, mit grosser Un-

ruhe. 

Der skandalumwitterte Kontakt mit den 

Nationalsozialisten konnte nie ganz ge-

klärt werden. Im März 1933, als Maier 

einer Machtergreifung der Nazis in Würt-

temberg im Wege stand, kam er in einer 

Rede auf die damaligen Angebote der Na-

tionalsozialisten zu sprechen: 

Am Freitag, dem 29. April 1932, vormit-

tags 10.30 Uhr sind der Gauleiter der 

NSDAP, Murr und der heutige Landtags-

präsident Mergenthaler auf meinem 

Amtszimmer erschienen und haben in Ge-

genwart meiner Parteifreunde mir das 

Wirtschaftsministerium unter einem nati-

onalsozialistischen Staatspräsidenten an-

geboten, das Wirtschafts minis terium, 

wie sie betonten, weil sie mit meiner Ar-

beitsbeschaffungspolitik, meiner Mittel-

standspolitik völlig einverstanden seien. 

Sie haben mir das Wirtschaftsministerium 

und das Justizministerium noch dazu an-

geboten!! Beide Herren haben dazuhin 

erklärt, dass dieser ihr württ. Regierungs-

bildungsplan mit Dr. Maier als Wirt-

schafts- und Justizminister die allergnä-

digste Zustimmung von Hitler gefunden 

habe! Ich bin kein Jota von meiner politi-

schen und wirtschaftlichen Linie abge-

gangen. Ich habe mich nicht geändert! 

Geändert hat sich die nationalsozialisti-

sche Führung. 

Gestützt auf den Artikel 29 der württem-

bergischen Verfassung blieb die Regie-

rung Bolz mit Reinhold Maier auch ohne 

parlamentarische Mehrheit im Amt. Auf 

dem Höhepunkt der Weltwirtschaftskrise 

1932 konnten in einem Artikel für die 

Weihnachtsausgabe der «Vossischen Zei-

tung» überzeugend belegen, dass Würt-

temberg, im Vergleich zum Reich, weni-

ger von der wirtschaftlichen Katastrophe 

getroffen war: 

Württemberg hat in dem ganzen Ablauf 

der Krise erheblich weniger Arbeitslose 

gehabt als Reichsgebiete mit einem ähnli-

chen Grad an Industrialisierung. Die 

Zahl der beschäftigten Arbeiter liegt aber 

keineswegs über dem Reichsdurchschnitt, 

sondern deckt sich mit ihm. Aber das Ei-

genartige ist, dass die Zahl der unterstütz-

ten Arbeitslosen eine wesentlich niedri-

gere ist: Im Oktober 1932 – bis tausend 

Einwohner – Hauptunterstützungsemp- 



fänger in Württemberg: 6 – im Reich: 9. 

Krisenunterstützungsempfänger in Würt-

temberg: 10 – im Reich: 18. Wohlfahrts-

erwerbslose in Württemberg: 11, im 

Reich 34. 

Im November 1932 wurde Reinhold 

Maier ausserdem noch in den Reichstag 

gewählt. Der vergebliche Versuch der 

Nationalsozialisten, mit Hilfe der bürger-

lichen Mitte die Regierung in Württem-

berg zu übernehmen, machte nun endgül-

tig den Staatspräsidenten Bolz und den 

wortgewaltigen Wirtschaftsminister Mai-

er zur Zielscheibe nationalsozialistischer 

Angriffe. 

Nach der Ernennung Hitlers zum Reichs-

kanzler hatte auch Maier unter dem brau-

nen Terror zu leiden. Am 17. Februar 

1933 inszenierten SA-Rollkommandos 

während einer Rede in Oberndorf eine 

blutige Schlägerei. Vier Tage später in 

Bruchsal verletzten die Schlagringe und 

Gummiknüppel der SA viele Besucher ei-

ner Wahlversammlung Maiers.  

Am 2. März, drei Tage vor der Reichs-

tagswahl, rechnete er in der Stuttgarter 

Liederhalle mit den Nationalsozialisten 

und den mit ihnen in der Kampffront 

«Schwarz-Weiss-Rot» verbündeten 

Deutschnationalen ab: 

..Auf der parteipolitischen Tribüne von 

heute erscheint der preussische Major in 

der Kampffront Schwarz-Weiss-Rot. Der 

Feldwebel, der Unteroffizier einschliess-

lich des Gefreiten in len Figuren, welche 

der Nationalsozialismus uns vorsetzt... 

Man nimmt den Mund voll mit hohen sitt-

lichen Idealen, mit grossen nationalen 

Worten. Ja, man spricht vom lieben Gott. 

Adolf Hitler spricht vom lieben Gott und 

meint das liebe Geld... 

.. Der Herrgott gehört in die Kirche, nicht 

in den Berliner Sportpalast!... 

.. Die Nationalsozialisten setzen ihre 

Hoffnung auf Gewalt und Rechtsbruch – 

wir vertrauen auf das Gesetz md die Ver-

fassung. Wir Schwaben vertrauen wieder 

einmal auf das, was Ludwig Uhland 

schon besang, auf das gute alte Recht... 

.. Es gibt nur zwei Wege: Kampf, d.h. 

Krieg oder Verhandlung. Wer die Mög- 

lichkeit eines dritten Wegs dem deutschen 

Volke vorspiegeln will, handelt einfach 

unehrlich... 

... Da trifft sich der Ungeist des National-

sozialismus und die Herrschaftsgelüste 

des Preussentums... 

...Dem schwäbischen Spiessbürger 

kommt erst der Verstand wieder, wenn 

wir das Interimstheater der Garnisons-

kirche von Potsdam hinter uns gebracht 

haben... 

Zu diesem Scherbengericht über die Re-

gierung Hitler schrieb die «Neue Zürcher 

Zeitung» am 5. März, dem Tag der 

Reichstagswahl: 

... Wenn die Zwölfmillionen-Partei Hit-

lers mit ihren Versammlungen von 

20‘000 Menschen paradiert, so war hier 

eigentlich noch mehr zu staunen, dass 

diese schwäbischen Demokraten weit 

über 1’000 Personen in den Saal der 

Stuttgarter Liederhalle gezogen hatten. 

Maier ist dabei keiner jener politischen 

Tenöre, wie sie heute die Menge anlo-

cken. Er ist ein simpler, nüchterner Red-

ner, der mit seinem ausgesprochen 

schwäbischen Tonfall, seiner kleinbür-

gerlichen Gewissenhaftigkeit, seinen de-

mokratischen Allüren einer norddeut-

schen Zuhörerschaft Anlass zu Spott und 

Schnoddrigkeiten geben müsste. Hier in 

Stuttgart findet er den richtigen Ton für 

die Kaufleute, die Handwerker, die Arbei-

ter, die intellektuelle Jugend, die sich ihr 

Bekenntnis zu Recht und Gesetz, ihre 

Freiheitshoffnung immer noch bewah-

ren... 

...Schöne warme Worte findet der Minis-

ter für das unzerstörbare Freiheitsgefühl 

des deutschen Südens – und der Saal er-

hebt sich, als er endet, zu einer stürmi-

schen, lange dauernden Ovation... 

Obwohl dank einer Listenverbindung mit 

den Sozialdemokraten nach der Wahl 

wieder fünf DDP-Abgeordnete im 

Reichstag sassen, besiegelte der Schock 

über den Wahlsieg der Koalition Hitler-

Hugenberg das Schicksal der Liberalen. 

In seinem Buch «Bedrängte Familie» 

schildert Maier im Abschnitt «Mitkämp-

fer» eine Begegnung mit Kurt Schuma- 
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cher, mit dem ihn, trotz politischer Diffe-

renzen eine persönliche Beziehung ver-

band: 

Zwei Tage nach der Reichstagswahl, also 

am Dienstag, dem 7. März 1933, suchte 

mich Dr. Schumacher nach Tisch in mei-

ner Wohnung auf. Für den Abend jenes 

Tages war eine öffentliche Versammlung 

der Stuttgarter SPD im Saalbau Dinkel-

acker angesetzt, damals einer der Haupt-

schauplätze erregter parteipolitischer 

Auseinandersetzungen. Die Polizeigewalt 

war schon in der Hand der Nationalsozi-

alisten. Erfragte mich um Rat, ob eine sol-

che Versammlung noch praktisch durch-

führbar sei. Wir besprachen das Problem 

nach allen Seiten und kamen übereinstim-

mend zu dem traurigen Ergebnis, dass die 

Schlacht um die Freiheit verloren sei. 

Bei der Wahl des Gauleiters der württem-

bergischen NSDAP, Wilhelm Murr, zum 

neuen Staatspräsidenten, gab auch Rein-

hold Maier zusammen mit seinen Frakti-

onskollegen am 15. März im Landtag 

weisse Stimmzettel ab. In der entschei-

denden Abstimmung über Hitlers Er-

mächtigungsgesetz im Reichstag stimm-

ten die fünf DDP-Abgeordneten aller-

dings für die diktatorische Vollmacht. 

Fraktionsintern plädierten Theodor Heuss 

und der Parteivorsitzende Hermann Diet-

rich für eine Ablehnung. Mit dem Hin-

weis auf drohende Rechtsbrüche begrün-

dete Maier am 23. März 1932 vor dem 

Plenum des Reichstags die Haltung seiner 

Fraktion: 

Meine sehr verehrten Frauen und Män-

ner! Namens der Abgeordneten der Deut-

schen Staatspartei habe ich folgende kur-

ze Erklärung abzugeben: Das deutsche 

Volk hat am 5. März eine absolute Mehr-

heit der Rechten in den Reichstag gewählt 

und damit seinen Willen bekundet, die 

Führung seines Staates der gegenwärti-

gen Regierung anzuvertrauen. Wir hoffen 

und wünschen, dass das deutsche Volk 

unter der jetzigen Leitung seinen seit vier-

zehn Jahren zäh und opfervoll geführten 

Kampf um Freiheit und Wiedererstarken 

der deutschen Nation erfolgreich zu Ende 

bringen möge. Wir fühlen uns in den gros- 

sen nationalen Zielen durchaus mit der 

Auffassung verbunden, wie sie heute vom 

Herrn Reichskanzler hier vorgetragen 

werden ... 

Wir vermissen in dem vorliegenden Ge-

setzentwurf, dass den verfassungsmässi-

gen Grundrechten des Volkes und den 

Grundlagen der bürgerlichen Rechtsord-

nung keine ausdrückliche Sicherung vor 

Eingriffen gegeben wurde. Unantastbar 

müssen vor allem bleiben die Unabhän-

gigkeit der Gerichte, das Berufsbeamten-

tum und seine Rechte, das selbstbestim-

mende Koalitionsrecht der Berufe, die 

staatsbürgerliche Gleichberechtigung, 

Die Freiheit von Kunst und Wissenschaft 

wie ihrer Lehre. Diese Werte, meine sehr 

verehrten  Damen  und  Herren,  sind 

Grundelemente jedes Gemeinschaftsle-

bens in einem geordneten Rechtsstaat. 

Gerade sie wurden durch die Verfassung 

von Weimar aus der alten deutschen und 

aus der alten preussischen Tradition ge-

rettet, und sie dürfen heute wie vor vier-

zehn Jahren nicht gefährdet werden. Im 

Interesse von Volk und Vaterland und in 

der Erwartung einer gesetzmässigen Ent-

wicklung werden wir unsere ernsten Be-

denken zurückstellen und dem Ermächti-

gungsgesetz zustimmen. 

Nach seinem Rücktritt als Wirtschaftsmi-

nister arbeitete Maier bis zum Kriegsende 

wieder als Rechtsanwalt in Stuttgart, von 

den nationalsozialistischen Machthabern 

argwöhnisch beobachtet und immer wie-

der schikaniert... 

Nur allzu oft war ich zur Geheimen 

Staatspolizei geladen. Die Methode der 

Ladung vollzog sich so: am Freitag oder 

Samstag lag die in barschem Ton gehal-

tene Aufforderung, am Montag bei der 

Gestapo (Hotel Silber) zu erscheinen, im 

Briefkasten. Man war also über den 

Sonntag auf die Folter gespannt, was nun 

werde. Ausgerüstet mit einem Zahnbürst-

chen für den Fall, dass sie einen nicht 

wieder fortliessen, ging man dann hin... 
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Nachbemerkung: 

Das Schicksal Reinhold Maiers und sei-

ner Familie: Seine jüdische Frau Gerta 

und die beiden Kinder Magda und Georg 

konnten noch im August 1939, wenige 

Tage vor Ausbruch des Zweiten Weltkrie-

ges, nach England entkommen, soll in der 

Ausstellung «Verfolgung und Wider-

stand» dokumentiert werden. Maiers Er-

lebnisse in den Bombennächten der bei-

den letzten Kriegsjahre werden in der 

Ausstellung «Stuttgart im Krieg», mit ei-

nem Ausblick auf das politische Wirken 

Reinhold Maiers in der unmittelbaren 

Nachkriegszeit gezeigt. 
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Eugen Bolz 

Berlin, den 21.12.44 

Meine liebste Frau und Tochter! 

Eine tieftraurige Botschaft habe ich Euch 

für Weihnachten und Neujahr. Unerwar-

tet war heute Verhandlung in meiner Sa-

che. Ich wurde zum Tode verurteilt! Ein-

ziehung meines Vermögensteils. Ich ma-

che noch heute ein Gnadengesuch an den 

Reichsjustizminster. Ich will das letzte 

versuchen. Aber ich habe wenig Glauben. 

Was ich gefühlt habe, kam. Erbarmungs-

los. Ich habe mich innerlich, religiös in 

Monaten darauf eingestellt. Ich muss von 

Euch und vom Leben Abschied nehmen. 

Euch zu verlassen ist mir schwer. Ich 

bitte euch, nehmt es hin als das mir von 

Gott bestimmte Kreuz. Ich habe wenigs-

tens die Gnade, vorbereitet zu sterben 

und vielleicht einer bösen Zeit zu entge-

hen. (Dieser Satz wurde von der Zensur 

gestrichen.) Wie ich von der Verhandlung 

kam, fand ich Euere lieben Weihnachts-

pakete, das Deine, das von Luise und 

Frida und das von Adolf. Welche Güte 

und Fülle. Welcher Gegensatz! Allen 

Dank! – Frau und Tochter! Verzeiht mir 

meine Schwachheiten und Fehler. Behal-

tet mich in gutem Andenken. Ich hoffe 

Euch an einem besseren Ort wiederzuse-

hen. Einstweilen herzliche Grüsse und 

Küsse 

Dein Eugen. Dein Vater. 

Zusammen mit zehn anderen prominen-

ten Gegnern der Nazi-Diktatur wurde Eu-

gen Bolz am 23. Januar 1945 im Zucht-

haus Berlin-Plötzensee hingerichtet. Die 

amtliche Sterbeurkunde datierte die Hin-

richtung auf 15.46 Uhr. 

Im Januar 1943, als sich die Köpfe der 

Verschwörung in der Berliner Wohnung 

von Jakob Kaiser unter der Leitung Karl 

Goerdelers die Kabinettsliste für den Fall 

eines erfolgreichen Attentats auf Hitler 

festlegten, wurde Eugen Bolz als Innen-

minister vorgesehen. Bolz, der ehemalige 

württembergische Staatspräsident, war 

 

Eugen Bolz um 1930. 
(Bundesarchiv Koblenz) 

damit der ranghöchste Politiker der Wei-

marer Republik, der zum engsten Kreis 

der Verschwörer vom 20. Juli 1944 ge-

hörte. 

Von einem Gestapo-Spitzel denunziert 

und nach dem fehlgeschlagenen Attentat 

am 12. August in Stuttgart verhaftet, 

wurde Eugen Bolz in das berüchtigte Ge-

fängnis des Reichssicherheitshauptamtes 

in der Berliner Prinz-Albrecht-Strasse 

transportiert und schliesslich im Kon-

zentrationslager Ravensbrück gefangen-

gehalten. Bei den brutalen Verhören im-

mer wieder gefoltert, musste seine Frau 

die blutbeschmierten Kleidungsstücke, 

die sie aus der Haft geschickt bekam, wa-

schen. Augenzeugen berichten, dass Eu-

gen Bolz vor dem Volksgerichtshof 

durch sein ruhiges, souveränes Auftreten 

selbst den tobsüchtigen Gerichtspräsi-

denten Freisler verunsicherte. Wie der 

Attentäter von Stauffenberg besuchte 

auch Eugen Bolz ein Stuttgarter huma-

nistisches Gymnasium. Von seiner Ju-

gendzeit bis zur endgültigen Verhaftung 

ist der Werdegang von Eugen Bolz aufs 

Engste mit Stuttgart verknüpft. 

Im katholischen Bischofsstädtchen Rot-

tenburg wurde Eugen Bolz am 15. De-

zember 1881 als Sohn eines Kolonialwa-

rengrosshändlers geboren. Die politische 
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Gesinnung des katholischen Vaters äus-

serte sich darin, dass er dem liberaldemo-

kratischen Abgeordneten Holzherr für 

die Wahlkampftouren der Jahre 1888 

sein Pferdefuhrwerk zur Verfügung stell-

te. Für Eugen Bolz sollte es eine blei-

bende Erinnerung werden, dass er an ei-

ner Wahlversammlung als Zwölfjähriger 

ein paar Würste bekommen hatte. Selbst 

im katholischen Rottenburg hatte sich da-

mals der politische Katholizismus noch 

nicht etabliert. Im Wahlkreis Reutlingen-

Tübingen-Rottenburg konnte sich noch 

bei der Reichstagswahl 1893 der liberale 

Demokrat Friedrich Payer behaupten, 

während der spätere Vorsitzende des 

württembergischen Zentrums, Adolf 

Gröber, als Zählkandidat auf der Strecke 

blieb. Aber bereits zwei Jahre später 

wurde 1895 formell ein württembergi-

scher Landesverband der Zentrumspartei 

gegründet. Nach einer heftigen Pres-

sefehde war der mit Vater Bolz befreun-

dete liberale Abgeordnete zum Rücktritt 

gezwungen und nach einer Neuwahl von 

einem Abgeordneten der katholischen 

Sammlungsbewegung abgelöst worden. 

Von der Rottenburger Lateinschule aus 

schickten die Eltern den vierzehnjährigen 

Eugen Bolz aufs Stuttgarter Karlsgymna-

sium. Den Rektor dieser Stuttgarter Elite-

schule, den national-liberalen Bismarck-

Vereher Gottlob Egelhaaf, sollte Bolz bei 

seiner späteren politischen Arbeit vieder 

treffen: in der Weimarer Zeit sass der Pä-

dagoge und Historiker Egelhaaf für die 

rechtsliberale Deutsche Volkspartei im 

württembergischen Landtag. 

Dr. Johannes Hieber, der spätere würt-

tembergische Staatspräsident, unterrich-

tete am Karlsgymnasium Evangelische 

Religion und vertrat die Nationallibera-

len im Reichs- und im Landtag. 

Unmittelbar neben dem Karlsgymnasium 

redigierte seit 1896 Willhelm Keil die so-

zialdemokratische «Schwäbische Tag-

wacht». Der frühzeitig politisch interes-

sierte Schüler des humanistischen Gym-

nasiums Bolz besuchte regelmässig 

Schulunterricht im katholischen Gesel- 

lenhaus, die Schrift des Vorkämpfers der 

katholischen Soziallehre des Bischofs 

Ketteier über «Freiheit, Autorität und 

Kirche» prägte das frühe politische Welt-

bild von Eugen Bolz. Der junge Katholik 

stand der pathetischen Bismarck-Vereh-

rung und der alldeutschen Überheblich-

keit seiner vorwiegend protestantischen 

Umgebung skeptisch gegenüber. Für das 

bestandene Abitur mit einer Reise in die 

benachbarte Schweiz belohnt, warf Bolz 

in Genf vor dem Denkmal J.J. Rousseaus 

begeistert seine Schülermütze hoch. 

Sein Jura-Studium in Tübingen war noch 

von den atmosphärischen Nachwehen des 

Kulturkampfes geprägt, sehr schnell wur-

de Bolz in der farbentragenden katholi-

schen Verbindung Guestfalia aktiv. Da-

mit war er im Carteilverband der katholi-

schen deutschen Studentenverbindungen 

organisiert – einem Dachverband, aus 

dem der politische Katholizismus seinen 

Nachwuchs rekrutierte. Während kurzer 

Gastsemester in Bonn und Berlin studier-

te Eugen Bolz bei den damals führenden 

Juristen Heinrich Dernburg und Franz 

Liszt. Wieder in Tübingen legte er zu-

sammen mit seinem späteren Minister-

kollegen und Schulfreund aus Rottenburg 

Joseph Beyerle 1905 das erste juristische 

Staatsexamen ab. Als Freiwilliger leistete 

er seine einjährige Dienstzeit bei einem 

Feldartillerie-Regiment in Ulm ab. Ob-

wohl damals der Titel eines Reserve-Of-

fiziers fast selbstverständlich zum Status 

eines jungen Akademikers gehörte, stand 

Bolz als überzeugter Katholik dem Eh-

renkodex des Offiziers-Korps skeptisch 

gegenüber. 

Nach dem Ende seiner Militärzeit trat Eu-

gen Bolz als «Hilfsarbeiter» in die Diens-

te der Ulmer Staatsanwaltschaft – mit ei-

nem Tagessalär von 6,30 Mark. Im Feb-

ruar 1911 wurde er schliesslich Assessor 

bei der Staatsanwaltschaft in der Resi-

denzstadt Stttgart. Noch im selben Jahr 

nominierten ihn die Delegierten der Zen-

trumspartei in Ellwangen einstimmig 

zum Kandidaten des 13. Wahlkreises, 

dem die vorwiegend katholischen Ober-

ämter Ellwangen, Aalen und Neresheim 
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angehörten. Bolz erreichte doppelt so viel 

Stimmen wie sein liberaler Kontrahent 

und kam am 12. Januar 1912 in den 

Reichstag. Damit war er der jüngste Ab-

geordnete seiner Partei, ja des Reichstags 

überhaupt. Im November 1912 wurde er 

als Vertreter seiner Heimatstadt Rotten-

burg in den württembergischen Landtag 

gewählt. 

Wenige Tage nach dem Ausbruch des 

1. Weltkriegs wurde Bolz wieder in seine 

alte Ulmer Garnison eingezogen, dane-

ben setzte er nach wie vor seine parla-

mentarische Arbeit fort. Die Kriegsbe-

geisterung der ersten Monate war aller-

dings bald verflogen, seinem Tagebuch 

ist folgende Notiz zu entnehmen: «Am 

2. Dezember 1914-2. Sitzung des Reichs-

tags. Bewilligung weiterer fünf Milliar-

den. Anstelle der Hurra-Stimmung vom 

August ernste Zuversicht unter Erkennt-

nis eines langen Krieges.» 

Im Frühjahr 1915 wurde der zum Leut-

nant beförderte Eugen Bolz mit seinem 

Regiment an die Westfront verlegt. Ge-

fechtspausen nützte der Artilleriebe-

obachter zur Lektüre pazifistischer Lite-

ratur. In seinen Feldpostbriefen sind Ein-

drücke davon festgehalten: 

... Schützengraben, Drahtverhaue, Stal-

lungen voller Pferde, Feldküche an Feld-

küche... Mein Quartiergeber bringt mir 

Berta von Suttner ‚Die Waffen nieder’. 

Mir eine willkommene Lektüre, nachdem 

die edle Wienerin kurze Monate zuvor 

ihre Friedensarbeit mit dem Weltkrieg 

belohnt sah und ins Grab sank. Gedanken 

über den Wahnsinn des Krieges und sein 

Elend – das taugt nichts... Frühling und 

Krieg – Aprikosen, Kirschen und Pflau-

men blühen. Schwalben nisten neben un-

serer Beobachtungsstelle... die Natur 

wandelt ihre Bahnen – die Kultur mordet 

und brennt, zwecklos, schonungslos. 

Diese Kriegserlebnisse führen Bolz auch 

im Reichstag in einen scharfen Gegensatz 

zur Eroberungspolitik der Alldeutschen, 

der Vaterlandspartei und der Konservati- 

ven: «Das Schwert allein führt aus dem 

Krieg nicht heraus.» 

Im November 1918 wird Eugen Bolz, der 

auch als Offizier sein Mandat behielt, un-

mittelbarer Augenzeuge der von ihm ab-

gelehnten Revolution: «Die beiden ersten 

Tage waren so, wie man sich eine Revo-

lution nach berühmtem Muster vorstellt. 

Ein Drittel Vernunft und guter Wille, ein 

Drittel Verbrechen und ein Drittel Fast-

nacht.» 

Der Gegner der Revolution sollte jedoch 

bald als Mitglied der Weimarer National-

versammlung auf Reichsebene und in der 

verfassungsgebenden württembergischen 

Versammlung zu einer Schlüsselfigur im 

neu entstandenen republikanischen 

Volksstaat Württemberg werden. Nach 

einer kurzen Zeit als Amtsrichter in Stutt-

gart schlägt ihn im Herbst 1918 seine Par-

tei als Nachfolger des verstorbenen Zen-

trumspolitikers Johann Baptist von Kiene 

vor: Bolz wird Justizminister im Kabinett 

des sozialdemokratischen Staatspräsiden-

ten Wilhelm Blos. Damit sollte Bolz bis 

zur «Machtergreifung» in Württemberg 

im März 1933 auf der Regierungsbank 

bleiben. Als Justizminister (1920-1923), 

als Innenminister 1923-1933), für kurze 

Zeit (1924) Finanzminister und schliess-

lich seit 1928 als Staatspräsident. 

Bolz galt in dieser Zeit eher als Exponent 

des rechten Flügels seiner Partei, das 

Bündnis mit den Deutsch-Nationalen lag 

ihm mehr als die «Weimarer Koalition» 

mit den Liberalen und den Sozialdemo-

kraten. Immer wieder hatte er Kontrover-

sen mit den Wortführern des linken Zent-

rumsflügels, etwa mit dem Freiburger Jo-

seph Wirth auszufechten. Im März 1930, 

angesichts der beginnenden Weltwirt-

schaftskrise und der Ohnmacht der letz-

ten parlamentarisch gestützten Reichsre-

gierung unter dem Sozialdemokraten 

Hermann Müller schreibt Bolz, der – ob-

wohl württembergischer Regierungschef 

–, nach wie vor im Reichstag sitzt, aus 

Berlin an seine Frau: 

Ich schreibe während einer Fraktionssit-

zung: Zölle, Steuern, Regierungsumbil-

dung. Was wird heute Abend sein: Keiner 
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weiss es, jeder fühlt die Schwäche und 

Ohnmacht. Ohnmacht unseres ganzen 

Regierungssystems. Ich bin längst der 

Meinung, dass das Parlament die schwe-

ren innenpolitischen Fragen nicht lösen 

kann. Wenn ein Diktator für 10 Jahre 

möglich wäre – ich würde es wünschen... 

Als Innenminister und Staatspräsident 

zögerte Bolz jedoch nicht, mit drakoni-

scher Härte gegen die zunehmende Radi-

kalisierung vorzugehen. Nach blutigen 

Strassenkämpfen wurden im Frühjahr 

1931 Versammlungen und Aufzüge unter 

freiem Himmel in Württemberg verbo-

ten. Vor dem Landtag zeichnete der 

Staatspräsident ein optimistisches Bild 

der politischen Lage: 

Ich glaube, wir haben in Württemberg 

nichts zu fürchten. Wir haben die Kraft, 

auch bei politischen Verwicklungen Herr 

zu bleiben, und wir haben den Willen 

dazu, die ganze staatliche Macht einzu-

setzen. Ich möchte aber bitten, nicht ner-

vös zu werden. Die politischen Bewegun-

gen, die wir erleben, werden sich auch 

überschlagen. Ich habe die Überzeu-

gung, dass weder die kommunistische Be-

wegung uns über den Haufen rennen 

wird noch die nationalsozialistische. 

Auch letztere Bewegung wird von selbst 

wieder abflauen, wenn die Leute lange 

genug ihre Sprüche dem Volk vordoziert 

haben. Ich gebe zu, dass in Württemberg 

die nationalsozialistische Welle noch ei-

nen gewissen Auftrieb erfährt, aber ich 

habe die feste Überzeugung, dass der 

scharfe Kampf, den wir gegenwärtig ge-

geneinander führen, seine Wirkung nicht 

verfehlen wird... Ich möchte die Hand da-

für ins Feuer legen, dass die württember-

gische Polizei im Ernstfall nicht versagt 

und dass die Regierung nicht davor zu-

rückschreckt, das letzte Mittel zu ergrei-

fen, um Gehorsam zu erzwingen; und 

wenn der, der den Befehl geben soll, ver-

sagt, dann wird er zuerst zum Teufel ge-

jagt. 

Nach dem erdrutschartigen Wahlerfolg 

der Nationalsozialisten bei den Reichs-

tagswahlen im Juli 1932 nahm das Zen-

trum auf Reichsebene Verlandlungen mit 

den Nationalsozialisten auf, um die Mög- 

lichkeiten einer Kooperation mit der 

NSDAP zu erforschen. Dabei vertrat Eu-

gen Bolz für kurze Zeit den erkrankten 

Parteiführer Ludwig Kaas. Über die Ge-

spräche mit Hitler am 30. August schrieb 

er an seine Frau: 

Die erste Reichstagssitzung ging glatt vo-

rüber. Das wird nicht ohne Eindruck blei-

ben. Gestern vormittag waren wir (Joos, 

Schäffer und ich) bei Hitler. Mein Ein-

druck über Hitler ist ein besserer als ich 

vermutete. Seine Ausführungen waren 

konsequent und klar und seine Auffassun-

gen decken sich im Allgemeinen mit den 

unseren. 

Aber diese Kontakte sollten eine Episode 

bleiben. Nach der Ernennung Hitlers zum 

Reichskanzler am 30. Januar 1933 atta-

ckierte Bolz am 12. Februar in Ulm vor 

dem Parteitag des württembergischen 

Zentrums das Bündnis der Deutsch-Nati-

onalen und der Nationalsozialisten: 

Wir haben das Gefühl, dass in dieser 

neuen Regierung der Geist von Potsdam, 

der preussisch-militärische Geist wieder 

lebendig geworden ist. Was wir an diesem 

Geist von Potsdam tadeln, ist das, was Sie 

im Krieg alle persönlich erfahren haben, 

das ist die Überspannung der Aufgaben, 

die Überspannung im Denken, das ist die 

Uferlosigkeit und Sinnlosigkeit. Das ist 

der Geist, der im Kriege nicht rechtzeitig 

den Frieden gesucht hat. Das ist der Geist, 

der den Krieg bis zum Weissbluten geführt 

hat und der uns in die fürchterliche Nie-

derlage hineingeführt hat. Das ist der 

Geist, der die ganze Welt erobern wollte, 

der seine Aufgaben überspannt hat, der 

zum Zusammenbruch führte, das ist der 

Geist, der in Wirklichkeit die Ursache un-

seres heutigen Elends ist. Wir fürchten 

den Geist von Potsdam, er war im Krieg 

unser Unglück und scheint auch im Frie-

den unser Unglück zu werden. Und wir 

wehren uns gegen einen anderen Geist, 

den Geist Hugenbergs, der siegesfroh ver-

kündet, dass es gelungen sei, das Zentrum 

auszuschalten. Das ist der preussisch- 

protestantisch-ostelbische Geist. 
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Durch Äusserungen dieser Art zog sich 

der württembergische Staatspräsident den 

Hass der neuen Reichsregierung zu. Die 

durch eine Sabotageaktion unterbrochene 

Rede Hitlers in der Stuttgarter Stadthalle 

am 15. Februar 1933 war mit Angriffen 

auf Bolz gespickt. Die Reichstagswahl am 

5. März 1933 markierte das Ende der Ära 

Bolz in Württemberg. Am 8. März nachts 

um 10 Uhr taucht am Dienstsitz des 

Staatspräsidenten der von den neuen Her-

ren zum Reichspolizeikommisar bestellte 

SA-Obergruppenführer von Jagow auf, 

um die Geschäfte zu übernehmen. Pro-

teste des württembergischen Kabinetts 

beim Reichspräsidenten von Hindenburg 

erweisen sich als zwecklos: «Das bitterste 

in diesen Tagen ist, dass man das Ver-

trauen in seine nächste Umgebung ver-

liert», notierte Bolz in diesen Tagen, wohl 

auch mit dem Blick auf die württembergi-

sche Polizei, die sich sofort an die Seite 

der neuen Machthaber stellte. 

Formell löste der württembergische Land-

tag am 15. März mit der Wahl des Natio-

nalsozialisten Wilhelm Murr zum neuen 

Staatspräsidenten den Zentrumspolitiker 

als Regierungschef ab. Wenige Tage spä-

ter kämpfte Bolz in der Reichstagsfrak-

tion des Zentrum an der Seite Heinrich 

Brünings als Vertreter der Fraktionsmin-

derheit gegen das Ermächtigungsgesetz 

für das Regime Hitlers. Unter schweren 

inneren Kämpfen stimmte auch Bolz, die 

Zentrumsführung hatte Fraktionszwang 

angeordnet, dem Blankoscheck für die 

braune Diktatur zu. Vor der Abstimmung 

beschreibt Bolz seinen inneren Zwiespalt: 

Berlin, 22.3.1933... Hier ringen wir, jeder 

für sich, mit der Stellungnahme zu dem 

unerhörten Ermächtigungsgesetz. Das 

Für und Wider kann ich nicht schreiben. 

Die Zwangslage wird uns wohl zu einer 

Zustimmung bringen. – Auch diese Schre-

ckenszeit wird vorübergehen. – Morgen 

wird wohl die Entscheidung fallen... Ich 

schreibe jetzt nicht mehr vor meinem 

Kommen. 

Schon wenige Monate später nehmen 

die Nationalsozialisten eine Grussa-

dresse, die Eugen Bolz als Vertreter der 

kurz vor ihrer Auflösung stehenden deut-

schen Zentrumspartei vor dem Parteitag 

der österreichischen christlich-sozialen 

Partei in Salzburg verlesen hatte, zum 

Anlass, um den früheren Staatspräsiden-

ten in «Schutzhaft» zu nehmen. Max Mil-

ler, der Biograph von Eugen Bolz, be-

schreibt die demonstrative Inhaftierung, 

die der Vorladung aufs Polizeipräsidium 

folgt: 

«Am Montag (19. Juni) früh ging Bolz 

noch zur Kirche und dann nach dem 

Frühstück ganz allein zum Polizeipräsi-

dium im früheren Hotel Silber (Doro-

theenstrasse 10). Beim Abschied sagte er 

seiner Frau: ‚Du wirst sehen, ich komme 

nicht zurück. Ich werde es zu ertragen 

wissen. Sei auch Du ruhig!’ 

Vor dem Polizeipräsidium kam es dann 

zu üblen und beschämenden Ausschrei-

tungen, wie sie in damaliger Zeit nicht 

ungewöhnlich, aber für Stuttgart doch 

neuartig waren. Um die Mittagszeit be-

gann sich der Platz vor dem Gebäude mit 

jungen Leuten, die offenkundig herbeor-

dert waren, und mit nie fehlenden Neu-

gierigen zu füllen. Wohleingeübte 

Sprechchöre stiessen die Rufe aus: «Her-

aus mit dem Landesverräter», «Nieder 

mit dem Landesverräter», «Landesverrä-

ter sollen aufgehängt werden». Immer 

mehr Menschen wurden herbeigezogen, 

so dass auch die anschliessenden Plätze 

dicht gefüllt waren, immer lauter und 

häufiger wurde das Geschrei, immer stär-

ker die Spannung und Erregung. ‚Gegen 

ein Viertel vor 13 Uhr’, berichtet ein Au-

genzeuge, ‚öffneten sich plötzlich die 

Türen des Gebäudes und Bolz erschien 

auf der Schwelle, hinter ihm SA- und SS-

Führer. Festen und ruhigen Blickes über-

schaute er die Masse auf der Strasse. Wie 

gebannt hielt sie einige Augenblicke inne 

und selbst die wüstesten Schreier schwie-

gen. Da stand nun der Mann, den sie als 

Landesverräter beschimpft hatten, auf-

recht und unerschrocken, gleichsam fra-

gend: Was habt ihr gegen mich vorzu-

bringen? Selbst in dieser Stunde impo-

nierte er ihnen noch. Erst als er das be-

reitgestellte Polizeiauto bestieg, brach 



die Furie los. Die Menge drängte mit 

wüstem Geschrei heran. Einzelne stiegen 

auf die Trittbretter, schrien und spuckten 

den im Wagen sitzenden Altstaatspräsi-

denten an und schlugen ihn mit Fäusten. 

Da die Lage bedrohlich wurde, zog einer 

der SA-Führer die Pistole und hob sie wie 

zum Schutz gegen die Angreifer. Die das 

Auto Umdrängenden wichen zurück – 

und der Wagen konnte anfahren. Wäh-

rend er sich mühsam durch die dichte 

Menge kämpfte, wurde Bolz mit Pferde-

mist, faulen Eiern und Kohlestücken be-

worfen. Die Verfolger liessen erst ab, als 

der Wagen am Charlottenplatz vorbei in 

die Planie einbog und Richtung Schloss-

platz davonfuhr. Es war ein bitter zu be-

klagendes Zeichen der Zeit, die alle 

Bande der Gemeinschaft löste und die 

Schranken der Anständigkeit niederriss, 

dass unter der demonstrierenden Menge 

auch Personen erblickt wurden, die einst 

Bolz durch mancherlei Bindungen nahe-

gestanden waren und nun, der fanati-

schen Hetze, verletzter Eitelkeit oder 

dem Ärger über abgeschlagene Wünsche 

folgend, am ehrlosen Treiben des Pöbels 

sich beteiligten oder doch mit Behagen 

zuschauten. 

Der Leiter der Politischen Polizei teilte 

im Auftrag des Innenministers Frau Bolz 

am Fernsprecher mit: «Die Haltung der 

Menge verlangt, dass Ihr Mann in 

Schutzhaft – so nannte man die rechts-

widrige Freiheitsberaubung – genommen 

wird. Sie können ganz ruhig sein, es ge-

schieht ihm nichts. Er wird in starker Be-

deckung nach Hause gebracht. Warten 

Sie mit dem Essen! Nach Tisch wird er 

dann auf den Asperg gebracht.» Bolz 

wollte meiner Frau ähnlich wüste Szenen 

vor dem eigenen Haus ersparen und bat, 

sofort nach dem Asperg gefahren zu wer-

den. Das letzte Stück des Wegs mr Fes-

tung musste er zu Fuss gehen, [nsassen 

zweier Privatwagen, die der Eskorte ge-

folgt waren, benützten die Gelegenheit, 

Bolz erneut zu belästigen und sich in 

Verwünschungen gegen das alte System, 

als dessen Vertreter der frühere Staats-

präsident angesehen wurde, Luft zu ma-

chen.»  

(Aus: Max Miller: Bolz – Staatsmann 

und Bekenner, Stuttgart 1951 S. 457-459) 

Nach der Intervention prominenter Für-

sprecher, darunter der katholische Bi-

schof von Württemberg, Johannes Bap-

tista Sproll, kam Eugen Bolz nach eini-

gen Wochen wieder auf freien Fuss. Die 

erste Zeit nach der Haft verbringt er in der 

Abgeschiedenheit des Klosters Beuron. 

Nachbemerkung 

Die Widerstandsarbeit von Eugen Bolz 

im Kreis um Stauffenberg und Goerdeler, 

seine Verhaftung, der Prozess vor dem 

Volksgerichtshof und seine Hinrichtung 

wird in der Ausstellung «Verfolgung und 

Widerstand» gewürdigt werden. 
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Wilhelm Bazille 

Wenn diese Schrift ganz oder teilweise 

erscheint, dann ist sie eine Stimme aus 

dem Grabe. Sie ist im Wesentlichen in der 

zweiten Hälfte des Jahres 1932 geschrie-

ben, als ich glaubte, dass mein Leben zu 

Ende gehe. Unmittelbar nach meinem 

Tode sollte sie als Warnung vor einer Po-

litik der Unbesonnenheit veröffentlicht 

werden. Aber mein Leben war noch nicht 

zu Ende, als sogleich nach der Reichs-

tagswahl vom März 1933 die nationalso-

zialistische Revolution ausbrach. Damit 

ist die künftige Entwicklung vorgeschrie-

ben. Der auswärtige Krieg ist nun nicht 

mehr zu verhindern. Deutschland droht 

in Zustände hineinzutreiben, die denen 

des Dreissigjährigen Krieges gleichen 

werden. Die Schrift kommt zu spät und 

kann vorläufig nicht veröffentlicht wer-

den. 

Diese Sätze stammen aus der Feder Wil-

helm Bazilles, von 1924 bis 1928 würt-

tembergischer Staatspräsident, danach 

bis zur Ablösung durch die Nazis im 

März 1933 württembergischer Kultmi-

nister. Die Denkschrift mit dem Titel 

«Die deutsche und die europäische Tra-

gödie» liegt heute noch im Stuttgarter 

Hauptstaatsarchiv – unveröffentlicht. 

Nach jahrelanger Krankheit und schwe-

ren Depressionen setzte Bazille 1934 sei-

nem Leben ein Ende. 

Wilhelm Bazille ist 1874 als Sohn eines 

aus Savoyen eingewanderten Werkmeis-

ters in Esslingen geboren. Nach dem Stu-

dium der Rechtswissenschaft wurde er 

Beamter in der Königlich-württembergi-

schen Landesverwaltung. Zur Zeit der 

Monarchie war er als führender Kopf der 

Jungliberalen Bewegung in der National-

liberalen Partei aktiv. Gegen Ende des 

Ersten Weltkriegs, den er als Chef der 

deutschen Zivilverwaltung in der von 

deutschen Truppen besetzten belgischen 

Provinz Limburg erlebte, trat er der 1917 

gegründeten Vaterlandspartei bei. Diese 

Sammlung der alldeutschen und konser-

vativen Rechtskräfte bestand entgegen 

der Reichstagsmehrheit, die für einen 

Wilhelm Bazille als würt-
tembergischer Staatsprä-
sident (1924-1928). 
(Bundesarchiv Koblenz) 

Verständigungsfrieden votierte, auf ei-

nem annexionslüsternen Siegfrieden. 

Nach dem Sturz des letzten württember-

gischen Königs zählte Wilhelm Bazille 

zu den Gründern der württembergischen 

Deutschnationalen – der Bürgerpartei, als 

deren Vertreter er in die verfassungsge-

bende Versammlung des neu entstande-

nen Volksstaates Württemberg gewählt 

wurde. Von 1920 bis 1924 bekämpfte er 

als Chef der deutschnationalen Opposi-

tion im württembergischen Landtag die 

Regierung des der DDP angehörenden li-

beralen Staatspräsidenten Hieber. Als ag-

gressiver Gegner der Weimarer Republik 

machte er sich in republikanischen Krei-

sen unpopulär. Theodor Heuss charakte-

risierte Wilhelm Bazille in seinen Erinne-

rungen: 

Er war der Sohn eines Franzosen, der 

eine Schwäbin geheiratet hatte, dazu war 

nichts zu bemerken – aber wir ärgerten 

uns ganz einfach, wie er in pompöser, 

wenn nicht gar bombastischer Art sich 

als Interpret eines aggressiven deutschen 

Nationalismus gab. 
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Über die Jungfernrede Bazilles vor dem 

Deutschen Reichstag am 20. Juni 1921 

schrieb der Zentrumspolitiker Eugen 

Bolz an seine Frau: 

Du kennst ja seine aufgeblasene Manier, 

wenn er mit leicht gehobenem Kopf und 

halb geschlossenen Augen eine Hand wie 

zum Segnen ausgestreckt, seine furchtba-

ren Worte säet. Erfolg: Ununterbrochene 

Heiterkeit. 

Dieses vernichtende Urteil hinderte Eu-

gen Bolz und das württembergische Zen-

trum aber nicht, nach den Landtagswah-

len im Mai 1924 zusammen mit dem 

«Vaterländisch-Völkischen Rechts-

block» der Deutschnationalen und dem 

württembergischen Bauern- und Wein- 

gärtnerbund eine neue Regierung zu bil-

den, an deren Spitze der Deutschnatio-

nale Bazille stand; Bolz blieb Innenmi-

nister. Das beharrliche Opponieren Ba-

zilles gegen die von Hieber geplante Ver-

waltungsreform wirkte in den Reihen der 

Zentrumsfraktion und führte zum Koali-

tionswechsel der katholischen Samm-

lungsbewegung. 

Noch im Sommer 1922 begründete Ba-

zille als Sprecher der deutschnationalen 

Reichstagsfraktion die Ablehnung des 

Republikschutzgesetzes, die dabei gefal-

lenen antisemitischen Äusserungen lös-

ten im republikanischen Lager Empö-

rung aus. Aber schon im August 1924 

schwenkt der neue Staatspräsident auf ei-

nen real-politischen Kurs ein: der zur Be-

endigung des Ruhrkampfs und zur Lö-

sung der Reparationsfrage entwickelte 

Dawes-Plan wird von ihm als Sprecher 

einer starken deutschnationalen Minder-

heit im Reichstag bewilligt. Ohne die Ra-

tifizierung dieses Vertrags und ohne die 

Abweichler um Bazille hätte die junge 

Republik nicht die Chance gehabt, sich 

ökonomisch zu stabilisieren und die in- 

ternationale Isolation zu durchbrechen. 

Dies hielt ihn nicht davon ab, lie Novem-

berrevolution 1918 ganz offiziell im 

Württembergischen Staasanzeiger vom 

Dezember 1924 a1s «Fluch» zu verdam-

men. Bedingt durch sein Auftreten blieb 

sein Ruf a1s nationalistischer Politiker  

ungebrochen, wobei in der Öffentlichkeit 

übersehen wurde, dass er nicht zuletzt un-

ter dem Einfluss des verbündeten Zent-

rums auch in seiner Amtsführung auf eine 

gemässigtere Linie eingeschwenkt war. 

Bei den Landtagswahlen im Mai 1928 

ging die Zahl der deutschnationalen Sitze 

um die Hälfte auf vier Mandate zurück. 

Bei der geschmälerten Basis der bisheri-

gen Koalition musste der umstrittene Ba-

zille dem neuen Staatspräsidenten Eugen 

Bolz weichen, blieb aber unter ihm Kult-

minister. Im März 1929 tauchten in der 

Presse Gerüchte auf, dass Bazille nach 

Berlin abgeschoben werden sollte – seine 

Person stand einer Öffnung der Koalition 

für die beiden liberalen Parteien DVP und 

DDP im Wege. Aber auch ohne den 

Rücktritt Bazilles traten die Liberalen der 

Regierung Bolz bei: eine massive Partei-

krise bei der DDP war die Folge. Der Se-

nior der schwäbischen Liberalen, der 

Stuttgarter Friedrich Payer, verliess unter 

heftigem Protest gegen den Eintritt in 

eine «reaktionäre Regierung» seine Par-

tei. Der frühere Staatspräsident Johannes 

Hieber fand bittere Worte für Bazille: 

«Bazille ist der reaktionärste Kultminis-

ter im ganzen Reich, mit ihm kann man 

nicht an einen Tisch sitzen.» Besonders 

die langjährige Weigerung des Kultmi-

nisters Bazille, die allgemeine Schul-

pflicht von sieben auf acht Jahre auszu-

dehnen, bestärkte diesen Ruf. 

Überraschenderweise geriet Bazille in-

nerparteilich in die Opposition, nachdem 

Alfred Hugenberg 1928 auf Reichsebene 

den Vorsitz der Deutschnationalen über-

nommen hatte. Hugenberg, mit den 

Deutschnationalen seit 1928 im Reichs-

tag auf der Oppositionsbank, verbündete 

sich, um den Young-Plan zu Fall zu brin-

gen, 1929 im «Reichsausschuss für das 

deutsche Volksbegehren» mit den Natio-

nalsozialisten, die so als eine bisher ver-

schwindende Minderheit aus der Isola-

tion gerieten und beim deutschnationalen 

Bürgertum salonfähig wurden. Hugen-

bergs Generalangriff auf die Republik, 

seine Ablehnung der Brüningschen Steu-

ergesetze im Frühjahr 1930, folgten 28 
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deutschnationale Abgeordnete, darunter 

Wilhelm Bazille, nicht. 

Der offene Bruch war die Folge: für die 

Reichstagswahlen im September 1930 

kandidierte die von Wilhelm Bazille ge-

führte «Nationale Volksgemeinschaft» 

erfolglos als Splittergruppe auf Liste 17. 

«Reformen mit Hindenburg... oder Revo-

lution und Krieg...» war in seinem Aufruf 

drei Tage vor der Wahl zu lesen. In der am 

Anfang zitierten Denkschrift nannte er 

den deutschnationalen Wegbereiter des 

Nationalsozialismus, den Pressezaren 

Hugenberg, einen «beschränkten Doktri-

när» und «absoluten Despoten nach asia-

tischem Vorbild». Scharf verurteilte er 

Hugenbergs Pakt mit den Nationalsoziali-

sten: «Das Zusammengehen der Deutsch-

nationalen mit den Nationalsozialisten 

vom Jahr 1929 ab riss die Schranken nie-

der, die vorher zwischen diesen und der 

bürgerlichen Welt aufgerichtet waren.» 

Nach seinem  Bruch  mit  den  Deutschna-

tionalen blieb Wilhelm Bazille, dank der 

Rückendeckung durch den württembergi-

schen Bauern- und Weingärtnerbund bis 

zum Sturz des Kabinetts Bolz durch die 

Nationalsozialisten im März 1933 weiter-

hin Kultminister. Politisch in den Hinter-

grund gedrängt, löste ein hartnäckiges 

Kopfleiden bei Bazille schwere Depressi-

onen aus. In den Monaten vor seiner Ab-

lösung als Minister erhielt die Sekretärin 

den Auftrag, regelmässig unter einem 

Vorwand das Büro zu betreten: mehrmals 

sass Bazille mit der Pistole in der Hand 

am Schreibtisch. 

Nach seinem Tod veröffentlichten die 

neuen nationalsozialistischen Machthaber 

Württembergs im «Württembergischen 

Staatsanzeiger» vom 3. Februar 1934 fol-

genden Nachruf: 

In seiner politischen Tätigkeit stand Dr. 

Bazille von Anfang an in scharfem Gegen-

satz gegen den durch die Revolution ge-

schaffenen Staat der Weimarer Verfas-

sung, dessen Schäden er früh erkannte 

und mit Energie und Tatkraft bekämpfte. 

Besonders als Führer der Rechtsopposi-

tion im württembergischen Landtag hat er 

einen entschiedenen Kampf gegen das 

jetzt überwundene System geführt. Der 

Herr Ministerpräsident hat, zugleich im 

Namen des Württembergischen Staatsmi-

nisteriums, der Witwe seine herzliche An-

teilnahme ausgesprochen und die Ver-

dienste des Verstorbenen um Württem-

berg gewürdigt. 



Das rote Stuttgart marschiert aus den Stadtteilen zum Karlsplatz
Sammelplätze: 530 Uhr Gablenberg, Osthelm, Galsburg, Neckarvororte: Ostendplatz / Cannstatt, Münster: Kursaalallee / Westen, 

Botnang: Ecke Gutenberg- und Hasenbergstraße / Heslach, Kaltental, Vaihingen: Marlenplatz / Altstadt: 
Wilhelmsplatz / Feuerbach, Zuffenhausen: Pragwirtshaus

Sonntag, 10. Juli, nachm.

Antifaschistisches Treffen
im Waldheim Sillenbuch zu Ehren des 
75. Geburtstages der Revulutionärin Clara Zetkin

Ansprache, Musik,Theatervnrführungen / Anschließend

Fackelzug Marktplatz
KPD. Groß-Stuttgart



Solidaritätstag 1931
für Arbeit, Brot und Freiheit

Massenkundgebung
am Samstag, 13. Juni, abends 8 Uhr, im Saalbau Dinkelacker, Hohenstaufenstraße

Programm: Musik, Gesang, sportliche Darbietungen, Rote Spieltruppen. Ansprache: Dr. Hermann Meng

Solidaritäts- und Kinderfest
am Sonntag, den 14. Juni, im Waldheim Sillenbuch. Reichhaltiges Programm, große Tombola, für Kinder 
unentgeltlicher Film und Bewirtung. DasTragen der Plakette berechtigt zum freien Eintritt in beide Veranstaltungen 
Für die Neckarvororte im Waldheim Hedelfingen

Internationale Arbeiterhilfe

Tlocbffebenbe Organifaiionen fordern ihre IHifglieber sum Sefud? auf: 3ntemaffonater 33unb ber Opfer ber Arbeit unb bee Krieges / JteuoluHonäre Öemerfftbaff«’ 
oppofitwn / $i(fe / »erbanb prolétariser $reibenfer / örmerbdofenauefdjufc / Jla4urfreunbe.Oppofifion / ftampfgemeinfdjaft für Kote eporfeinbeit / ^ampf. 
bunb gegen Saföfemu* / Komitee »erttafiger grauen / Sunb ber Sreunbe ber öomjetunion / eängerperemigung IBeffen / äommumffifdje Partei / Äommuniffiftber 

JugenbPerbanb / TOarrtfttfdje ^rbeiterfcbufe _



Für de Sowjetgemeinde
Wo der Kapitalismus herrscht:
Tausende von Betrieben stillgelegt. 22000 Bankrotte. Allg. Produktionsrückgang 
Die Arbeitslöhne bis zu 60 Prozent unter das Existenzminimum gefallen 
Fünf Millionen Erwerbslose und vier Millionen Kurzarbeiter In Deutschland 
Aushungerung und vollständiger Ruin der gesamten schaffenden Bevölkerung

Wo der Kommunismus regiert:
Tausende von Betrieben wurden neu erbaut. Allgemeine Produktionssteigerung 
Die Arbeitslöhne um 40 bis 50 Prozent über die Vorkriegslöhne gestiegen 
Keine Arbeitslosen mehr. 2800000 Arbeiter Im Jahr 1931 neu In der Produktion 
Steigender Wohlstand des gesamten werktätigen Volkes in der Sowjet-Union



Welchen Heldentod
wünschen Sie zu sterben?

Bomben auf Berlin!
„Lustige Kriegsandenken! 
Das Rüstungs-Ungeheuer!
Diese sensationellen Artikel finden Sie neben Feuilleton, Roman, 

politische Wochenschau, Sport, Radio, Hof u. Garten, Stuttgarter Neuigkeiten u. dergl. in der reich
illustrierten Wochenzeitung

Erhältlich ab Donnerstag nachmittag an 
allen Kiosken und beim Verlag, Stuttgart 

Geißstraße 4
Einzel-Nummer, 16 Seiten 

nur 15 Pfennig Schwab. Echo



abends 8 Uhr, 
g spricht in der9. Man

Eintritt 50 Pf 9*9 Erwerbslos© (nur «asan Ausweis an dar Abendkasse) 25 Pf 9" FriU «... D™‘‘' Kommunistische Partei Deutschlands

Stadthalle
der Kandidat des Kampfes um Brat, Freiheit und Sozialismus 
gegen Kapitalsbanhrutt und Faschismus, der Kandidat der raten 
Einheitsfront und des raten Sieges



Blutiger Naziterror 
im Preußenlandtag

ntifaschistische Aktion der Arbeiterklasse
gegen die Lakaien des Geldsacks
Darüber spricht am Dienstag, 31. Mai, 8 Uhr, im Dinkelacker-Saal

Wilhelm Kerff
Eintritt 30 Pfennig

O) erwerbslose (nur an dar Abendkasse gegen Ausweis) 15 Pfg.     Kommunistisch« Partei



Antikriegskundgebung
Es spricht
Reichstagsabgeordneter

Eintritt 50 Pfg. * Erwerbslose 30 Fg.

Saalöffnung abds. 7 Ukr

am Freitag, den 31. Juli 1931, abends 8 Uhr

in der Liederhafle
Theo Neubauer. Berlin 
über: „Kapitalsoffensive und Interventinnsgefahr gegen die Sowjet-Union 
und der Kampf des werktätigen Volkes um Arbeit, Brut und Freiheit“

. ..  Antikriegskomitee GroB-Stuttgart



Der Kapitalismus
bringt Hunger und Krieg

Der Kommunismus
der einzige Ausweg

Darüber spricht der vor kurzem aus der Sowjetunion zurückgekehrte, 

ehemalige Stadtpfarrer und Führer der religiösen Sozialisten

7. April abends 8 Uhr, in der

I STADTHALLE I
Eintritt 40 Pfg„ Erwerbslose (nur an der Abendhasse) 20 Pfg.

passÄirtu.

Kommunistisch« Partei

8



Internationaler

Frauentag
Kampftag der schaffenden Frauen 

gegen Hunger und Not 
für Freiheit und Brot!

Kundgebung, Freitag, 4. März,
abends 7.30 Uhr, im Saalbau Dinkelacker

Dwwwamm* Ansprache, musikalische und rruaramm. sportliche Darbietungen, 
verschiedene Aufführungen

Eintritt 40 Pfennig
Erwerbslose 20 Pfennig

Kommunistische Partei Deutschlands
Komitee werktätiger Frauen

gFraueiHn Hot“ AucctAlluna über die Lage der arbeiten- Mussienung den Frau vom 29o Febr. bis 
6. März (Rotebühlstr. 40, Hths.). Regelmäßige 
Abendveranstaltungen. Tageskarte 20 Pfg., für 
Erwerbslose 10 Pfg. Dauerkarte 60 Pfg., für 
Erwerbslose 30 Pfg.

feetauagebet: ûjîario 'Bklter, Stuttgart ®rud: Drurferei-Ï®., Stuttgart.



Kundgebung 
der Stuttgarter Arbeiterschaft in der 

Stadthalle
.Wilhelm Pieck MdR., Berlin

Einh.-Ausschuß der Antifasch. Aktion, KPD. u. KJV. Groß-StuttgartEintritt 40 Pfg., Erwerbslose 20 Pfg.



In der Stadthaie 
zur 25. Wiederkehr der Gründung der 
Jugendinternationale u. zum 18. Internat 
Jugendtage. Zum 25 jähr. Jubiläum des 
Sozialisten-Kongresses in Stuttgart 1907

Internationales 

Massenmeeting
Es sprechen internat Redner,
Vertreterin des ZK. des KJVD. und Albert Buchmann, MdR., 
Bezirksleiter der KPD. Württemberg

Aufführung:
Von New-York bis Schanghai

Ein Antikriegsstück von Dr. Friedrich WOLF

Masseneinmarsch
Eintritt 40 Pfg.

Erwerbslose 20 Pfg.

der Jungkommunisten, Arbeitersportler, der Betriebe und des 
proletarischen Massenschutzes

Kommunistischer Jugendverband
Kommunistische Partei, Bezirk Württemberg



IntemaLMgetai
«

am Freitag, den Zf^Nugust, abends \8 Uhr 
Saalbau „Wulfe“, Neckar^

Redner: \ \

Ur. Hug. Thalheimer
HIourer-Frankreich x
Bringuli-Schweiz Nationalrat

Thema:

Kapitaiistisiher Niedergang 
oder sozialistischer Hulbau? 

oeutsm-iranz. Verständigung, 
für wen und gegen wen ?

Hbriistungs ? Schwindel und 
der Kampl um den Frieden

Alle Frauen ujyi^ntier der werktätigen Bevölkerung sind eingeladen
Eintrittsgeld: 30 Pfg., Erwerbslose 15 Pfg.

K.P.D.” Opposition, Ortsgruppe Stuttgart
Ernst Klttt, Ait Plakatdruck,



Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands
ORTSGRUPPE STUTTGART

öffentliche

am Freitag 22. Januar, abends 8 Uhr im 
Saalbau Wulle, NeckarstraOe
Unser Genosse

Hans Ziegler Breslau
M. d. R. (früher Mitglied des Württ. Landtages) 
spricht über das Thema:

Kampf oder Untergang
des Proletariats
Freie
Aussprache

Eintritt zur Deckung der Unkosten 30 Pfg. 
Arbeitslose (unter Vorlegung der Stempel
karte) 15 Pfg.

Verantwortlich: E. Dörnbach, Stgt.-Kaltental, Fischorstr. 16.

Ernst Klett, Abt. Plakatdruck, Stuttgart
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Oeqeii den Msmus!
Eiserne Front
proletarische Einheitsfront!

Darüber sprechen in der

am 18. Februar, 20 Uhr im Saalbau Wulle, Neckarstr.

Freie Husspradie !
Erich Hausen

von der KPD (Opposition)
Fritz Rück 

von der SHPD Berlin

Eintritt 20 Plg.
Verantwortlich: Max Hammer, M. d. L., Stuttgart.

Hntilasdiistlsdies Karten Stuttgart (KPD-Opposition, SAPD Ortsgruppen Stuttgart, Freigewerkschaftliche Opposition
Ernst Klatt, Abt PUketdruek. Stuttgart



Die

Eiserne Front
eint alle freiheitliebenden Volks
kräfte zum entschlossenen Kampf

gegen den
Faschismus
Am Sonntag, den 21 Februar, vormittags 11 Uhr spricht

DeutschNationalrat Wien
der Führer des Republikanischen Schutzbunds Deutsch-Österreichs in einer

Kundgebung .si" Stadthalle
»it nA»«« ist der Einmarsch der Reichst annerlormationen und der Hammersdialten
iallenöffnung %1O Uhr

ntritt 30 Pf«., Arbeitslose 10 Pf«.
orrerkaufMidicat Buchhandlung Schwäbische Tagwacht, Friedrichstr. 15

Zigarrenhaus Edde, Tübingerstr. 71 
Zigarrenhaus Köstel, Stiftstr. 
Zigarrenhaus Beck, Cannstatt, Marktstr S 
Arbettenportxentrale, Kanxleisir. 55 
sowie alle Funktionäre der Arbeiterbewegung

Die Eiserne Front
Illg. Deutscher Gewerkschaftsbund / Sozialdemokratische Partei 
Irbeiter-Sport-Kartell / Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold / Illg. 
Freier Ingestellten-Bund (BFA) / Illg. Deutscher Deamtenbund 

Republikanischer Reichsbund

15



Verhängnisvoller 
Irrtum auf der Königstr.!

Wo die SchulstraOe in die Künigstraöe mündet, beim Sctmhhaus Strohm, dort passiert 
dieser verhängnisvolle Irrtum vielen.

Die herrlichen, seit Jahrzehnten berühmten Strohm-Schuhe waren früher 
einmal teuer und ein Privileg der Gutsituierten, letzt aber gibt Strohm 
seine herrlichen Schuhe zu jedem annehmbaren Preis weg im Total- 
Busverkauf wegen Geschäftsaufgabe.
Bedenken Sie: Die so guten wundervollen Strohm-Schuhe erhalten Sie 
jetzt schon zu Preisen wie 2.85, 4.85, 6.85, 8.85 usf. Es sagt wahrlich 
genug, wenn das Schuhhaus Strohm gewissermaßen

von Tausenden gestärkt
wurde und fast ein lebensgefährliches Gedränge entstand. Noch haben Sie 
die Auswahl unter unzähligen von prächtigen, eminent haltbaren Strohm- 
Schuhen im Schuhhaus Strohm, Königstrasse 25.

Herwuogober; Holnxi Strohm, StuttOarf, KOnlgatr. 25 ErnstKtett. AULHahwtdrticlr, Stuttgart



MVer 
rettet das Volk 

vor der kapitalistischen 
Hungerkatastrophe?

’aschisms oder Kommunismus?
darüber spricht am

Uhr, im LokaL

Werktätige aller Schichten I
bn der Beantwortung dieser Frage hängt das Schicksal des arbei- 
mden Volkes in Deutschland ab. Kommt darum alle!

Eintritt Pf. Freie Aussprache4 j

Ortsgruppe der KPD.
Bezirk Württemberg

©nid: ®ru<fereU®enoffenf®aft e. ®. m. b. Stuttgart Verlag: 3ofefS®Iaffer, 9lb9U Stuttgart
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Großkampftag;
Thema: Kommunismus oder Faschismus?

HE bE HITLER
fprient: „Der Unternehmer ber bie Verantwortung 
für bie probuftion trägt, ber fc&afft and) ben Arbeitern 
ba« Srot. TO toetdyem J^ed?t oertangen biefe 

tente Anteil am Vefiß, ober gor an ber teitung."

(Stueeinanberfehung mit (Straffer am 22.Tiat 1930)

REMMELE
wirb mit biefen ^onngtme^n bie große ^noeinanberfeßung aud) in Stuttgart burcßfüßren.

Sie Siitjrer ber beiben fttätungen ber 9lajis finb anfgeforbert fiep oor ben Arbeitern gu verantmorten 

unb haben ihr ßrfdjeinen jugefagt. CRebegeit 45 Minuten.) ^tbfotute (Sicherheit iff fe(bfft»erffânb«(h. 

Die Reden werden durch Groß-Lautsprecher auch in den Garten übertragen.
00 Eintritt 30 Pfs* / Erwerbslose 10 Pfg. Karten In der Arbelterbuchhandluns. Expedition der SUdd.Arbeiter*Zelt'ine und bei den Funktionären KPD.y Bezirk Wurtteniberfl.

®ni<k: S>rndtet«ifl*iu>ffenf<b<ift e. O. ■. b.



Warum nicht

Thälmann?
Was sagen die Kommunisten?

Manuihki, der geistige Führer der kommunistischen Internationale, hat in der Plenarsitzung dieser Inter
nationale vom 15. Dezember 1951 erklärt:

„In dem gegenwärtigen Abschnitt der Entwicklung der deutschen Revelation lit Hitler 
amer unzweilelhalter Bundesgenosse. Man muß Hitler seinen Weg gehen lassen, 
denn zur Macht gelangt, wird er zunächst die sozialdemokratische Parteiorganisation 
und den sozialdemokratischen Polizeiapparat zerschlagen.“

Die Kommunisten fördern also mit ihrer Kandidatur Thälmann bewußt Hitlers Machtstreben, genau so wie 
sie am 9. August mit Hitler, Seldte und Hugenberg zusammen in Preußen das Kabinett Braun-Severing stürzen 
wollten.

Mas sagt die Schwerindustrie?
Die „Deutsche Allgemeine Zeitung", das Blatt der schwerindustriellen Scharfmacher, sagt über die Rolle 
der Kommunisten bei der Reichspräsidentenwahl am 12. Februar folgendes:

„Die Kommunistische Partei Ist praktisch eine wertvolle Hillstruppe des Bürgertums."

Am 29. Februar schreibt dieselbe Unternehmerzeitung:

„Herr Thälmann, der Kandidat und Reltergeneral einer auswärtigen Großmacht, 
scheidet als ernsthalter Bewerber aus. Seine und seiner Partei geschichtliche Hulgabe 
besteht ausschließlich darin, das Proletariat Deutschlands zu spalten u. zu schwächen.“

Werktätiges Volk!
[eine Stimme für Thälmann, denn Hitler darf nicht siegen!
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üîaii wählen?
axe Masi laufen and bem WitettembeeaifWen fanbiaa batwt, wenn té brenUia wird unb ihre 
Scbwinbeleien unb ^Besprechungen enttarnt werben. &d haben fie té in Sremen unb in anberen ßanbtagen auch gemacht.

SW bem $teh»3ta0 w Stasi beeimal geflohen.
SM Oiefe ^titfbtt not bet Entente nicht toasten, ;u ihrem ei

genen Antrag ;u flehen, Öen Uoungplan aububeben.

SM biefe 43olblnetbte bed ÜWitald oerbergen wollten, bah fie 
gegen hab àarifrecbt unb bie (5o;ia(politit flnb.

SBeil hiefe Dienet bet ^Ütfien unb Beauftragten her dohenwllern 
oerfchleiern wollten, bah fie gegen bie notwenbige unb ge

rechte zfürflenenteignung finb.

3m 5IDürttembergif(ben Canbtag bat ber 9lationaifo)ialift meraenWaler bei ben Kämpfen um ben Uoungplan biefelbe 

^entrum^teaieeuna aetettd, Ne im guicMtat fite bit Slimabme bed ^ottnanland eintrat. 
Suberei, ©efcbimpfe, C^ebruU unb Oeptarr, bad ^Darlament ata ©tätte niebrigfler ^udfcbreitungen ift bad (Srgebnid ber IHJabl 

nationalfoMaliftifcber ^bgeorbneter. leiden (le mxb weniger aid bie bie im SDmttembergifcben

ßanbtag au<b feine Atolle mehr fpielten.
5Dur<b ÎDabl non unb wirb bie Woltdpertretung arbeitdunfabig unb netliert febed ^nfeben.

(ilftaSaunö machen, wad (le wollen, ohne nach Arbeitern unb 
3PIÇ t ” W WO W Sauern, nach Wtelftanb unb «Beamten w fragen.

Dee n?itettembeeaifWe £anbiaa muh atbettdfäbia bleiben, 
batf nitbi lealeelen, fonbeen foil etwad leiften fite bad Doit.
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too bleiben frie

aeHitee?
®a« roirß mit Öen Beamten unb SlnatfteUten, ben Äanbwetfctn unb Heinen Kaufleuten? îfDas geliebt 
mit allen Nelen Streifen unb ibten Familien?

3n ÏÏBürttemberg berrfcbt bet Sürgerbiod
5Wr mirtfcbaftlichen 3nteref(en werben oon Oer ^Regierung WoßWa^ille oertreten. 9lur bie ßebendnotwenbigteiten 
Oer breiten Wlaffen, Oie ^ebnrfniffe bet ^onfnmenten atbtei mau nitbt Wie WBünfche Oer dreien <anb- 
Wirte finO Trumpf. Wlan befchneibet war Oie ßobne unb Oie ©oMalleiftungen, man bat aber nicht* bagegen, baß Oie 
ßebenimittelpreife (teigen.

9lationalfo)ialtômwë ifl fdjltmmfle IBrotoetfeuerung
Wie SRationalfoMalißen oerfprecben war in Oen ©taOten unO SnOultriegebieten billige ßebewmittel. Wie mabten 
^Ibfiibtett haben Oie 9laM enthüllt, ab Oe in ihrer führenOen oftelbifchen Warteßeitung, Oer ^reubiftben 3eihma* 
9tr.64 nom 30. Wlän 1932, erklärten:

„Es muD endlich SchlnO gemacht werden mit der Politik des Preisdrückens 
nnd der Unsicherheit auf dem Brotgetreidemarkt. Der Landwirtschaft kann _ 
nur geholfen werden durch lautend ansteigende Preise. Nur hoHif 
Preise haben lange Orme. Nur mit hohen Preisen kann man den Hebel 
in der Landwirtschaft ansetzen, um alles Getreide herauszubekommen.“

(Bine (tarte nationalfoMaliflifche Srattion im W)ürttembergif<ben ßanOtag roirO Oen Äonfumenten unO Oem arbeitenOen 
Woll alfo Oen ^tottotb notb bbbet hangen. Wad bringt 9lot unb @(enb, beim biefelben ßeute ünb auch atatn 
<$asialwlttit mtb &tbeiijlMofemmtetftöbn^ gegen ©oüalfürforge unb anflänbige Entlohnung.

toirb Seit, baß au<b bie Dntereffen beé SfrbeifôBoifô im

Wählt
ßanbtag berücfßtbtigl werben!

Boüalbemoteaten
ÆÜte 1

Muaganar: Kiwi« MaMcIwte. U
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Am Freitag 15. Juli
abds. 8 Uhr spricht in der

Stadthalle
der Führer 
der Sozialdemokratie im Reichstag

Dr. Breitscheid
gegen Judas Hitler und die 
Barone, für ein Deutschland
der Freiheit u. des Friedens

Eintritt........ 30 Pfg.
Erwerbslose 10 Pfg.

Vorverkauf:
Buchhandlung der Schwab. Tagwacht, Friedrichsir.13
Zigarrenhaus Eckle, Tübingerstraße 71
Zigarrenhaus Koestel, Elchstraße
Zigarrenhaus Beck, Cannstatt, Marktstrabe Ô
Hufgeschäft Ißler, Böblingerstraße 75
Arbeitersportzentrale, Kanzleistraße 33
Auf den Gewerkschaftsbüros und bei den Vertrauensleuten der Arbeiterbewegung

Kampfleitung
Zacantwortlkhi Erwin Schöttla, Stuttgart IM

der Eisernen Front
Ernst Klatt, Abt PlakaWruck, Stuttgart
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Jetzt 

erst recht!

Erkämpft
die Entscheidung!

Das arbeitende Volk von Stuttgart erhebt seine Stimmen 

oeaen WWiküi und 
Verfassunasbruch

Freitag। den ZZ. Juli, abends 8 Uhr Samstag, den Z3. Juli, abends 8 Ohr

Cannstatt: Schwabenbräu 
Heslach: Leichts Saalbau 
Östl. Bezirke: Schladithaussaal 
Frag: Englisdier Garten <aMNua 
monster: Linde

Degerloch: Krone 
Wangen: Lamm

Sonntag, den Z4. Juli, abends 8 Uhr

Botnang: Botnanger Waldhaus

Seid zur Abwehr bereit!

Es lebe die Freiheit!
Kamplbund der Eisernen Front
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Generalappell

Stadtteile

Für Donnerstag 
den Juli 
abends 8 Uhr 
in der

ruft die «Eiserne Front
die gesamte freiheitliche Bevölkerung Stuttgarts zu einer gewaltigen

KUNDGEBUNG
Alle Stimmen 
für Liste

Aufmarsch der Hammerschaften der Gewerkschaften, des Reichs
banners, der Hundertschaften der Sportler, der Sozialistischen Arbeiterjugend 

Ansprachen der württ. Spitzenkandidaten Wilh. Keil, E. Roßmann, 
Dr. Schumacher

Mitwirkung der Arbeitersänger und der Roten Schar

Das Philharm. Orchester spielt ab 1 Uhr
An diesem Tage zeigt die Arbeitertchaft Stuttgarts 

ihre Geschlossenheit und Stärke, demonstriert die 
gesamte Bevölkerung ge^cn Verfassungsbruch

und Hitlerterror

Eintrittspreis 30 Pfg., Erwerbslose 10 Pfg.
Vorverkauf : Buchhandlung der Schwab. Tagwacht 

Zigarrenhaus Eckle, Tübingerstr. 71 
Zigarrenhaus Kösfel, Eichstr.
Zigarrenhaus Beck, Cannstatt, Marktstr. S

Hutgeschäft Ißlcr, Böblingerstr. 75
Arbeitersportzentrale, Kanzleistr. 53
Bei den Gewerkschaftsbüros und bei sämtlichen

Funktionären der Arbeiterorganisationen

Freiheit!
Kampfleitung der Eisernen Front

Emst Klett, Abt Ptaketdruck, Stuttgart
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Wir greifen an! 
Die Eiserne Front veranstaltet am 

Donnerstag 22. Sept 
abends 8 Uhr einen

Massenprotest 
gegen innere und äußere politische Abenteuer 
gegen neues Völkermorden 
gegen Junker-Diktatur und Lohnraub

!s sprechen in der STADTHALLE
S» Grumbach ws
der Führer der Iranzüsisihen Sozialisten im Kampl um die Verständiguni mit Deutschland

Erich Roßmann
U. d. 1L, der Führer der deutsthen Kriegsopfer

Hlitwirkende:
Hrbelteraanger, Spredufaor „Rote Sdiar“ der SJU., Splelmannszüge des ReMubannen

Werktätige heraus) Erhebt enth elnmMg gegen die eudi drohenden flelahrenl
■tritt M Ptk EnrerbsJoM 1« Hr.
imrkmrt»st«Ura: Zlaarrnhaus ErMe, Tftblngeratr. 71; »aarruibam Rtstel, Eltfastr. 
WrnhaM ladt, (anstatt. niarktstr.«; Rnihhandleuig dar Sdtwlb. Taawaibt. Fried- 
tatratafS; HrbaHenporlzentrale, lanslalstr. 33; HatgesORtt Iblur. Ubltaamtr. 75 
d aHaa CawarksdiaftsbOrM ui bei allen FmkttaaRraa dar BriMttarbawaaiinB 

■MWdrittah. Irwin SehdttU, StuMaarf.

Kampileitung der Eisernen Front
Errat Kirat, Abt PtakaUlruck, Stuttgart

25



Fas ist einmal eine schöne

Arbeiterpartei !
Hile abgetakelten Herzoge, Fürsten, Prinzen. Generale, alle Großgrundbesitzer und Schwerindustriellen, 
alle Kriegs- und Inllatlonsgewlnnler preisen die Nationalsozialisten. Jetzt hat sogar der 

frühere Kronprinz »r Hdoif Hitler 
antu Bruch seines Ehrenworte« seine Stimme erhoben und Ihr Hitler als Reldispräsldenten plädiert

Idas denken die Nazi » die Arbeiter?
Nachstehend Heukerungen nationalsozialistischer Führer:

rolessor Fritz Dehn Im „Völkischen Beobachter“ vom 3.4.31:

„Die Hrbeitslosen-Unterstützung macht arbeitsscheu, 
man kann schon von einer Hrbeltsflucht reden.“

T.smOnlnuh-Rettendori aui der Reidistagung des Nationalsozialistischen Herztebundes am 6. Dezember 1031 :

„Die Sozialversicherung schwächt und schädigt das Volk 
in seiner moralischen und seelischen Gesundheit und Widerstandskraft, 

zttditet körperliche Schwächlinge und seelische 
Lumpen“.

andtagsabg. Merk Im badischen Landtag:

„Es ist heute nicht angebracht, dafi wir für Krüppel Und Sieche 
Millionen ausgeben“.

.andtagsabg. Falb aui dem Plauener Bezirkstag der H.S.D.H.P.:

„Die Sozialrentner sind Faulenzer und Spitzbuben, die 
in den Wald gehen und Holz stehlen. Sie kollern bis früh um 4 Uhr Im 
Wirtshaus herum und klopfen Skat“.

Dnd diese gehässigen Feinde und Verleumder soll das arbeitende Volk wählen? Hein, es soll die

Nazi davonjagen!
—umupHeitmifl der Eiggrnen Froat Statteart.



Der Feind
will Hitler!

Die Nationalsozialisten behaupten, Deutschlands politische und wirtschaftliche Defreiung bringen zu 
können. Tatsächlich aber ist der Nationalsozialismus das grollte Hindernis für den deutschen Wieder
aufstieg. Alle unversöhnlichen Feinde Deutschlands, die Nationalisten und Rüstungsindustriellen, die 
Militaristen und Eroberungspolitiker in den früheren feindlichen Ländern wollen Adolf Hitler.

Der schlimmste Deutschenhetzer in Frankreich, der Senator Coty, schreibt im „Figaro“ vom 18. März:

„Das Interesse Frankreichs verlangt, daü die Hitlerleute den 
\ m Sieg davontragen. Hitler, das bedeutet die Revanche, die lärmend ge- 

priesene und sofortige Revanche. Hitler ist eine Warnung für Europa.

Das ist die offene und schamlose Unterstützung der deutschen Gegenrevolution.

Siegreich wollen wir Frankreich schlagen..
so sangen einst nur verhetzte Nationalisten. Jetzt hetzt auch die KPD zum Kriege. Ihr Zentralkomitee erklärt:

Ein kommunistisches Deutschland wird den Schandvertrag von Versailles 
zerreißen, es allein wird im Bündnis mit dem befreiten Millionen
volk der Sowjetunion jeden Anschlag Frankreichs, Polens und anderer 
Imperialisten auf Deutschland zu vereiteln wissen. Werktätige in Stadt und Land, stärkt 
daher unsere revolutionäre Freiheitsarmee im Kampl gegen Versailles.

Mit der Hetze gegen die Sozialdemokratie, mit den blöden nationalistischen Parolen

unterstützt die KPD nur Schleicher u. Papenl

Wählt Liste

Sozialdemokraten
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Ä1W und

S^eUbIîs^w
Konzert ab 7 Uhr
Mitwirkung: Philharmonisches Orchester, Arbeitersänger und Rote Schar

Saalöffnung 7,7 Uhr
Eintritt 30 Pfg., Arbeitslose 10 Pfg.

Kampfiettung der Ehernen Front
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Nazi halten kein
Versprechen!

Früher hieß es Und f el auf
»Keinerlei Kompromisse mit Popen und Hugenberg«

(Hitler am 7. November 1932)

Die Papen’fchen Notverordnungen werden in 24 Stunden aufgehoben 

In 24 Stunden sollte die Arbeitslosigkeit zurückzugehen beginnen 

Die Zinsknechtschaft wird gebrochen---------------------------  

Die Banken werden sozialisiert------------------------------------------  

Die BÖrSe ist die Quelle allen Übels--------------------------------------  

Kapitalverschiebung muh mit dem Tode bestraft werden------------- 

Aufsichtsratstantiemen werden nicht mehr bezahlt-------------------  

Höchstgehalt von 12000 Mark für die Beamten-------------------  

Die privaten Rieseneinkommen sind zu senken-----------------------

Intime Regierungskoalition 
Kein Gedanke mehr daran

Die Arbeitslosigkeit und die Bankerotte wachsen

Das Reichskabinett lehnt Zinssenkung ab

Ablehnung aller Experimente im Bankwesen
Die Börse darf nicht beunruhigt werden

Wird nicht mehr davon gesprochen

Keinerlei Eingriffe in Eigentumsrechte

Die Forderung ist vergessen
Die Grofikapitalisten beherrschen die Nazis

Nationalsozialismus
wann . 0
Sozialdemokratie! A
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Kämpft 
alle mit uns für die 

Freiheit!
Die Nazi wissen keinen Ausweg aus Elend und Krise. Hilflos kapitu
lieren sie vor dem GroOkapital. Dafür versuchen sie 

den Marxismus totzulügen!
Den Wahlkampf führen die Nazi nur mit

Lüge! Verleumdung
Einschüchterung!

Wir beugen uns nicht!
letzt erst recht: Liste

Sozialdemokraten
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Abrechnung
mit allen Feinden 

der Freiheit

Am Samstag abends 8 Uhr 
spricht in der

Stadthalle

». Schumacher
bei dem grollen Generalappell
der Eisernen Front
Jeder aufrechte Mann, jede freiheitlich gesinnte Frau erscheint.

Mrta m hi. Erwerbslese io HB. Kampfleitung der Eisernen Front
Vorverkaufsstellen: Zigarrenhaus Eckle, Tübinger Straße 71; Zigarrenhaus Beck, Cannstatt, Marktstraße Ô; Zigarrenhaus Köstel, Eichstraße; Zigarrenhaus 
Weiß, Möhringer Straße 72; Zigarrenhaus Hahn, Senefelderstraße 72; Arbeitersportzentrale, Kanzleistraße 35; Buchhandlung der Schwäbischen Tag
wacht; Hutgcschäft Jßler, Böblinger Straße 75; bei allen Funktionären der Arbeiterbewegung und bei den Gewcrkschaftsbüros.
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Die

★ KommuMazi «
^ommuniflen unO SationalfoMaliflen tämpfen gemeinfam. On Öen mürttembergifchen Stabloerfamm 
hingen flrdten fie ©eite an ©eite. Ser gleiche Terror, Oie gleichen ßügen, die gleiche Öebe, ber gleiche 
öah eint fie. Selbe erfüllen hen gleichen 3mecf:

Die Einheit der Arbeitenden zu stören
unb fo felbfl hab Slöglicbe unb (Erreichbare unmöglich unb unerreichbar ;u machen. Sen Kluften baoon 
haben Kapital unb Seattion.

»eibt waren fie gegen bie (Einführung ber ftrbeitslofenoerflcberung, 

bribe haben bei ber Serteibigung ber Malen (Errungenfchaften oerfagt, 

bribe haben fletM burch ihre 3rrfmn$tattit ber polltifchen unb Malen Seattion bie Arbeit erleichtert, 

bribe untertoublten ^Republic unb Semotratie, beibe nühen nur ben Beinben beö arbeitenben Soltek. 

Das Großkapital weiß, was es an seinen Kommu-Nazis hat
®te „® eutfcbe %l(gemeine gritung“, 6a* führende Organ her (djroerindußriellen ©d>arfmad>et, fdneibt :

|
„bie d^Ottttttttniftett traben fut bas ßaatspolitifche feben eine nützliche JunEtion. 

müßen berbinbern, baft bie öomlbemveratte übeemätbfta tvieb, ß« 
für den bürgerlichen und fapitalißißhen Staat fo lange ein wertvolles Wertjeug, als ße als 

Pfaßl im $leißh det SojialdemoEtatie mitten. Jn jweiter finit Eann vielleicht die &ttleg- 
bettteatma den Sojialdemotraten Wählet abneßmen."

®a* größte ®latt bti tfd>ed)if<btn ©roßbeßße* meint:

■
 „Die dlanttnunifieit läßt man einfach toben, um ße dann glatt ju übetßimmen. Wit den 

^aaialbemateaietl aber muß man verhandeln und beim Verhandeln muß man immer 
etwas jugeben."

Die Kommunisten haben dem Faschismus den Weg bereitet 
©o mar in Ungarn, wo ber blutige dortbufafchbmu^ auf bie ^omöbie proletarifcher Sittatur folgte, fo 
in Italien, too Sluffolinb ^ufflieg erfl nach ber tommuniflifcben Sefebung ber Setriebe erfolgte, fo in 
Sauern, too bie ôitfcrbeiùcgimg nur Ôurch bie ÇRâterepublif möglich tourbe. Sarum:

Wer kommunistisch wählt, wählt nationalsozialistisch
Çfl Schluß damit!

Wählt SoziakfeækralHi »1
Mt Kktt, Abt Plakatdruck, Stuttgart
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verkündeten die Nationalsozialisten am Jahrestag des Kriegsausbruchs. (Sachs. Beobachter vom 2.8.30)

//Siegreich woll e wir Frankreich schlagen7
brüllen die ahnungslosen verhetzten Nachläufer.

Im Weltkrieg klang eine andere Melodie...
VAI A waren die Leute, die heute mit Gregor Strasser so tun, als ob sie im 
■Hin Ernst verlangen würden: „Jeder Volksführer, jeder Minister, jeder 
Il U Abgeordnete muß während des Weltkrieges Frontsoldat gewesen
HM sein!°

Inder Heimat, in der Heimat

waren die nationalsozialistischen Führer? Wo Minister Frick, wo 
UV il ^cvcn^ow»wo Großmaul Göbbels, wo Dr. Feder, wo Knüppel- 

I W Kunze, wo Dr. Ley, Schcmm, Kube, wo all die blutrünstigen Hetzer, 
MH die so freigebig waren mit dem Blut - der andern.

In der Heimat, in der Heimat

Wo waren die Kriegshetzer in Uniform und Zivil- wo die Eroberungs- 
Politiker, wo Vaterlandsparteiler, Rüstungs- Industrielle und Pro- 
zenfpatrioten, die Geldgeber der Nationalsozialisten?

Dort werden sie einst wieder alle sein, werden sich wohl und sicher 
fühlen, wenn sie die jungen Deutschen in Tod und Verderben des 
Giftgaskrieges schicken, wenn das deutsche Volk mit seiner Existenz 
die Kosten dieser Verbrecherpolitik zahlen muß. Dann werden die 
Künder des „Dritten Reiches" getreu ihrem Wahlspruch handeln:

In der Heimat, in der Heimat

Beim Angriff hinten und beim Durchgehn vom
Darum

31 Deutschland erwache!
läge die Nazis zum Teuf el!
Wähle soziaklemokratischT
rett Klett. Abt Plakatdruck. Stuttgart
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W5 I |M
■H ill 

fenWaiidslIntrrgang! 
Tie 

Hationalfosialiftifcpe SfclwiteeiMetei 
iff

nitbt national
Aud) bir rohefte unb Wiberlirhfte ^nbenbepe bilft nitbt barüber hinweg, baft ^afdjiften unb Rapitaliften aiibrrrr Räuber liefet Partei nähet 
Men als bie beutfdjen Aolfsgenoffen, baft fie ben Anftblufegebanfen fdimäbli^ betraten unb Wuffoliui zuliebe bie Sübtiroler Teurftheu 
befchimpft unb berlaffen bat. @8 waten 9iatioualiften, bie barum fritier piriefen:

„$>ie zynisch freche Art, mit her Sie, $err Biller, über baS Sdjicffal ber Sübtiroler ^cutfdjcn pintneggepen. bat in allen wirtlich völtifd) gcßnnten 
Streifen bitteren Schmerj unb beDfte Empörung pervorgerufen. Vor allem mangelt Jbnen die allerbescheidenste Sachkenntnis, um über berartige 
politifcpe fragen fpreisen ju tönnen."

nü&i fasiaHftif«
Allies facial tuenbe ©effrei fann nicht herbergen, baft bie 9lationalfo3ialiften boni ßkoBUpitat unb GroBgrunbbefib ungehalten 
werben, baft fie gegen So^ialpolitif unb ArbeitSlofenuerfitberung finb, bah ihr So^ialiömne nur Vhrafe, eitel t*ug unb trug ifi, bah ihre 
Partei nad) ben Porten ihres einigen Abgottes (Rapitänleutnant b. Würfe) bom Gelb abhängig, verrottet nnb torrupt" ifl 
Eitler felbft befennt, baft „uitbt ber So^iallôniuo, fonbern bie beutftbe ^errenmoral Mernftürf beo programmé" ifi unb erdärt

„mit welchem Recht «erlangen bie Arbeiter nnb Mngeftellten Anteil am Seßp ober gar an ber Ceitung der Betriebe? &er Unternehmer, ber bie «er- 
antwortung für bie «robuttion trögt, ber schafft auch den Arbeitern Brot. (Gerabe unteren großen Unternehmern tomcat eS nicht auf ba« Sufammcn- 
raffen oon Selb au, auf Wohlleben ufw., fonbern es ift bie Verantwortung unb bie macht. Sie haben fid) auf ®runb ihrer Ittcptigfeit an bie ©pipe 
gearbeitet unb auf(Grunb biefer Auslese, die wiederum nur die höhere Rasse beweist, haben sie Recht zu führen. W man nun einen unfähigen «tgierungS- 
rat ober einen Betriebsrat, der von nichts eine Ahnung hat, mitreben läßt, baS wirb fid) jeber æirtfdjaftsftthrer »erbitten."

nicht ^IrOdtecpaetei
Tab ifi eine fdföne Arbeiterpartei, bie auf bie Arbeiterbewegung loßfnüppelt, an bereu «pitje ^rin^en unb Abelige, abgetatelte Inifer« 
lithe l^elleu^u, Generale unb Offiziere, Geheimräte, ^nbnftrielle nnb Runter ftehen. Tas nötige Urteil fällt ber He Reuner 
bes ^afétôinus, Wnffolini felbft, wenn et fdjreibt :

genügt, fid) bie «amen ber Wer ber «ationalfojialiften anjufehen, lauttr Würdenträger aus der wilhelminischen Zeit, ö« finb Vertreter ber militär* 
käste, bie (Generationen pinbutd) $eutfd)lanb mißregierte, bie e« in die Katastrophe von Versailles führte unb bie jeßt »erfucht, ben politifdjen «oben nnb bie 
wirtfdjaftlidie 'JWadjt wiederzuerlangen. Mame ber beutle ^afdiiomu^ an bie «facht, fo müßte er auo mangel an Ideen bie Rückkehr Wilhelm IL verlangen."

j^Ulee bet hübtet?
Cbne ^bern unb Riffen, ohne Rönnen unb Rlarfteit ift er nur ein Aufpeitfther primitiver Snflinhe ber Tummen, fein Rührer. Tenfelben Eitler, 
ben ^anatifer be$ rnffereinen (Germanentums, ber iid) felbft in finbiftber «elbppergötterung „ben beften Teutfdjen" nennt, fennjeid)net ber ibm politifth 
nabeftebenbe aHbeutfdhe Aaffebogienifer tMtffor Dr. 0. Gruber als Staffeubaftarb wie folgt:

„©efiipt unb Stopf schlechte Rasse, mischllng. fiebere fließenbe Stirn, unfeßöne «afe, breite «adenfnochen, tleine Äugen, buntleS $aar. ®ef«htSau8brud 
nicht eines in aller Selbftbeherrfd)ung (Gebietenben, fonbern ber eines wahnwitzig Erregten. «MeberholteS Sucfen beS (Gefid)tSmuS!eIS. Mm Schluß feiner 
«ebe Musbruct beglüdten Selbstgefühls.“

Riebet mit Mefer Partei her füge, her |efte!
r|Wgt tas ifi

Wählt ^ojinlbcmoli rn ten f iHi* I
34
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wähll- 
wieder 
lentrum

PROPAGANDA STUTTGART
Druck: T. F. Stein köpf, Stuttgart

VolksneMr.
' ÜHdtoiiale OfubtuM^^
Herausgeber: E.Peu^r, WürU. tenkumsporlei. S-hjUgud
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Kundgebung der 
Zentrumspartei

am SJlontag 31. Oktober 1932, abenöd S Qlbr 

in (Stuttgart, im Sintclarferfaai 
Eingang Hübinger- unb öobtnftaufenftr.

in ©annflatt in der Snjilbelma

fprecben: WUniflerpraflbent

Dr- Held QRündjen

ßanbtagdabg. 2)omtapitular

Dr. Kolm
duflbminifler

Dr. Beyerle
(S int rittdp reife: SRcf. öipplaö J 9RL, Cbff. Gibpiap 50 ^fg., Ärbeftdiofe unb 0(btt>trtriegdbef<babigte 30 9fa.
Kartenooroertauf in ben Wncbbanblungen Keppler baud, ^bingerHr. 45; (feiger, Qftbingerflr. 23; dager, ûanptffâtterflr. 36; SRofer, 
WUmardplab 5; 3reg, (Sannftatt ©barlottenflr. 40
H*r*u*g«b«r: j. suhl«, Biamarckctr. * Ernst Klett, Abt. Plakatdfuck, Stuttgart
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Reichskanzler

rBrüninq
spricht - Hlndenburgwahl

am Dienstag, den 5.Hprll, abends 8 Uhr In der

Stadtteile
■. MNttr.t

Kartenverkauf:

Htndenbura-Hussdinl Grofi-Stuttgart
trait KMt Abt PMaMrmk, ltaM»rt



3m 3abr 1933
burd) nationale 5Demotratie
}u Stube unb ©rbnung 
m Arbeit unb ©efunbung!

Oeffentliche

Versammlung
ber SDeutf<ben Sdemofratifcben Partei Württemberg^
am Sreitag, den 6. Januar, norm. 11 îlbr (©aalöffnung 10.30 llbr) im ^eflfaal ber 

Liederhalle Stuttgart, 9iüd)fenflra0e 59 

werben (preßen:

Brackmann
w. b. ß.

.. Else Urlaub
æiretforin, Nürnberg 

2Dirtf(baftëmminer Dr. Maier an. b. st u. ß.

9{ei(b^finan)mimfler a.2).Dietrich W. b. SR.

3ebermann ift freunblicbfl eingetaben / (Eintritt frei!
SRumerierte ©ibplätje ju SRtJ.— bei ber ®efd)äftöfleKe kleine ^önigflr. îni ober an 
ber $age£taffe.

SRationalfoMaliflen hoben feinen Antritt !

Deutsche Demokratische Partei Württemberg
*»«« H.P», Md. 10. Kinl«*. 7. E""« KW«. *»«• PW.«*«». MvttMrt
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DEUTSCHE DEMOKRATISCHE PARTEI WÜRTTEMBERG-HOHENZOLLERN

h.I.schmiH- 
FOTO LAZI

Wirtschafhminister Dr. Maier
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Frauen, Euch geht esan!
Die Reichstaaswahl

Ihr wollt, 
Ihr wollt, 
Ihr wollt,

wählt nur Parteien, 
wählt nur Parteien, 
wählt nur Parteien,

entscheidet über das Schicksal des deutschen Volkes, der deutschen Frau!

daB jede Gewaltanwendung bei weltanschaulichen und politischen Auseinandersetzungen unterbleibt! 
daB — um des Volkes willen — an der verantwortlichen Mitarbeit der Frauen im politischen Leben 
festgehalten wird!

daB das Recht der deutschen Staatsbürgerin auf Beruf und Erwerb unangetastet bleibt!

Darum, Frauen,
die Ihr mehr als die Hälfte der Bevölkerung bildet,

die Gewalt und Bürgerkrieg ablehnen und für die Erhaltung des inneren und äuBeren Friedens arbeiten! 

die die politische Gleichberechtigung derFrau anerkennen u.sich fürihre Mitarbeit im Parlament einsetzen!

die für die Rechte der Frau im Berufsleben eintreten!

FrSIKM; weift ein, ehe es zu spät bl!
GO Herausgeber: Reahtsanw«ltln Wald, Paullnenstr. 37. 

Ernst Klatt, Abt. Plskstdrusk, Stuttgart
Groß-Stuttgarter Frauen-Ausschuß





Wictitbaftôÿolüiîdjc
am Dienstag, 25. ©ftaber, abbs. 8 ïlbr 
im 6aus bes Deut^tums, i

Kebner:

Kei^otogoabgeorbneter jjk JL

Dr.
6od)um

3« biefer Runbgebung ßnb alle fïn^ènqtn bee nationalen

6ûrgertuma eingeladen, bie mit^elfen wollen — bit
Sai> ttitbi btlttb Ufotit — an ber Heberwinbung ber

wrW9nM Deuiftbe Öo«öpadei
6rog’6tuttgart ♦ Det Votjtyenbe: ©tabtrat 3« Rramet

i



Evangelischer Christ I
2Det nicht tnöhlt, überläßt Ôen anbern boS Selb! ©r oerbilft bamit 
bent ©egner )ur SJlebrbeit unb trägt bie nolle Söerontroortung für 
feine 5aten.

Lasse Dich nicht im machen!
ChriaHiche
Volksdismt

G)

i|l enangelifd), oaterlânbifcb unb fojial.

Wählt darum seine Lisle Nr
SUaga, Stuttgart-Botnang. Ernst Klatt, AbL Plakatdruck, Stuttgart



Evangelische Kundgebung 
...Christlichen Volksdienstes

am Dienstag, den 28. Februar, abends 8 Uhr 
im Gustav-Siegle-Haus

Der Ruf an das evangelische Volk
in Deutschlands Schicksalsstunde

Redner: Simpfendörfer 
Bausch M d «

M.d. R.

Eintritt frei!

Nr.

Herauagabar: Staaga, Botnang

Unseliger Bruderkrieg droht unser Volk 
in zwei feindliche Heerlager aufzuspalten
In dieser Schicksalsstunde ist evangelischer Glaube nicht 
Privafsache, sondern gemeinschaftliche Verantwortung 
vor Gott und Volk.

Politische Gegenkundgebungen nicht zugelassen

Wählt Liste Nr. 8 Christlicher Volksdienst
Errat Klatt, Abt Ptakatdrvak, Stuttgart



co

Darüber sprechen in

Für Schutz der Schaffer und Sparer!
Für Schutz des Eigentums!
Für Freiheit und Becht im Innern und nach außen!

kämpft Liste

öffentlicher Volks-Versammlung
Samstag 16. April, abds. 8 Uhr, im Saalbau Wulle

Bauser " Brink....
Freitag 22. April, abds. 8 Uhr, Liederhalle (Konzertsaal)

Graf v. Posadowsky Vnn,WPht.
Herausgeber: Hermann Graf. Stuttgart, Langes*. 10. M. d. L., früherer kaiserlicher Staatssekretär V Ullwwl
Ernst Klett. AbLPtekatjruck, Stuttgart

Partei



Sunb Der Srontfolbaten, Ortsgruppe (Stuttgart

Dee 
©tablbelm

©effentlicbe

ßccjammlung
in 3euerbad) / ©tabl'fdier ©aal 
am 9Rontag, 11. JJan., 2015 Qtfir

@0 fpricbt über M

tôcwechtûai io - Donjenmm 
oüw Stafftiea but# Pie 
etablbelm-edmilfe

Heiermann, inöbefonöete bie arbeitende 
in Öeuerbad) und Umgebung iß eingelaben. Eintritt frei

252 Ötuttaari

der nationale Arbeiterführer Kamerad ^ritfrh aus Sforib 

(Sachbearbeiter beim Eanbesamt Sahen ^Württemberg

ßetaiuoeber: 0. OT. Ämtofl. SaanRatt. Sim ®tian K Ernst Klett, Abt. PU stdruck, Stuttgart



Äm Stonnerdag IO.SJIöb, 20.15 Ubr, tr>irÖ fi<b im Seftfaat Ôer Cieberballe 

bet #tâfibenif<baftëtanbibai bed 
jftanwMSlortd ötiHPOtvilJeiiMlot 

Oberleutnant a. 3).

1 SunbeMfûbrer beM „<5tablbeün‘

ber Stuttgarter 93eüö(terung norfletten.

Serner fpricbt ber beutfdnationate SReiddagéabg.

De* kleiner
SBeutben (CbberfcbL)

9)ie aefamte &ta^Wm Kapelle
dnftbl beM ©ptehnannjuge* - unter Leitung Don SduOtbirettor Matter - fpielt ab 19.45 IXbr

©aalôffnung 1Q.30 llbr
Öiniriti 50 *Dfo. / Sine Änmbl num. harten w 9>lt. 1 — / ©dtnertrieflibefdäbiote, ©tubenten unb ©rtoerbdofe gegen Äudmeb 30 *Dfg. 
trat an ber ^benbtaffe / ^arten-^9tt>tte<mf: IDeutfdnationak Wottepartei, ©dettingftr. 4; ©tablbelmbeim, UlritbOr. 1; 3Deife'* £>or 

budbanbiung, Sürßenflt. 1; Sudbanbiung Oiaudniber, dofpitdftr 13; Sudbanblung ÎRudbâberle, <£atraftatt, Äönigftr 54

(Spenben für Den ^ampffcbat) an bie ©töbt. ©partaffe ÖHrotonto 9lr. 2010 unb an ©djelünaftr. 4, Semruf 21341

aaonMM: Bi.no». m.jt, m.».c. tml KH«. Akt. nikaUnnk. Stutt«vt

50



Stadfhalk^fuftgarf

Donnerstag 4. September, 8 Uhr

Eintritt 50 Pfennig, Krieàsbesdiâdiète freit 
Eine Anzahl bevorzugter Plätze zu Mk. 1.- 
Vorverkauf nur Sdiellin^str. 4, Erdgeschoß 

Fernruf 21943

Deutschnationale
Volkspartei
(Württ. Büröerpartei) 2Liste

Pwt IM, AbUc FtahaUTMl. SUtMaK

51



r reißt
& fesse

mit Liste 2
DeutsctinationfllEVollisparlei

OFFSET-DRUCK J.F. STEINKOPF, STUTTGART

52



Deutfcbnotionolc VolEspartcî (Württ, öürgerpartei) ßtew Stuttgart

Hhüwod^ôcnô^Jtyriljibc^

^isumràfaer
Redner:

6eneralfuperintenôent

tnitwirknô:
ipugcinnnn..

Öer VatetlândifSe Sefangoetein €brenfelô Ä. Ricard Arnold
Die ®tablbclm--RapeUe unter Zeitung von tnußtdirehor Waltet
Eintritt 50 Pfg., eine /Injabl numeriertet Karten ju 1 WL (€^u>erhiegsbe|<^ädigte, Studenten und (tmerbslofe gegen /luemeie 30 Pfg. 
nur an der Rbendta|pt). / Kartenvorvertauf: Veut^natianale Voltepartei, S^ellingflr. 4, Weife'e Çofbu^^andlung, Jürftenftr. 1, 

Aushandlung ClaueniÇcr, ÇofpitalUr. 13, AuSbanôlung Rudhâbede, Cannfta«, Röntg|Ir. 54

n 
o

Ertwt Klett. Abt PlekaUruck, Stuttgart



^inansminifter

Dr.

Sent UMI ties SWeS 
ditt mein &ame£ streben: 
t^ic wollen frei 
auf freiem Stoben leben!

WiWürgee!
inaesiâmuÿ bedeutet Unterwerfung unter

das Ausland, Verfeindung der ©tcuergclder, 

Uiedergang der Wirt^aft und 7*r bcitsloßgf eit

MMelpaeteien bedeutet Çaib^eit und 
Jerfplitterung, JortfeSung der frfuUungepolitif, 

Vernietung des Hlittelflandes

äationaljojMlismns bedeutet 
feront enlofe Parteidittatur, /lusjeal tung /Inders» 

dentender, an ©teile des verderblieen Marxismus 

die grofie 6efai>r des ©taats»©ojialismus

Darum mabii
bie ^ammelnartei beä Surgertum^ aller ©tänöe unb Berufe,
bie Doreämpferiu gegen bie ^ributnerftlanung,
bie Hüterin Öeö Sftittelftanbeä unb beü 35rfoateigentuntö,
bie ^rbirmerin non ^Religion, strebe unb (Schule, non Familie unb ©Ille

bie Partei, bie feit ihrer ©rünbung 1918 bie Cofung:

Uatioital, <bcifiliih> Mal
auf ihre Sabne gefebrieben unb Rets barnacb gebandelt bat:

Pie

(i&ürtt ^üraerpartei)Soir^iMetei
54



tagt übtt (en ©taatbntann:

„S©ir ernten« mab mir nicht gelât haben« 

unb mir lâen, maé mit nicht ernten merben“»

„Öerr o. fernen erntet, mab mir gelât haben“. — 5Da$ ifi her SDutfchrei ber naüonaim$iattaifmen 
ber ®runb ihrer maßlofen öebe gegen bie SReichbregierung. ©ie tonnen eä nicht ertragen« bah 

mtbete bett Kuhnt ernten, Weutfchlanb non bent 3/ouna ^Dlan unb oon ber rotfehmanen SRiß' 

mirtfehaft befreit tu haben.

«Ütnd ifi eö gleich, met Deuiftblanb eeiiei: 
bie ^awifatbe ifi, baft eS geteüei mirb* 
- fa (agi imfee hübtet ^uaenbera.

2Dir fragen: Welche ©aitüng nt größer? ^Deiche ifi felbfliofer?

Welche ifi nationaler?

5Wer ifi nach bent 93Untarcfmort ber größere ©aatbmann?

5©er oerwent ®u«2)ertrauen?

Iternftbuaiional £ 
£ifiê U

0.. Wld«, S«u«0.rt K|,t|i Aht n,k»tdn«|1. Stutt««
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«lût»o* 21 abenôë 8 îtbr im Oeflfaal Ôer EieÔerbaUe

♦I SDeufftb-efattg. 
r" ^wiibgebnng
flower

I tforaöam

„3>ec Æ«t^eröeif t 
imb unieee SeitI 9Rittoirtung eineö ^ßofaunen-SboröI (Sintritt frei!

®ie djrißltd)-nationale @intvobnerfd>aft 
©tuttgarW toirß binu freunblirb eingelaben

I Iml^NiiMe Bolksparlei 
■ (SDütttembergifcbe iBürgerpartei)

Ermt Klett. AbL MehetAruch. Stutlfert
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Wie 
leutrdjniitioiml! 

(Württembergifàe Ûürgerpartei)
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in ber rindigen Bürgerpartei,ùer 
tats Anationalm ®H

58



3)iefe$ Telegramm iff am 10.3.1010 aué Seiet an 

Öen Sentrum^fübrer Stimmern Qt^iät morden.

20er find die deutfcben Patrioten, die diefe« Tele
gramm unteneidmet haben?

QInö ifl nur einet mirbtig: S)er 25rofeffor, jebige

Dr.
der Worfibende der Sentrumspartei und maftae 
benbe Geratet ^tunings.

JJnö finb bie ÿübeee
bed Sentemnâ!
Und diefeô Zentrum moUen deutfcbgefinnte SJlänner 
und grauen, biiberige Anhänger der mfammenge- 
brocbenen SJlitteiparteien mäblen?

We! ©$ bleibt nur ßifle
Herausgeber: R. A. Läpple, Stuttgart. Ernst Klett, Abt. Plakatäruck, Stuttgart



Freitag, den 24. Zuni, abends 8 Ul>r im großen 
6aal des „Çetjog Cbr iftopb", CbriftopbRr-11

Vortrag ...Pfarrer

©h. |ktt
über

Oie t>crdcrblid)Bcit 
des Zentrums

Zentrum und Marxismus / Zentrum und Hationalftaat 

Zentrum und Katholizismus

Verfäume niemand diefen Vortrag!

Zeder Deutle mug ibn gebêti baden!

$en öefu<h empfehlen:
I>eutF^nat Volfspartei 3UdeutJ<her Verband
eta^etm <Drt00tuppe Ctuttgart

Srnft Plett, «M. ®tuttp«tt



2Uarum betämpft

Baë SbriOentum ♦
hierüber fpricbt in 4 öffentlichen Worträgen ^9kAiiâ
im Cabmen einer &9b@cbu(ungén>o(be «ÄrUIIP a>> W<V> Wlönchen, Werbeleiter ber ßuöenborffö Woltötoarte

i (^mmigarita^ am Freitag 24.Duni, abenbö 8 2Ibr 

im <$aalbmi IWlle

S)aé ©ebeimnte ber 43meftemtarbt
in ©niebung, ^boUtit unb SDiriftbaft

SDie Derbalt fi<b bie enangelifcbe ^ir<be gegen- 
über „fRonT?

5Daé fordert bemgegennber bie

DeiUfrSe
3» biejem T|ema wirb nur Seijllidjen, alb ben berufenen Vertretern ber Rir^e 
bas SSort erteilt. Tie ©eiftli^en finb hiermit ju 'Musipra^e eingelaben.

®intritWpreib für ben einzelnen Wortrag 50 Wfg., ©rtoerbilofe 20 Wfg. 
ïeilnebmertarten fur fämtl. Weranflaltungen WWL 1.50, ŒrtoerbMlofe 50 Wfo.

&trauogcber: o. ’Jenö, Oannflalt.

U. am Samstag 25.3«ni, na^m. 2—5 Ubr im gelben Saal bes 21iirgermufenm$ 
ßangeflraße 

©infübrung in bie ©ebantenmelt ber Weutfcben ©ott* 

ertenntnb, mit befonberer SBerüdficbtigung ber 

am ^ciftentmm
ID. am Sambtag 25. 3uni. abenbs 8 Ubr im gelben Saal beb ^iirgermufeutttö 

ßangeftraße

Der ^eele itefrrtma tmb MMen nach 
ber SDeltbentung Dr. Wlatbilbe ßubenborffö, ber WbilO' 
fopbin ber ©eele

IV. am Sonntag 26.3uni, abenbs 8 Ubr im ^itrgermnfenm, eanaearaot

Wie Wernunft in ber ©ottfcbau Dr. Wlatbilbe ßuben* 

borffä mit befonberer Werücfficbtigung ber dtinbeö- 
eoie^utta im eitme bet Denütbeti 
^oüettetmini^»

Smmenbetdbmib e. Sfr.
Emst Klett, Abt. Pleketdruck, Stuttgart



fee $£>«« täte national- 
fotialWfen getiMtöfe- 
ineann^ nab feo aefamten
eetooifenfett SsttsiWiastös

um fzMbP#, oeh 15. Februar 1933 — 
abends 8.30 Hör in bet anboertauften ^ 

©mmm*
Sic gieße wirft auf Bem ©tDßfenÖerWüMätfEr fomie Öu«b ßautfprecber auf Ben 
<^Ütii0(WiCK MiOC^t#!^ übertragen. (Sine halbe ©fünfte oor Seginn 6er Rührer' 

Äunßgebung gibt 6er ^Berliner ©auieiter unö SReidjä^ropaganBaleiter

♦ Dr. <&&$6M$
einen «Taffacbeubeiidjt über Sie «Bttänttaflung üä öw SKunDfunmörer.

Sie fomm^SBabl, ßie Öen Wöüuroillen b^Ö£uffa«n*Bo!fi^^ Eö }e6em«8ott^flegpf(en 
jur Webt, Bermann ju hören, 6er je&t Öte@ef<m®ei^ nnB entfebioffen iß, mit neuenÄfa unB 

auf neuen SSegen SMblanft Dom Srutf 6er (äbmenöenWW» ttjirtf<b«en ubß fnlturellebWrife jn befreien.

3Wen6s 7.30 W beginnt ein großer WÄnftä gBarfcb öer ©St u. ©©. Antreten 7.15 W, 
Slbmarfcb 7.30 Uftr in 6er 3ager|Ufi^®»itje »abnbufßraße. ®er Sug führt jum gjlarttplafe 

Burd) folgende ©traben: ." ■ '‘'
>abnbQfßraße, .ömÖenfeirgpia^ «Rerfar, ßanftbauös Körner, «HJeru , ®iga , 
aDiibelmßraße über Ben gWlmsplatj in 6ie öauptßätterßraße, ßelaröfiptab in ßie 9Rartt- 

braße mm SRarttplatj; (Sintreffen 6er ©St 8.15 Uhr. /

Snf Bem WrEtplab fpieien 2 SSiufit ^apelien.

5l©5)3(^3., ^reiöfeii’*^ (Stuttgart



Mit
©amötag 
Öen 19. SJlän 
abenös 8 Ubr

©tOftee
^nfmncftß
free ©tuti0<n*tee 6JL unb &&

©ö (Dreeßen: «Bo. libßtn
©tabodjef Bet gefangen ©.X

w
9feid)#übrer her ©.©.

..»dMIteef
Berlin, @au-©.5V3übrer

©efamte ßeitung: *®g. ö.

^eo#ee
&UMW

©rupDenfüßrer ©üß-SDeft

äMtfeu
(Sinlriff 50 Wo- unb 9J1L 1—. Stroerb^lofe. SBert- 
fabtntrn unb Ärieg5bef<bäbiflti 20 W«.

SJorDtrtauf: 9l.@.-SBuif>banbluag. SitoSOt.ll
3l.©.-®ef<bäf«flrile, Stronenür. 18
Sigantnäaus ^iieff, UDilWinMphlj 1

Bußen haben feinen Sutritt!
iteeUti

auügefübrt Dom ©pielmann^uo unö öer üerüärttsa ©.XÄaDelle 6eu ©turmbann« 1/119 unter Bei- 
tung Don Snufifbireftor Branj. ®efang Don 2000 ®JC9Rännem unter ßeitung non W ©anber



fmiii-

am Samstag 
6enl2.9Rön 
abends 8 Ubr 
im Seftfaal 6er 

SWrtMle
®« fpredjen: W Dr. 

unö ^Dg. $Drof. Ötcoün
SBeegentbalee

9R.6.ß.

$bema:

SjölsiL^ 
^ialBil^
BiWt Witting!
Da«
Sott wiU

StnfriU 50 Wo.. ISrroetMIofe, Ärieo«bef<bäbio<e, 
©tubenlen 20 W«.

SBoroerfauf:
?L®.-58u*öbanMuna. ®<^oßftr. 41
Ul.&.'&tfäiäUiüellt. Äronenfir. 18
Slgonenbau« SRueff. aUilhElntsplat, 1

befreit
M» $SgpH

9uben haben feinen Suititi

9L©.3.a.^., ©rtüacuppe ©tuttaart



brasse

Kindgebung
Uniitn in der Stadthalle 
11U U 1U Montag 7. März, abends 8 Uhr

spricht „__ _

Stegerwald
über

Hindenburg 
unser Reichspräsident 
Wälder u. Wählerinnen erscheint hi Massen
Eintritt frei! Der LandesausschuD für die Hindenburg-Wahl
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am SMeitôtag St Februar, abenbé 8 Wr im @aalbau

©S fpricbt 95g. ©berpoflinfpettor

IHntelaaee
©ineang ßobenftaufenffraße

©beenget 951. b. 91., Srantfurt a. 9Jl„ ©auleiter bes 
©aues öeffenüRaffaudüb unb 

SReicbäleiter ber 9l©-5Beamtenabteilung

über bas Sbema:

See Sag bet

cd
<o

Eintritt 9Î9R. .30.
æorôertaufoflellen:

9l©.-2Ju<i)banô(ung, @<bloOftr. 41
9t@.'®efcbäft4|telle, ©oetbeflr. 14
^Dapierbanbluna SRueff, SDilbelmiplaö 1
Sigarrenbaui ©4>öffel, Sannflatt, Äbnigflr. 60

ftbttibmmg Iommi!
9l.©.S).X3}., Kreisleitung Stuttgart

Erast Klatt, Abt Plakatdruck, Stuttgart



tôahfoidàâine
Herlin

@amétag 21* SJlai, 8 Ubr
«ebeeballe - £eftfaal

act
Eintritt 91351. 1. u. .60, ©rmerbilofe, Ärieg«bef<bäbigie 

unb 9Derf(lubenten 91351. —.40, Ämtetpalter, 
ebem. ®Ä. unb ©©. 91351. .30.

Woroertauf: 9l.©.'35u<bbanb(ung, ©cblofMr. 41 
9L©.(S>ef(bäftefteUe, ©oetbeftr. 14 
W'&auti cRueff, 9Dilbelm^plab 1 
SSutbbanblung ©(böffef, Gannftatt, ftönigßr.

Huben haben feinen Sutritt !

fitraMaebet: SRaltr. OT. 6. ß.. »oetbtftr. 1«.

»on w Dr.

SRebner: 5Dg, Dr. hattet
9l.©.S>.X35., ©rtögruppe Stuttgart

©oetbenr. 14Emit Klett, Abt. Plakatdruck, Stuttgart



Äm ©om^tag, Ôen 22.@ttober, nacbm. 5 Hbr fpricbt tn Bsr 
«StaMwiilh

i - ’

Eintritt: 3Œ. L , Sm.-.SO.
- <îrtüerbs!ofc, ftriegöbefcbäbigtE, 5D)ertnuÔenten 20 $Jfg.

SJorüErtouf: 3l@3ud)banölung, ®d>'oßßr.41 
©oetbeßr. 14 

Sigqrrenbauö SRueff, ^Dilbelmëplab ï 
Siqarrenbaufi ©(böffel, ©annflat^ ^önigffr. ÖO
Wucbbanblung, $Rofebübl|lr. 50

91@®Â5D., JÇreiéleituna ©tuttgart.

V»x£nitwortlU:h: Maler, M. d. L , Gaethestr. 14. Ernst Klett, Abt. Rak atdruek, Stuttgart



äeutidjee JA 

Rommee 
Slteiib
im Kadett bec ^ilbeebued 
âonntad S. ^unt 63C iltw» abewbS

»müettaoeUe ^tans mit Imann^suâ

^wftee ^wfenrteeitb 
jgatfdw 
^mtmafïMeSgegbtm^

mit onfd)lie0enôem betttMem Sans im ^aal

Eintritt 50 9f9<. ©rwetbélofe, ebem. © Ä. unb ©.©. gegen Sooeigen btt Sfaätoelfe« an bet 9(benb< 
taffe 20 9fâ. • SJotnettauf: 9L®.-33u<bbanMung im üDeflen, Stotebûblflr- 59, S)eu(f<be 99u<bbanb(uno, 
©(blaßflr- 41, 3iganenbau< ÎRueff, UBilbelmipfab.
Sei fd)le<btem ÜDetter wirb bie StranflaMung auf einen fpäteren Termin perlegt. aie programme bt* 
ballen ibre Oültigteit.

©ttegrwpe Stuttgart, Sejirt ^Defte»
S&ttantoorlUd): @lafer, ©ilberbnrgflr. W Ernst Klatt, Abt HaknWruck, Stvtt>Mi
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fit MttKw? ssr
BttitaQ, Öen 11. Slouember, abends 8 Hbr

^gftfaal ber «ebecbaU«

^enb
Jrau Salaria

SDagner ©efänge unb 9fafpracben 

unter SHitmirtung non

^eufwg.
immerfanger

Sttte to.pr

^ammerfànger

Sitas Ütotb Bariton

Sjntrittëpreife:
Reicrv. Sißplub 9MR. 2.
iid)t rcîmi. SitplnÇ 9iW. .80 
Jrwcrb^lofe, ftricgSbciditibigie, æert* 
tnbcnten gegen Sürêwetô 30 $îg

EDorüerfûuféftenen:
Albert Siner, (ïabuerfir. 43
Bcrtljolb & Sdjwer&tucr, Sricbrit^Jir. 51
ituifdj & Smeigle, Hünigftr. 35
Sul^e A oJullcr, ßdiijleiftr. 10
H.S/iöiidilinnNiin„ Sdiloijftr. Il
)?.S.'(9eid)iiftv|tellc, ^uetljeftr. 14
Bud)l)iwMuiig Mrtebiiljlftr. 50 
papierl)iinNniig 9încff, ÜßiUjelutöpldt} 1
in Sonnftalt:
8nd)l)(tnNiuig Sdioncl, Stüuigftr. 60 
trnet bei beu tHmt^wnltcni

Flügel: Waliee

S3egrû0ung im Stamen Ôeé 

Kampfbnnôeë für beutle Kultur Ôur<b

Dr. ÔÉCÔlîtt

3ubzn haben (einen Sutrl't!
'•untwcrtl! M«i«r, M.d.L , SluUgWt

Dr. 41 tôeimftp fpricbt fiber:

„S)er Ôeutfcbe KünfMer ata SJlittler ber 

beutfeben ©eele“
ftampfbunô fur beutfebe Kultur

S>et Sonjertjhtgel ift bon ber Jyirma <5d)iebniat)er, t<ianofnrtefrtbrit 9îerfnrpr. 12 flrctëfdtiuig Stuttgart

73



Warnten-
Uecfammluna

s» s« Jîcamtcntunw
®et Aatianalfajfaltëmtô ote HeMmtß
Ôierâber (prié! am 3rdtag 5.3ebr.. abend« 8.15 Ubr

» öiaJiflöttenfMl btt Cbttjiruttfeftetät

^ael xlttwQ
Eintritt SO W
Smertanf: Ä.®. »ucbb<mMiraü. S4foMr.41

SLS.'deféâftâftdk &roti£ii|tr. » 
and bei ben Obniànuetn bet

SR.b.9t, Srantfurt a.9R.
OtUatappe Stuttgart (Seamtengtuppe)

«MMtoMtli* Mr »M Matt: ®tar. Maa*.».



Sie ftrbeiterfdwft bai té fatt, 
fï<b oon Ôen politifcben Santrotteuren 

bec bletbecnen 
^cont
no<b tiefer iné ®lenb führen ••• ' * «a-

uaOteen

hierüber fprid)t en Freitag 29. Oanuar, abenôé 8 111 .n

bec iiebecb. lie
unfer berliner 5J3g., ber SBonteur

Öerr

Dom SReidjébanner roirb jum jroeitenmal eingdaôen 
unb ibm mieberum eine ©tunbe ÎReÔnrit )ugefid)ert

9JI.B.5R.

9l.©.2).X5D.
Orî^aruppe ©tuttgart, Äronenftr. 18
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mtô!

® ffcntL Skrfamml img
Sreitag, Öen 5. Februar 1932« abenbé 8 Ubr, in ber

Webner: ^o- ^DUbelma Gannßatt

lienee
Gerberei Arbeiter, SaHngcn

^enm: ^rbeiterfebaft
unb ^lationalfonaliémué - 
Site eiferne gront fïebt - 
5©ir mar(d)ieren!

Sreie forad)e!
Sut Sterfung Bet Untoflen ©inttitt 30 Wg. 
©rtverbälofe gegen 10 Wg. Hüben haben feinen Sutritft

Ernst Klett, Abt. Ptaketdruck, Stuttgart

9i.e.s.x«p.
©tiögtuppe ©annftatt

»ewuMoebtt: ED. Wbm. £01.6. m.. «ron^
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titles
unb WdauptmannPoetin

90.9L, Berlin

©orDettauf: «R.©. «ButbbanOlung, ©<bMRr. 41
9L@.-®efd)äfUflelle, Äronenftr. 18
Sig.-Öauä SRueff, SDHbeltnäplab 1

Duften haben feinen Sutritt!

9lb 7 Ubr (Dielt bie 
gef. ©.X^apelle OrWoruppe Stuttgart, Äronenflr. 18

77



VI Wiy «VllW'V »et totalen Menttam!

e ^on^cn ber ^oîialbemotraiie
«nb ihre (»alterten Setter au£ ber dMPXt

Chinen ätagenbli# Wife! ^tufgepa^i!
Ber bat ben ^erfailler Vertrag iintcrfdjricbcn unb bamit jcbe joviale Vcbeusführung in Tentfdjlanb unmöglich gemacht?
Ber bat bie Unterftbrift unter ben Taroes^att als ben„größten Sieg ber internationalen SopalOemofratie^ beui^net?
Unter benfelbeu Taweo^aft, bei bcm bcutfdjcn Wrbcitertum bic lebten Ofcfte eines gefieberten Tafetus nnb einer ^ürgfchaft für 
Arbeit nnb ®rot raubte ?
Ber bat ben Bchtftuubentag unb bas 'Betriebsrätegefeb außer Sturs gefegt?
Ber bat bie fokalen Berficberungeu ju einer läeberlidjcn ^ane herabgemürbigt ?
Ber bat burdj feine Bolitif bie Wivtfchaft ^um (Erlahmen gebraut unb bamit 7 'JWillionen Arbeiter brotlos gemalt?
Bcr bat burdj bornierte ^ortfepung berTributpolitit bus bentfche 'Bauerntum brm internationalen ^roondapitaliSmuä unterworfen?
Ber bat burdj eine 13 jährige ein cinß im spanbel unb Banbel blübenbes Gleich bermüftet unb einem wirtfe^aftlie^en griebßof
gleidjgemadjt ?
Ber bat burdj Tolerierung bes Brüning’Mabinetts bic üöbne unter bas (Triften,vWiuimum gefegt?
Ber bat ben 'Berfichernugsgcbanfen oerfälfdit, bas Tariffpftem gebrochen unb bamit bic gefamte foetale Vebeushaltuug bed 
bentfeheu Voltes unter bas Niveau jeber anberen Nation beruntergefetjt ?
'War es bie So^ialbemofratie ober roar bas 2lbolf Ritter?

Slbolf Eitler mill bas beutidje 'Bott in feiner inneren Alraft ftärten, er miß ihm feine auBenpolitifdte Freiheit turüdgeben. Tamü wirb audj 
ber Weg geroiefen ju einer Wieberberftelluug uou ^trbeitsmöglidjteiteu in Teutfdjlanb.
Bom erfien Xage feines politiftben Birtens an lautet ^ittetd Batate:

^ite ^ceiOcit Stefreit wb 3$ert !
fêr bot biefem ^rin;ip in feinem 13 jährigen Kampfe roiber bas Spftem treu unb unoerbrüdtlid) gebient.
(ft ertlärte nm 7. îlpril in liefen-®laffenbemonbrationen in ^rantfurt, Tarmßabt unb ^ubmigsbafen:

„Seit 13 fahren regieren nun bad Zentrum unb bie So|ialbemofrotie bas beutfdje Bott, ^opales (Slürf unb fojiale Boblfabrt haben fie im Boö. 1918 
ürrfprodjen. Tas Ergebnis iß fo, wie e$ tommen mußte.
Bis idj bor einem ^obr 6 'Mionen Brbeitslofc prophezeite, mürbe idj bon biefen Parteien beringt unb als gemiffenlofer ^>eßer bingeßeßt. ^eute ßnb bie 
6 Mionen überf^ritten ! yt bcr gefamten (Erwerbstätigen Tcutfdjlanbs iß arbeitslos ! 3d) babe mit meiner Theorie, bafe ber Berlnft 
ber ^teipeit ptm Berluft ber Arbeit führt, 9kd)t behalten. ,vb ffße aber in her Berelcnbung bes beutidjen Brbeiterd eine ber fdpoerßen 
Rataßropben nidjt nur ber Wcgcnmart fonbern amb ber ^ufunft. 3d) bin nidjt Sojialift aus Blitleib, fonbern aus Vernunft. 3<b berßebe nid)t, baß man 
eine SJlafdfinr pßegt, ben Arbeiter aber glaubt mißatbten zu tonnen. '.Wein eigenes ferneres Vcben hat mid) belehrt, baß es feinen Nationalismus geben 
fann, ber nidjt in Sorge auf gebt um bas Bohl aller tätigen Mfdjen eines Bottes. Tic (§röße bcr ^ufunft Teutf djlanbs Wirb einmal babon abbängen, ob 
eS gelingt, ben beutjWn Arbeiter jum tragenben Wlitglieb unfercr nationalen ©cfeflfdjaft zu erbeben. 3<b fämpfr baber auS nationalem Egoismus für baS 
Lieben unb bie ©rißenj berer, bic burdj ihre Tätigteit bic (Srößc ber Nation bebingen. Bebe, menu ber Arbeiter in politifÿer Berblenbung bie Birtfibaft 
lerßört ! Bebe aber audj, menn bie Birtfdiaft in unoerßänbigem Egoismus ben Arbeiter uernidjtet. 3d) trete rin für eine große unb logifdje Korporation 
beiber jHtorcn. 3d) babe mid) besbalb fdjon por 13 fahren als Nationalfo}ialiß bc)eid)nct. bin es beute unb merbe es bleiben, folange id; lebe."

Had ifi aiwlf ^Hleed Wille mW Weg!
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»« » ec?
sSbolf «Uto, fo fdjreien bie itovember-Worteiett unb Oie ibnen hörigen Bettungen. 

Gie oerfcbweigen babei
1. bah fie im Gommer 1919 ertlärten, ber Werfailler Wertrag (ei erfüllbar,
2. baß fie im Gommer 1924 ben Warnet Wertrag fur einen Gilberftreifen am Borboni hielten,
3. baf) fie ber Wleinung waren, man tonne burcb ben ßocamoWertrag mit Brantreicb einen gerechten, ewigen 

Brieben abfcblieben, 
baß fie> fowie

bie Änflcbt oertraten, ber SJoung Wertrag turble bie beutfcbe WMrtfcbaft an unb beteilige bie 9ürbeit8lofigteit.

Wae waren Blluflonen, nichts ale Slluflonen unb bal beutfche Wolt bat bafür bie Seche befahlen muffen, Äbolf Eitler hat immer 
unb überall oor biefen trugerifcben falfcben Worfpiegelungen gewarnt, nicht er ifl oerantwortlicb fur bie beutfche Sllufion^ Wolitit, 
wie fie feit 1918 in unheilooller 3olge betrieben worben ifl. WJâbrenb bie Wlanner beM GuflenW ba8 Wolt täufchten unb bie beutfcbe 
Wation oon einer {Jllufion in bie erobere führten, erhob

ätttei! immer unb überall feine mahnenbe Glimme unb warnte oor ben furchtbaren Böigen biefer oer 
hangnüwollen Irrtümer. Wlan hat ibn oerlacbt unb oerböhnt, aber nun fleht bie beutfcbe Station

oor bem blanttn &t bat oor ber (Sntwaffnung, oor bem Werfailter'Wertrag, oor bem Wawe^ Watt unb bem ßoearno* 
^btommen gewarnt, er hat in breiter Borm bie Oppofition gegen ben 3/oung Wlan organifiert, er hat bie Qlnburcbführbarteit ber 
Slotoerorbnungen oorge^eigt, er bat al8 ©rfler unb (Sinniger bie Gefahren ber geiftigen Wolfcbewiflerung WeutfcblanbM ertannt 
Hfl ba8, wa8 er oorauéfagte, Hllufion geblieben ober nicht oielmehr furchtbare Wlahrbeit geworben unb haben fleh nicht bie 
Wlanner beM GuflenW in allem, aber auch in allem getaufebt?
W)er bat nun baM Stecht bem anberen HUufion^ Wolitit )um Worwurf ju machen, Äbolf Eitler ober ba8 Guflem?
Äbolf ©Iller felbfl ertlarte in Stiefentunbgebungen in Wuffelborf, Gffen, Wlönfler:

„Wenn etwas für diesen Wahlkampf charakteristisch ist, meine Volksgenossen, dann ist es dieses, daß die Parteien des 
heutigen Regiments nicht auf eine einzige Leistung hinweisen können, die für sie sprechen würde, sondern ihre Zuflucht 
ausschließlich zu Lügen und Verleumdungen nehmen müssen. Vor 13 Jahren, vor 12 Jahren, vor 10 und 9 und 7 Jahren, 
vor dem Dawes-Pakt und dem Young-Plan, noch vor der letzten Notverordnung flossen sie über von Versprechungen. 
Jetzt können Sie nicht auf einen Erfolg hinweisen, sondern auf so furchtbare Enttäuschungen, daß sie nur kämpfen 
können, indem sie uns, ihre Gegner, verleumden. 13 Jahre haben sie Jllusionspolitik getrieben und sind nun entlarvt. 
Der Ruin des deutschen Volkes beweist besser als jedes andere Geschwätz den Unsinn ihrer Theorien und politischen 
Ziele, die furchtbaren Jllusionen ihres Handelns. Nun sollen wir plötzlich Jllusionspolitiker sein. Zu dieser Behauptung 
hätten sie nur dann Recht, wenn das deutsche Volk, statt sie zu verjagen, ihnen abermals das Vertrauen schenken würde. 
Dann wäre unser Glaube an die Vernunft des deutschen Volkes eine Jllusion. Ich bin aber überzeugt, daß auch hier 
trotz allem Lügen und Verleumden die Wahrheit endgültiger Sieger sein wird und das alte Bibelwort seine Geltung 
behält: Nicht an den Lügen und Verleumdungen, sondern an ihren Früchten sollt ihr sje erkennen. Ihre Früchte heißen 
aber: Not, Elend, Zusammenbruch, Verschuldung, Volkszerfall und Volksverfall auf allen Gebieten."

Go liegen bie Winge in Wlirflicbteit. W)er ba^ Gegenteil behauptet, ifl ein feiger ßügner unb Werleumber.
Qlnb nun entfebeibet Gucb, beutfcbe Wlanner unb Brauen, wem Bbr baä Gcbicffal be8 Weicbeß in bie öanb geben wollt: 
ben Dlluflon^polititern be8 Ggflemb ober bem Wlann, ber feit 1918 unermäblicb bie Wlabrbeit fagte, auch wenn fie bitter unb fafl
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Aiunbaebuno
aJlittwocb t 9JIûb, abenbé 874 Hbr in ber

etàbtballc

SRefatéanmalt W Dr.
COM

9JI.Ô.SR., SRüncben, ber 2. SJorffaenbe fai ‘Unterfufaungéau^ffauO be^ sReidtetag*

fpricbt über bas hiberna:

am 5. Wati 
bem Waestônntô ben SateSfiat 
- i$ec Benimm math - math 
Mtaem^mnér

öaalöffnuna 6.30 Ubr. Âb î îlbr fpielt bie gefamte ©X ftapeUe.

3)ie üom ©turmbann I unb II/I10, £>.3. (älterer Oabniang), ©©. unb bie in ber ©tabtballe feinen 5Dienfl babenben 
^mtôwalter treten am UfttbdméWab ? Ubr an unb marfäbiecen 2.15 iîbt buerti folgenbe ötraten: d^aitarinen* 
— -Olaa- — t^era- — <$art- — ^tbibatb- — H^erberfitaie in bie ôtabibaüe.
Slafa ®<blu0 ber ^unbgebung Antreten ber getarnten ©^., ©©., Ö3„ ^mtßrpalter fa ber SWarflrafle. Sic Sfailperfonen 
marffaieren ebenfalte im 3ug mit unb jmar jmiffaen &3. unb ber am ©faluß marfebierenben ©©. 3(te ©rbner baben bie 
gefamten ^mtemalter einjutreten.
SJlarfcb bureb bie SWar — (Schiller— ^onigflrabe — plante — ^irfaRraOe auf ben Sftarltplab. 9)ort 2(uflôfung.

SinltUt: SRef. ®it)Pläöe SR2H. 1. , ni$t ref. 9?OT. .50, 6rroetb«lofe, ®ert(lubenfen, Kurzarbeiter oeflen 5(u«tt>eib SR2JI. 30.
WotBertauUflellen: SlO. æurbbanblunû. ©rbloflflr. 41. 91©. ®eM>âftbflelle, ©oetbeflr. 14, 9Japietbanô(uno Stueff, SDilbelmbplab 1 

Sigcrrenbau« ©rbôffei, Sannltatt, Kônigflr. 60.
8ür Krlegibeirbâblgte finb befonbere 9Jlâbe >um 9JreU Don 5R9JI. .50 referotert unb (Inb In ben oben angegebenen Verlauf«- 

Hellen zu baben. Äreteleitung Stuttgart
Ernst Klett, Abt. Pleketdruek, Stuttgart
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auf Mim Hag 

fcejemagwtàw 

Hatton!
3m gigantifrben Mjäbrigen «Ringen bat Äboif Sitter bie öertftbaft bei 9Rarrtemuii in ®eutf<bianb gebrotben.

Die Ueffeln iiwb geipecngt! 
Die Hatton fte&i auf!
8bolf bittet fall ceaieren!
9eöt nabt bie ©tunbe bet Abrechnung!

Sim Storabenô Öer lebten @ntf(beibnng, 4. SRärj 1933, toirb bet ebetne 
^Rarfcbtritt bet braunen Bataillone baö beutfcbe Bolt jum

Sag iw»
ecwadjenbcn Hation

aufrütteln. 5Uf Blähen, fernher unb oon ben Bergen herab toerben 

bie flammen ber beutfchen Freiheit auflobern.

Jahnen heeauo! SHaffen heeauö!
Won ber blutenben (S)ftgren)e auä ^onig^berg toirb ba^ game *Dolt bie ©timme beé sRekfrStantterg über alle 
beutfcben ©enber oernebmen!

Sas ®eutfd)e @tuttgart bart biefe «Rebe bei ber $UefenlimbgebUnd Öttl ÜCtt 4. MläC) auf bem

Miœ^ttllatt* ®on W bu 8.30 w fpri<bt 43a. Ü3ilbelm Deebee, im. b.sR.. atim. 3» 8.30 w 
itebeeteaatma ber suier-siebe bur<b ®eoô-Æautfoeetf»ee, Wer Üacfeljug tommt burcb folgenbe ©traben:

Antreten 6.45 Hör. Abmarfd) Dom Wlarienplab, Wlarfcb burcb bie f^lber — ßeben- — Pulpen- — ^mmcnbofcr- — Wlowt' — 
Wopfer — WMlbelmflr. — WDHbelmüplab — ^atbarinen — ®lga< — ßbarlottenür. — ©barlottenplat) — Wlanie — Worotbeen- 
— Wlümflr. jum Wlarttptab. Eintreffen auf bem Wlarttplab 7.50 Otbr.

9l.©.W.A.W., Äreioleitung ©tuttgart.
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Erläuterungen zu den Plakaten 

KPD, 75. Geburtstag von Clara Zetkin am 5. Juli 1932 1 

Wenige Wochen vor den Reichtstagswahlen am 31. Juli 1932, die zu einem spektakulären Erfolg der Nazis 

führten, nahmen die Stuttgarter Kommunisten den 75. Geburtstag von Clara Zetkin zum Anlass, die Ehrung 

der Parteiveteranin mit einer antifaschistischen Demonstration zu verbinden. Die führende marxistische 

Theoretikerin und Vorkämpferin der sozialistischen Frauenbewegung lebte seit dem Fall der Sozialistenge-

setze im Jahr 1890 in Stuttgart, zunächst als Redakteurin der hier erscheinenden sozialdemokratischen Frau-

enzeitung «Die Gleichheit». Nach der Gründung der KPD übernahm sie eine Vielzahl von politischen Funk-

tionen und hielt sich nur noch selten in ihrem Sillenbucher Haus auf. (Vergleiche dazu auch den Aufsatz 

über Clara Zetkin in diesem Katalog.) 

KPD, Solidaritätstag 13. Juni 1931 2 

Zum politischen Stil der kommunistischen Partei gehörten zentral organisierte Kampagnen, die reichsweit 

oder international, wie hier der Solidaritätstag der IHA (Internationale Arbeiterhilfe), organisiert wurden. 

Die Liste der aufrufenden Gruppierungen zeigen die Spannbreite der kommunistischen Organisationen. 

Viele sind als kommunistische Abspaltungen von ursprünglich sozialdemokratisch orientierten Vereinigun-

gen der Arbeiterbewegung entstanden, so die «Naturfreunde-Opposition» oder die «Revolutionäre Gewerk-

schaftsopposition» (RGO). 

KPD, Stuttgart, Gemeinderatswahl 6. Dezember 1931 3 

Das kommunistische Plakat für die Gemeinderatswahl vom Dezember 1931 stellt der von der Weltwirt-

schaftskrise gezeichneten deutschen Wirtschaft die propagandistisch verklärten Verhältnisse in der Sowjet-

union gegenüber. 

KPD-Wochenzeitung «Schwäbisches Echo» 4 

Die kommunistische Wochenzeitung «Schwäbisches Echo» hatte wie die Redaktion der täglich erscheinen-

den «Süddeutschen Arbeiterzeitung» ihren Sitz in der Geissstrasse 4 beim Hans-im-Glück-Brunnen. 

KPD Stuttgart – Reichspräsidentenwahl 

1. Wahlgang am 13. März 1932 

Einen Tag nach Adolf Hitler, dem Kandidaten der Nationalsozialisten kam Ernst Thälmann, der Vorsit-

zende der KPD als Präsidentschaftskandidat in die Stuttgarter Stadthalle. Wieder einen Tag später sprach 

in derselben Halle Theodor Düsterberg als Kandidat von Deutschnationalen und «Stahlhelm». Die alte 

Stuttgarter Stadthalle stand in der Werderstrasse auf dem Gelände des heutigen Süddeutschen Rundfunks. 

– Der Hamburger Transportarbeiter Ernst Thälmann trat 1903 der SPD bei. Nach der Vereinigung des linken 

Flügels der USPD mit der bis dahin schwachen KPD trat Thälmann 1920 an die Spitze der Hamburger 

Kommunisten. 1925 übernahm er im Anschluss an schwere parteiinterne Konflikte den Vorsitz der KPD; 

im selben Jahr trat er als Bewerber bei den Präsidentschaftswahlen gegen Hindenburg an. Der Name Thäl- 
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mann ist eng mit der Stalinisierung der Kommunistischen Partei in Deutschland verknüpft. 1932 dann 

unterlag er Hindenburg aufs Neue bei den Präsidentschaftswahlen (zweiter Wahlgang: 10,2 Prozent 

für Thälmann und 53 Prozent für Hindenburg). Zwei Tage vor der Reichtstagswahl, am 3. März 1933, 

begann Thälmanns Leidensweg durch verschiedene Zuchthäuser und KZ’s, im Sommer 1944 wurde 

er, wahrscheinlich auf persönlichen Befehl Hitlers, im Konzentrationslager Buchenwald ermordet. 

KPD Stuttgart, 31. Mai 1931 6 

Gewalttätige Auseinandersetzungen häuften sich nicht nur auf der Strasse, auch in den Plenarsälen 

der Parlamente kam es zu Schlägereien. Vorfälle dieser Art wurden propagandistisch ausgeschlachtet. 

Antikriegskomitee Gross-Stuttgart, 

13. Juli 1931 7 

Solidarität mit der nach dem Bürgerkrieg und Interventionen fremder Mächte aussenpolitisch isolier-

ten Sowjetunion, war ein in der KPD-Propaganda immer wieder auftauchender Begriff. Trotz der 

Bestimmungen des Versailler Vertrags, der einen Verzicht auf schwere Waffen und eine Begrenzung 

der Reichswehr auf 100’000 Mann vorsah, gab es immer wieder Skandale, als geheime Aufrüstungs-

pläne der Reichswehr bekannt wurden. Bei dieses vertragswidrigen Rüstungsaktivitäten fand die 

Reichswehr in den zwanziger Jahren einen Partner in der Roten Armee. Das prokommunistisch orien-

tierte Antikriegskomitee jedoch sah in diesen Aufrüstungsvorbereitungen in erster Linie eine Bedro-

hung der Sowjetunion. 

KPD, Stuttgart, 7. April 1932 8 

Der ehemalige Mannheimer Stadtpfarrer Eckert, ursprünglich ein führender Vertreter der mit der So-

zialdemokratie sympathisierenden religiösen Sozialisten, wechselte im Herbst 1931 von der SPD zur 

KPD; ein aufsehenerregender Schritt. 

KPD, Komitee werktätiger Frauen, Stuttgart 4. März 1931 

Wie jedes Jahr veranstaltete die KPD mit ihrer Frauenorganisation auch 1932 eine Kundgebung an-

lässlich des traditionellen «Internationalen Frauentags», der auch heute noch gefeiert wird. Dieser 

Frauentag geht auf eine persönliche Anregung Clara Zetkins zurück. 

KPD Stuttgart, Reichstagswahl, 

5. März 1933 10 

Diese Kundgebung mit Wilhelm Pieck (später der erste Staatspräsident der DDR), drei Tage vor den 

Reichstagswahlen am 5. März 1933, fiel dem Verbot zum Opfer. Gestützt auf die von Reichspräsident 

Hindenburg am 28. Februar unmittelbar nach dem Reichstagsbrand erlassene Notverordnung zum 

«Schutze von Volk und Staat», verbot die württembergische Staatsregierung sämtliche kommunisti-

schen Versammlungen. Zeitungen, Flugblätter und Plakate wurden beschlagnahmt. 
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KPD Württemberg, 3. September 1932 11 

Noch unter dem gemeinsamen Dach der Sozialistischen Internationale vor dem Ersten Weltkrieg, fand 

1907 in Stuttgart ein internationaler Sozialistenkongress statt. Am 25. Jahrestag beriefen sich die ver-

feindeten Arbeiterparteien SPD und KPD in getrennten Kundgebungen auf die Tradition dieses Tref-

fens. Zum Rahmenprogramm der kommunistischen Veranstaltung gehört das Stück des damals in der 

Zeppelinstrasse lebenden Arztes und Schriftstellers Friedrich Wolf «Von New York bis Schanghai». 

KPO Stuttgart, 21. August 1931 12 

Die kritiklose Anlehnung der KPD an das Modell Sowjetunion und die Bekämpfung der Sozialdemo-

kratie als «Sozialfaschisten» führte am Ende der zwanziger Jahre zu parteiinternen Konflikten und 

Ausschlüssen. Die Gründung der KPD-Opposition im Jahr 1928 – kurz KPO genannt – war die Folge. 

Sie wollte die Kluft zwischen SPD und KPD überbrücken. Einer ihrer führenden Köpfe, August Thal-

heimer, war während des Ersten Weltkriegs und zur Zeit der November-Revolution in Stuttgart aktiv. 

Hier war die KPO stärker als in anderen Städten. Besonders unter den Metallarbeitern fand sie Anhä-

nger. In Frankreich und in der Schweiz bildeten sich ähnliche kommunistische Splitterorganisationen. 

SAP Stuttgart, 22. Januar 1932 1 3 

Im Herbst 1931 spaltete sich die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands (SAP) von der SPD ab. 

Die von vielen Anhängern des linken Flügels der Sozialdemokratie abgelehnte Tolerierung der Politik 

des Zentrumskanzlers Brüning war der ausschlaggebende Anlass. Der Bruch war am Ende auf eine 

Fülle von nicht mehr überbrückbaren theoretischen und praktischen Gegensätzen in der Partei zurück-

zuführen. Abgesehen von einzelnen Städten in Sachsen und Schlesien konnte die SAP kaum Fuss 

fassen. In Stuttgart blieb sie bedeutungslos. 

SAP, KPO Stuttgart, 18. 2. 1932 14 

Trotz der wachsenden Erfolge der NSDAP kam es zu keiner Annäherung zwischen KPD und SPD. 

Die «Splitter» der beiden Massenparteien, KPO und die SAP, versuchten dagegen zusammenzuarbei-

ten. Auf einer gemeinsamen Stuttgarter Veranstaltung im Februar 1932 trat für die SAP Fritz Rück 

auf, der im November 1918 als führender Vertreter des Spartakus-Bundes einer der wichtigsten Ak-

teure der Revolution in Württemberg gewesen war. 

Eiserne Front Stuttgart, 21. Februar 1932 15 

Die Eiserne Front, im Herbst 1931 gegründet, fasste als Dachorganisation den republikanischen 

Kampfverband «Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold», den sozialdemokratisch orientierten Allgemeinen 

Deutschen Gewerkschaftsbund ADGB und die übrigen mit der SPD sympathisierenden Organisatio-

nen der Arbeiterbewegung zusammen. Die Hammerschaften als Formation des ADGB, verdanken 

ihren Namen den kiloschweren Vorschlaghämmern, die sie als Erkennungszeichen bei Demonstratio-

nen auf der Schulter mit sich trugen. Nationalrat Julius Deutsch war der Führer des Republikanischen 

Schutzbunds Deutsch-Österreich, der Kampforganisation der Österreichischen Sozialistischen Partei. 
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Der republikanische Schutzbund hatte im Gegensatz zur Eisernen Front eine stärker militärische 

Ausrichtung. Im Februar 1934 kam es zu blutigen Kämpfen zwischen dem Schutzbund und der 

austrofaschistischen Heimwehr des österreichischen Bundeskanzlers Dollfuss, die mit der Nie-

derlage und der anschliessenden Verfolgung der österreichischen Sozialisten endete. 

Schuhhaus Strohm, 1931 16 

Geist und Ungeist der Zeit wurde auch kommerziell ausgeschlachtet, hier ganz offensichtlich 

von einem Spassvogel. 

KPD, Ortsgruppe Cannstatt, 

27. Februar 1931 17 

Neben den vollständig gedruckten Plakaten gab es auf der unteren politischen Ebene auch soge-

nannte Einschreibeplakate, auf denen der Rahmen vorgedruckt war und die lokalen Hinweise 

für die jeweilige Veranstaltung von Hand eingetragen wurden. 

KPD, Bezirk Württemberg, Reichstagswahl 

14. September 1930 18 

Hermann Remmele war von 1928 bis 1932 einer der führenden Männer der Kommunistischen 

Partei. In seiner Wahlkampfrede in Stuttgart ging er auf die Auseinandersetzung zwischen den 

Nationalsozialisten der pseudo-sozialistischen Gruppe um die Gebrüder Strasser und der 

NSDAP unter Hitler ein. Diese Spaltung bot der KPD die Möglichkeit, die angeblich sozialisti-

schen Tendenzen in der NSDAP zu attackieren. Interessant an diesem Plakat ist, dass es in der 

«Farbe» der SPD erschien. – Als Konsequenz eines Machtkampfs mit Ernst Thälmann musste 

Remmele 1932 das KPD-Sekretariat verlassen. In der sowjetischen Emigration war er 1934 ge-

zwungen, Selbstkritik zu üben. Nach seiner Verhaftung 1937 im Zuge der Stalinschen Säube-

rungen galt er als verschollen. 

Eiserne Front, Stuttgart, Reichspräsidentenwahl, 

1. Wahlgang, 13. März 1932 1 9 

Neben den Angriffen auf Hitler bestimmte der Kampf gegen Thälmann die Wahlaussagen der 

SPD und damit auch der Eisernen Front. Die SPD hatte sich für eine Unterstützung der Wieder-

wahl Hindenburgs entschlossen, weil sie befürchtete, Hitler könne bei einer weiteren Aufsplit-

terung der Stimmen zum Reichspräsidenten gewählt werden. Sie versuchte deshalb, auch poten-

tielle KPD-Wähler vor dieser Gefahr zu warnen. 

SPD, Kreis Stuttgart, Landtagswahl 2 4. April 1932 20 

Die SPD führte ihren Kampf zu den Landtagswahlen 1932 hauptsächlich gegen NSDAP und 

KPD, weil sie davon ausging, dass ein starker Stimmenanteil dieser beiden Parteien zu einem 

arbeitsunfähigen Landtag führen würde. Die Folge wäre in ihren Augen eine nicht mehr vom 

Parlament kontrollierte Regierung der Bürokratie gewesen, die nicht im Interesse der Arbeiter 

hätte liegen können. 
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SPD, Stuttgart, Landtagswahl 24. April 1932 21 

Seit 1920, abgesehen von einem kurzen Zwischenspiel im Jahr 1923, war die SPD nicht mehr in der 

württembergischen Regierung vertreten. Wegen der Zusammensetzung des Landtags, insbesondere 

durch die starke Stellung des deutschnational orientierten Bauern- und Weingärtnerbundes, spielten 

die Fragen der Agrarpolitik eine wesentliche Rolle im Parlament. Die Probleme der Städte und ihrer 

Bevölkerung blieben dagegen zweitrangig. 1932 war es das Ziel der SPD, den Interessen der Indust-

riearbeiter auch im Landtag wieder mehr Geltung zu verschaffen. 

Eiserne Front, Stuttgart, Reichstagswahl 31. Juli 1932 22 

Ein Höhepunkt des Wahlkampfs der SPD und der Eisernen Front war der Auftritt des Fraktionsführers 

der Sozialdemokraten im Reichstag, Rudolf Breitscheid, der sich gegen die konservative Präsidialre-

gierung unter von Papen und die aufstrebende NSDAP Hitlers wandte. Erstmals erschienen auf den 

Plakaten die drei Pfeile der Eisernen Front als Symbol für die drei in ihr zusammengefassten Organi-

sationen Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold (republikanisch), Allgemeiner Deutscher Gewerkschafts-

bund ADGB (sozialdemokratisch orientiert) und die übrigen mit der SPD sympathisierenden Vereine, 

vor allem die Arbeitersportler. Die Eiserne Front wurde in Württemberg am 13. März 1933 von den 

Nationalsozialisten verboten. Im August 1933 bürgerte die deutsche Reichsregierung den zunächst in 

die Schweiz und dann nach Frankreich emigrierten Breitscheid aus. Nach der Kapitulation Frank-

reichs 1940 interniert, wurde Breitscheid von der Polizei der Vichy-Regierung, die mit den Deutschen 

kollaborierte, an die Gestapo ausgeliefert. 1943 kam er im Konzentrationslager Buchenwald um. 

Eiserne Front, Stuttgart, Reichstagswahl 31. Juli 1932 23 

Zu dieser Reichstagswahl fanden in vielen Stadtteilen Versammlungen der Eisernen Front statt. Allein 

am Wochenende zwischen dem 22. und 24. Juli brachte sie es auf acht Veranstaltungen, bei denen sie 

gegen den «Putsch» Papens und Hindenburgs demonstrierten, die am 20. Juli die preussische Regie-

rung des Sozialdemokraten Otto Braun mittels einer Notverordnung abgesetzt hatten. Der Slogan «Es 

lebe die Freiheit» hat hier einen direkten politischen Bezug. 

Eiserne Front, Stuttgart, Reichstagswahl 31. Juli 1932 24 

Den Abschluss des Wahlkampfs bildete eine Grosskundgebung in der Stadthalle, auf der die verschie-

denen Organisationen der Eisernen Front noch einmal ihre Macht demonstrierten. Auch diese Veran-

staltung stand noch ganz unter dem Eindruck der preussischen Vorgänge, die hier als Verfassungs-

bruch bezeichnet sind. 

Eiserne Front, Stuttgart, 2 2. September 1932 25 

Auch zwischen den Wahlen aktivierte die Eiserne Front ihre Mitglieder gegen die Politik der Reichs-

regierung unter Papen, die in ihren Augen mit den Interessen der Arbeiter nicht vereinbar war. Aus-

sergewöhnlich an dieser Veranstaltung war der gemeinsame Auftritt von deutschen und französichen 

Sozialisten. 
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Eiserne Front, Stuttgart, vermutlich Juli 1932 26 

In ihrem Kampf gegen die Nationalsozialisten hat die SPD die angebliche Arbeiterpartei 

NSDAP immer wieder angegriffen. Mit Zitaten führender Nationalsozialisten sollte deren arbei-

terfeindliche Sozialpolitik belegt werden. 

SPD, Stuttgart, Reichstagswahl 6. November 1932 27 

Der Hauptgegner der SPD in diesem Wahlkampf war, wenigstens in Stuttgart, neben der 

NSDAP die KPD, da die Sozialdemokraten befürchten mussten, weitere Stimmen an die Kom-

munisten zu verlieren. Die Argumentation auf diesem Plakat richtet sich gegen die Haltung der 

KPD in der Frage des Versailler Vertrags, wobei die SPD der KPD vorwarf, ins nationalsozia-

listische Fahrwasser geraten zu sein. 

Eiserne Front, Stuttgart, Reichstagswahl 6. November 1932 28 

Mit der Rede von Paul Löbe am 24. Oktober 1932 in der Stadthalle begann für Stuttgart die 

heisse Phase des Wahlkampfs. Löbe war, mit einer kurzen Unterbrechung im Jahr 1924, von 

1920 bis 1932 Reichstagspräsident. Bei den Wahlen im Juli 1932 übertrafen dann die National-

sozialisten die Sozialdemokraten, die als stärkste Partei mit Hermann Göring den neuen Reichs-

tagspräsidenten stellten. Während des Dritten Reichs zweimal inhaftiert, eröffnete Paul Löbe als 

Alterspräsident 1949 die Konstituierende Sitzung des Ersten Deutschen Bundestags. 

SPD, Stuttgart, Reichstagswahl 5. März 1933 29 

Nachdem Hitler am 30. Januar 1933 zum Reichskanzler ernannt worden war, hatte die SPD die 

Möglichkeit, die hochtrabenden Versprechungen der NSDAP an der Regierungspraxis zu mes-

sen. Als «Volksbetrug» bezeichnete die SPD dabei nicht eingehaltene Versprechen wie etwa die 

Beibehaltung der Notverordnungen Papens, deren Aufhebung innerhalb von 24 Stunden ange-

kündigt war. 

SPD, Stuttgart, Reichstagswahl 5. März 1933 30 

Die Wahlkampfaktivitäten der demokratischen Parteien wurden bereits im Februar sehr stark 

durch administrative Massnahmen behindert. Die SPD wollte sich keinesfalls dem Druck der 

NSDAP beugen. Daher der dramatische Appell an den Kampf für die Freiheit. 

Eiserne Front, Stuttgart, Reichstagswahl 5. März 1933 31 

Den Abschluss des SPD-Wahlkampfs bildete am 4. März 1933 ein Generalappell der Eisernen 

Front, auf dem Kurt Schumacher die Hauptrede hielt. Die Veranstaltung konnte zwar noch 

durchgeführt werden, der An- und Abmarsch der Teilnehmer in geschlossenen Formationen war 

jedoch verboten worden. Diese Kundgebung sollte für zwölf Jahre die letzte Veranstaltung der 

SPD und ihrer Organisationen in Stuttgart sein. An der Gründung der gegen den Nationalsozia-

lismus gerichteten «Eisernen Front» hatte Kurt Schumacher, seit 1930 Stuttgarter SPD-Vorsit-

zender und Reichstagsabgeordneter, massgeblichen Anteil. Als entschiedener Gegner der 

NSDAP musste er seine Gesinnung mit jahrelanger KZ-Haft büssen. (Vergleiche dazu unseren 

Aufsatz zu Kurt Schumacher). 
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SPD, Stuttgart, Reichstagswahl 14. September 1930 32 

Die SPD wertete den politischen Radikalismus der NSDAP und die antirepublikanische Haltung der 

KPD als eine Gefahr für die Demokratie und als Bedrohung der sozialen Errungenschaften der Arbei-

terbewegung. Mit diesem SPD-Plakat werden die Kommunisten beschuldigt, Wegbereiter der Natio-

nalsozialisten zu sein: Hakenkreuz und Sowjetstern werden auf eine Ebene gestellt. 

SPD, Stuttgart, Reichstagswahl 14. September 1930 33 

Mit diesem Plakat kritisiert die SPD das militaristische Gehabe und die kriegerischen Töne der 

NSDAP. Sie erinnerte damit daran, dass der nationalsozialistischen Glorifizierung des «Frontkämp-

fers» zum Trotz viele führende Nationalsozialisten die Schrecken des Krieges nicht am eigenen Leib 

erfahren haben. 

SPD, Stuttgart, Reichstagswahl 14. September 1930 34 

Immer wieder versuchte die SPD die Schlagworte der NSDAP zu entlarven: Weder sei sie eine Ar-

beiterpartei, noch sei sie sozialistisch oder auch nur national, heisst es hier. Bemerkenswert, dass die 

Sozialdemokraten hier die Fraktur als den Schrifttyp der nationalsozialistischen Plakate übernehmen. 

SPD, Stuttgart, Reichstagswahl 31. Juli 1932 35 

Der seltenere Fall einer Karikatur als Plakatmotiv. Hitler erhielt bei diesen Wahlen im Reichsdurch-

schnitt 37 Prozent, in Stuttgart 27,2 Prozent der Stimmen. 

Zentrum, Stuttgart, Landtagswahl 2 4. April 1932 36 

Seit dem Sturz der Monarchie war das Zentrum an der württembergischen Regierung massgeblich 

beteiligt. Die katholische Sammlungsbewegung stellte mit Eugen Bolz seit 1928 auch den Staatsprä-

sidenten. Im Vergleich zum Reich hatte das Zentrum in Württemberg eine deutlich konservative Aus-

prägung. Das zeigte sich vor allem seit 1924 im Regierungsbündnis mit den württembergischen 

Deutschnationalen. Der württembergische Grenzpfahl in der Mitte des Plakats als Symbol eines Boll-

werks gegen den Radikalismus sollte sich jedoch als trügerisch erweisen: der deutschnationale Koali-

tionspartner des Zentrums stellte sich auch im württembergischen Landtag im März 1933 an die Seite 

der Nationalsozialisten. 

Zentrum, Stuttgart, vermutlich Reichstagswahl 

5. März 1933 37 

Den Plakaten des Zentrums fehlt der Parolencharakter; ein Zeichen der starken konfessionellen Bin-

dung der Wähler an ihre Partei, die so auf einen forcierten propagandistischen Aufwand verzichten 

konnte. 
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Zentrum, Stuttgart, Reichstagswahl 6. November 1932 38 

Im überwiegend protestantischen Stuttgart war die Position des Zentrums relativ schwach; die 

Katholiken stellten nur etwa 20 Prozent der Bevölkerung. Das Wahlergebnis dieser katholischen 

Volkspartei hielt sich während der ganzen Weimarer Zeit bei einem Stimmenanteil von zehn 

Prozent erstaunlich konstant. Öffentliche Veranstaltungen des Zentrums hatten Seltenheitswert. 

Der Hauptredner der Wahlkampfveranstaltung hier, der bayerische Ministerpräsident Held, ge-

hörte der Bayerischen Volkspartei an, die mit dem Zentrum zwar zusammenarbeitete, zur Re-

publik dagegen ein distanziertes Verhältnis hatte. Von ihrer konfessionellen Bindung abgesehen, 

stand die Bayerische Volkspartei den Deutschnationalen nahe. 

Hindenburg-Ausschuss, Gross-Stuttgart, Reichspräsidentenwahl, 

1. Wahlgang, 10. April 1932 39 

Da Hindenburg bei seiner Wiederwahl zum Reichspräsidenten im ersten Wahlgang am 13. März 

äusserst knapp die absolute Mehrheit verfehlt hatte, musste am 10. April wieder gewählt werden. 

Der umstrittene Krisenkanzler Heinrich Brüning setzte sich bei seiner Deutschlandsreise am 5. 

April 1932 auch in Stuttgart für die Wiederwahl des Marschall-Präsidenten ein. Wenige Wochen 

nach Hindenburgs Wahlsieg fiel Brüning allerdings in Ungnade. Die Konsequenz seines Rück-

tritts war, dass die politische Labilität der Republik in jenen Jahren weiter zunahm und schliess-

lich in der Kanzlerschaft Adolf Hitlers endete. – Der promovierte Volkswirt Heinrich Brüning 

begann nach dem Ersten Weltkrieg, den er als Infanterieoffizier mitgemacht hatte, im Jahr 1920 

seine politische Laufbahn als Geschäftsführer der Katholischen Christlichen Gewerkschaften, 

eine Funktion, die er bis zu seiner Ernennung zum Reichskanzler am 28. März 1930 ausübte. 

Damit löste Brüning, der seit 1924 als Abgeordneter des Zentrums im Reichstag sass, den Sozi-

aldemokraten Hermann Müller ab. Müllers Kabinett der «Grossen Koalition» von der DVP bis 

zur SPD war die letzte Reichsregierung, die sich auf eine parlamentarische Mehrheit stützen 

konnte. Brüning dagegen musste mit Notverordnung des Reichspräsidenten nach Artikel 48a der 

Weimarer Verfassung ohne formelles Koalitionsbündnis regieren. Sein Konzept, der galoppie-

renden Krise mit Kürzungen der Löhne, Gehälter und sozialen Leistungen bei gleichzeitigen 

Steuererhöhungen Herr zu werden, war äusserst umstritten. Davon profitierten die Gegner der 

Weimarer Republik. 

DDP, Landesverband Württemberg, 6. Januar 1933 40 

Mit dem heute noch üblichen «Drei-Königs-Treffen» begann die liberale Deutsche Demokrati-

sche Partei Württembergs das politische Jahr 1933. Die Veranstaltung, auf der neben dem Lan-

desvorsitzenden Peter Bruckmann auch der Vorsitzende der Reichsorganisation, Hermann Diet-

rich sprach, war gekennzeichnet vom Niedergang der einstmals starken DDP zur politischen Be-

deutungslosigkeit. Ausserhalb Württembergs nannte sich die DDP «Deutsche Staatspartei». Die 

württembergischen Liberalen hatten sich 1930 geweigert, den Begriff «Staatspartei» mit zu über-

nehmen. 

DDP, Landesverband Württemberg, Reichstagswahl 6. November 1932 41 

Zu den Reichstagswahlen im November 1932 setzte die DDP auf die Popularität ihres Spitzen-

kandidaten Reinhold Maier, der seit Januar 1930 nach heftigen innerparteilichen Konflikten als  
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Vertreter der schwäbischen Demokraten im Kabinett des Zentrums-Staatspräsidenten Bolz Wirtschafts-

minister war. Als einer von zwei Kandidaten der DDP wurde Maier am 6. November in den Reichstag 

gewählt. Nach dem Krieg war er der erste Ministerpräsident Württemberg-Badens und von 1952 bis 

1953 der erste Ministerpräsident des neuen Bundeslandes Baden-Württemberg. (Dazu auch unser Ka-

talogbeitrag über Reinhold Maier.) 

DDP, Landesverband Württemberg, Reichstagswahl 5. März 1933 42 

Die Märzwahlen des Jahres 1933 standen bereits unter dem Zeichen des braunen Terrors und waren 

damit kaum noch legal zu nennen. Wieder kandidierte Reinhold Maier an erster Stelle der Liste für 

Württemberg. Eindringlich versuchte die DDP ihren ehemaligen Wählern, nun meist Parteigänger der 

NSDAP, deutlich zu machen, mit welchen Gefahren die Demokratie konfrontiert sei. Die Schwächung 

der DDP war zu diesem Zeitpunkt schon so weit fortgeschritten, dass sie zur Wahl eine Listenverbin-

dung mit der SPD eingehen musste, um überhaupt wieder im Reichstag vertreten zu sein. – Bei den 

Wahlen zur Nationalversammlung im Januar 1919 hatte die DDP in Stuttgart noch stolze 33,2 Prozent 

der Stimmen erhalten, im März 1933 war sie hier auf 3,1 Prozent zusammengeschmolzen. 

Gross-Stuttgarter Frauen-Ausschuss, Reichstagswahl 31. Juli 1932 43 

Eine Besonderheit des politischen Lebens war der Gross-Stuttgarter Frauen-Ausschuss, der sich über-

wiegend aus Frauen bürgerlicher Herkunft zusammensetzte. Man versuchte hier, die politische und 

wirtschaftliche Gleichberechtigung der Frau durchzusetzen und über frauenfeindliche Strömungen in 

den etablierten Parteien aufzuklären. Im Dezember 1931 kandidierte die Frauenliste für den Gemeinde-

rat, konnte aber keinen Sitz erringen. Zur Reichstagswahl im Juli 1932 attackierten die Frauen die Vor-

stellungen der rechten Parteien, die sie wieder auf ihre traditionelle Rolle im Heim und am Herd festle-

gen wollten. 

DVP, Stuttgart, Reichspräsidentenwahl 1932 44 

Die rechtsliberale Deutsche Volkspartei einigte sich mit den Parteien der «Weimarer Koalition», SPD, 

Zentrum und DDP, auf die Unterstützung der Wiederwahl des bisherigen Reichspräsidenten Paul von 

Hindenburg. Auch sie befürchtete einen Sieg Hitlers. Die monarchistisch eingefärbte DVP war damit 

die einzige reichsweite Partei, die den ehemaligen kaiserlichen Marschall sowohl 1925 wie auch jetzt 

unterstützte. 

DVP, Stuttgart, Reichstagswahl, 6. November 1932 45 

Die DVP hat nach dem Tod von Gustav Stresemann (1929), als Reichsaussenminister Konstrukteur der 

deutsch-französischen Verständigung, in der nun beginnenden Krise immer weniger Anklang beim 

Wähler gefunden. Mangelnde politische Orientierung und schliesslich ein Rechtsruck aus Hilflosigkeit 

kennzeichnen den Niedergang dieser Partei. Der DVP gelang es nicht, zwischen Republik und monar-

chistischem Erbe einen festen Standort zu finden. Trotz des schwarz-weiss-roten Anstrichs und marki-

ger Appelle wie hier «durch die Tat, nicht durch Worte», verlor sie – auch in Stuttgart – fast alle Wähler 

an die Nationalsozialisten. Die auf dem Plakat angekündigte Kundgebung mit dem Reichstagsabgeord-

neten Dr. Hugo musste kurzfristig abgesagt werden. 
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CVD, Stuttgart, Reichstagswahl 31. Juli 1932 46 

Eine württembergische Spezialität war der Christliche Volksdienst, eine zwar reichsweit auf-

tretende orthodox-protestantische Partei, die aber ihre Wurzeln vor allem im schwäbischen Pi-

etismus hatte. Nach Gewinnen bei den Wahlen der Jahre 1928 und 1930 in den evangelischen 

Landesteilen verlor er später den Grossteil seiner Stimmen an die NSDAP. 

CVD, Stuttgart, Reichstagswahl 5. März 1933 47 

Seit 1932 hatte der Christliche Volksdienst, beziehungsweise der Christlichsoziale Volksdienst 

(CSVD), wie er sich reichsweit nannte, schwere Verluste hinnehmen müssen. So gab es in 

Württemberg Pläne, nach den Landtagswahlen im April 1932 vorübergehend eine «evangeli-

sche» Koalition zu bilden, in der neben dem CVD die Nationalsozialisten, die Deutschnationa-

len und der mit ihnen verbündete Bauernbund sowie die DDP vertreten sein sollten. Diese Pläne 

richteten sich gegen die angebliche Machtstellung des württembergischen Zentrums. Auf der 

hier angekündigten Wahlversammlung – bereits nach Hitlers Ernennung zum Reichskanzler – 

sprachen die beiden führenden Köpfe des Volksdienstes in Württemberg: Paul Bausch und 

Wilhelm Simpfendörfer. Simpfendörfer war darüber hinaus Vorsitzender der Reichsorganisa-

tion. 

Volksrechts-Partei, Stuttgart, Landtagswahl 2 4. April 1932 48 

Zu den vielen Splitterparteien der Weimarer Republik gehörte auch die erzkonservative Volks-

recht-Partei. Sie mobilisierte die Existenzängste des inflationsgeschädigten Mittelstands und 

forderte eine streng nach kapitalistischen Vorgaben ausgerichtete Politik. 

Stahlhelm, Ortsgruppe Stuttgart, 11. Januar 1932 49 

Die Organisation «Der Stahlhelm – Bund der Frontsoldaten», wurde 1918 unmittelbar nach 

Ende des Ersten Weltkriegs von Franz Seldte gegründet. Politisch stand er zwischen der rechts-

liberalen DVP und der konservativen DNVP. In der Spätphase der Weimarer Republik radika-

lisierte sich der Stahlhelm in seiner antirepublikanischen Haltung und wurde schliesslich zum 

Bundesgenossen der NSDAP. Im Gegensatz zu Norddeutschland war diese Organisation bis 

zum Ende der zwanziger Jahre in Württemberg relativ unbedeutend. Hier übernahmen die Krie-

gervereine die Pflege von monarchistischem Erbe und des militaristischem Denken. Bemer-

kenswert, dass der eigentlich elitäre «Stahlhelm» hier in der Arbeiterhochburg Feuerbach mit 

einem «Arbeiterführer» renommiert. 

Kampfblock Schwarz-Weiss-Rot, Stuttgart, Reichspräsidentenwahl, 1. Wahlgang, 13. März 

1932 50 

Theodor Düsterberg, der 2. Bundesführer des «Stahlhelm», wurde 1932 von der Deutschnatio-

nalen Volkspartei und dem Stahlhelm, die sich zum «Kampfblock Schwarz-Weiss-Rot» zu-

sammengeschlossen hatten, als Kandidat für die Reichspräsidentenwahl aufgestellt. Ein Affront 

für den amtierenden Reichspräsidenten Hindenburg, der Ehrenmitglied des Stahlhelm war. Die 

beiden Organisationen konnten sich vorher nicht mit der in der Habsburger Front (1931) ver-

bündeten NSDAP auf einen gemeinsamen Kandidaten einigen. 
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Durch die getrennten Kandidaturen von Düsterberg und Hitler ging die ohnehin schon belastete Habs-

burger Front in die Brüche und lebte erst im Januar 1933 wieder auf. Der mit zwei Millionen Stimmen 

hinter Hindenburg und Hitler weit abgeschlagene Düsterberg zog vor dem zweiten Wahlgang seine 

Kandidatur zurück. 

DNVP, Stuttgart, Reichstagswahl 14. September 1930 51 

Alfred Hugenberg, bereits im Kaiserreich Gründungsmitglied des antisemitischen, antiparlamentari-

schen und extrem nationalistischen Alldeutschen Verbandes, war als ehemaliger Generaldirektor bei 

Krupp nach dem Ersten Weltkrieg einer der Gründer der Deutschnationalen Volkspartei. Daneben baute 

er ein weit verzweigtes Wirtschaftsimperium auf, das grosse Teile der Presse und des Films kontrol-

lierte und in den Dienst antirepublikanischer Propaganda stellte. 1928 zum Vorsitzenden der DNVP 

gewählt, gelang es ihm, den Teil seiner Partei auszuschalten, der gegenüber der Republik einen realpo-

litischen Kurs steuerte. Das von Hugenbergs DNVP 1929 mit dem «Stahlhelm» und den Nationalsozi-

alisten eingeleitete Volksbegehren gegen den Young-Plan war zwar ein Fehlschlag, doch wurden durch 

dieses Bündnis die bis dahin isolierten Nationalsozialisten beim deutschnational gesinnten Bürgertum 

salonfähig. Ohne die Politik Hugenbergs hätten die Nazis bei den Reichstagswahlen am 14. September 

1930 – am 4. September sprach Hugenberg hierzu in Stuttgart – nicht diesen unerwarteten Durchbruch 

erzielt. 

DNVP, Stuttgart, Reichstagswahl 14. September 1930 52 

Die Deutschnationalen operieren hier mit zwei Feindbildern: den beiden Arbeiterparteien und dem Ver-

sailler Vertrag, der hier in Gestalt des Young-Plans erwähnt wird, obwohl der Young-Plan die Repara-

tionsverpflichtungen Deutschlands milderte. Der «Marxismus» und die «Fesseln von Versailles» waren 

während der ganzen Weimarer Republik ein propagandistisches Leitmotiv der Rechtskräfte. 

DNVP, Stuttgart, 6. April 1932 53 

Nach der erfolglosen Kandidatur Düsterbergs im ersten Wahlgang der Reichspräsidentenwahl (dazu 

das Düsterberg-Plakat unter Nummer 50) überliessen es die Deutschnationalen ihren Wählern, sich im 

Duell Hindenburg – Hitler für einen der beiden zu entscheiden. In dieser Phase politischer Abstinenz 

feierten die Stuttgarter Deutschnationalen Anfang April den 117. Geburtstag des am 1. April 1815 ge-

borenen Fürsten Otto von Bismarck. Mit der Glorifizierung des «Eisernen Kanzlers» als Gründer des 

1918 zusammengebrochenen Kaiserreichs, wurde Bismarck zum Inbegriff deutschnationaler Selbstdar-

stellung. 

DNVP, Stuttgart, Landtagswahl 24. April 1932 54 

Der Spitzenkandidat der Deutschnationalen, die sich hier im Land auch «Württembergische Bürgerpar-

tei» nannten, war der Finanzminister Alfred Dehlinger. Als einziges Kabinettsmitglied der Regierung 

Bolz blieb Dehlinger noch nach der Machtergreifung im Amt. Trotz der deutschnationalen Angriffe 

gegen die Nationalsozialisten im Landtagswahlkampf von 1932 war die DNVP ein knappes Jahr später 

als Koalitionspartner der Nationalsozialisten, auch in Württemberg, ein tragendes Element der Macht-

ergreifung. 
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DNVP, Stuttgart, Reichstagswahl 31. Juli 1932 55 

Nach dem erzwungenen Rücktritt des Reichskanzlers Heinrich Brüning (Zentrum) am 30. Mai 

1932 konnte sich der glücklose Nachfolger Franz von Papen bei den grösseren Parteien nur auf 

die Deutschnationalen stützen. Der Versuch, Papens parlamentarische Basis durch vorgezogene 

Neuwahlen am 31. Juli zu verbreitern, endete mit einem Fiasko. Aber selbst zur missglückten 

Hilfestellung für das «Kabinett der Barone» unter von Papen musste Bismarck als Kronzeuge 

herhalten. 

DNVP, Stuttgart, Reichstagswahl 6. November 1932 56 

In der Person des ehemaligen Hofpredigers Dr. Vogel aus Potsdam kamen zwei Elemente 

deutschnationaler Ideologie zusammen: Preussentum und deutscher Protestantismus. Die auf 

dem Plakat angekündigte Veranstaltung wurde allerdings durch die NSDAP massiv gestört, die 

während dieses Wahlkampfs in den Deutschnationalen ja ohnedies ihren Hauptgegner sah. Das 

hinderte beide Parteien allerdings nicht daran, wenige Wochen später und für viele überraschend 

eine Koalition mit Hitler als Reichskanzler zu bilden. (Dazu auch der Text zu Nummer 54.) 

DNVP, Stuttgart, Reichstagswahl 6. November 1932 57 

Immer wieder Bismarck: hier in den Farben des versunkenen Kaiserreichs. Der demonstrative 

Umgang mit Schwarz-Weiss-Rot im provozierenden Gegensatz zur schwarz-rot-goldenen 

Flagge der Republik war ein weiteres Stilmittel antirepublikanischer Agitation. Ausser den 

Deutschnationalen bekannte sich auch der «Stahlhelm», der ihnen nahe stand, und die rechtsli-

berale DVP zu den Farben der Monarchie. 

DNVP, Stuttgart, Reichstagswahl 31. Juli 1932 58 

Eines der vielen graphisch eindringlichen Plakate der DNVP, das bürgerliche Ängste wecken 

will: zu der Sturmglocke oder «Notglocke», wie es hier heisst, kommen Parolen, die in Verbin-

dung mit dem Bildsymbol suggerieren, dem Bürgertum habe die letzte Stunde geschlagen, wenn 

es nicht endlich aufwache und sich sammle. 

DNVP, Stuttgart, vermutlich Reichstagswahl 31. Juli 1932 59 

Zu den Standardargumenten der DNVP gegen das katholische Zentrum gehörte auch der Vor-

wurf, eine vom Vatikan ferngesteuerte, national unzuverlässige Organisation zu sein. Hier wird 

der Versuch gemacht, den Zentrumsvorsitzenden, Prälat Dr. Kaas, in die Nähe der rheinischen 

Separatisten zu rücken, die nach dem Ende des Weltkriegs versucht hatten, eine an Frankreich 

angelehnte, selbständige «Rheinische Republik» zu gründen. 

Alldeutscher Verband, Ortsgruppe Stuttgart, 2 4. Juni 1932 60 

Der 1891 gegründete Alldeutsche Verband war einer der geistigen Wegbereiter des National-

sozialismus. Ein grosser Teil seines Gedankenguts, etwa der Antisemitismus oder der kriegeri-

sche Drang nach Weltgeltung finden sich als ideologische Vorformen bereits bei den Alldeut- 
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schen. In der Weimarer Zeit kam es dann zu einer engen Zusammenarbeit zwischen NSDAP und diesem 

Verband: hier empfielt die Stuttgarter Ortsgruppe der NSDAP den Besuch einer alldeutschen Veranstaltung. 

Der damalige «Herzog Christoph» war übrigens von den frühen zwanziger Jahren an ein regelmässiger 

Treffpunkt rechter Gruppierungen. 

Tannenbergbund, Stuttgart, 24.-26. Juni 1932 61 

Erich Ludendorff, während des Ersten Weltkriegs Chef des deutschen Generalstabs, war zunächst neben 

Hindenburg der populärste kaiserliche Heerführer. Obwohl er selbst im September 1918 für einen Waffen-

stillstand eingetreten war, gehörte er später zu den eifrigsten Verfechtern der «Dolchstosslegende», wonach 

die Novemberrevolution für die militärische Niederlage verantwortlich gewesen sein sollte. In der unmit-

telbaren Nachkriegszeit war Ludendorff das Idol der Rechtsradikalen. An der Seite Hitlers beteiligte er sich 

im November 1923 am fehlgeschlagenen Münchner Putsch. Zunächst noch Reichstagsabgeordneter für die 

deutschvölkische Freiheitspartei, gründete er nach der Trennung von Hitler den «Tannenbergbund», der 

seine Legitimation aus dem Kampf gegen die «Weltverschwörer» Freimaurer, Jesuiten, Marxisten und Ju-

den zog. Mit dem Namen «Tannenberg» sollte an den «Schlachtenruhm» der deutschen Truppen im Ersten 

Weltkrieg erinnert werden; es war dies der grösste deutsche Sieg. Seine Väter waren Ludendorff und Max 

Hoffmann, wenn auch Hindenburg landläufig als der «Sieger von Tannenberg» galt; bei den Präsident-

schaftswahlen von 1925 kandidierten die beiden Heerführer gegeneinander. 

Landesausschuss für die Hindenburg-Wahl, 7. März 1932 

Reichspräsidentenwahl, 1. Wahlgang, 13. März 1932 62 

Das Zentrum kann als die Partei der Weimarer Republik gelten, die mit dem Typ Volkspartei im heutigen 

Sinn am ehesten vergleichbar ist. Zwar war sie konfessionell eingeschränkt, doch fanden sich nahezu alle 

Schichten der deutschen Katholiken in ihr zusammen. Der führende Exponent des Arbeitnehmerflügels war 

dabei Adam Stegerwald, von 1919 bis 1929 Vorsitzender des katholisch orientierten Gesamtverbands der 

Christlichen Gewerkschaften und für kurze Zeit im Jahr 1921 preussischer Ministerpräsident. Als Gefolgs-

mann Brünings war er von 1930 bis 1932 Reichsarbeitsminister. Die überparteilich konzipierten Ausschüsse 

für die Hindenburgwahl wie hier der Landesausschuss, als dessen Redner Stegerwald in der Stadthalle auf-

trat, versuchten mit einem auf die Person Hindenburgs zugeschnittenen Wahlkampf vor allem die unent-

schlossenen Wähler der «bürgerlichen Mitte» anzusprechen. Wenige Wochen nach der Wiederwahl Hin-

denburgs fielen Stegerwald und Brüning beim Reichspräsidenten in Ungnade. 

NSDAP, Ortsgruppe Stuttgart, 12. März 1932 

Reichspräsidentenwahl, 1. Wahlgang 13. März 1932 63 

Am Abend vor dem ersten Wahlgang zur Reichspräsidentenwahl beendete die Stuttgarter NSDAP in der 

Liederhalle den Wahlkampf mit einer Abschlusskundgebung. Ihr Fraktionsführer im Stuttgarter Gemeinde-

rat, der Amtmann im Städtischen Gaswerk Karl Strölin sowie der bis dahin einzige nationalsozialistische 

Abgeordnete im württembergischen Landtag, Christian Mergenthaler, im Zivilberuf Mathematiklehrer an 

einem Cannstatter Gymnasium, traten hier im Kampf für den Kandidaten als Hauptredner auf. Strölin war 

während der Nazi-Herrschaft Oberbürgermeister von Stuttgart, Mergenthaler Mini- 

217 



sterpräsident und Kultminister. Der Hinweis «Juden haben keinen Zutritt» war auf nahezu allen 

Stuttgarter Veranstaltungsplakaten der NSDAP zu finden. 

NSDAP, Ortsgruppe Stuttgart, 19. März 1932 64 

Sechs Tage nach dem 1. Wahlgang zur Reichspräsidentenwahl kündigte die NSDAP wieder eine 

Veranstaltung an, diesmal mit «grosser» Besetzung. Hauptredner war einer der wenigen Duzfreunde 

Hitlers, der SA-Stabschef Röhm, damals noch Vorgesetzter des Reichsführers der SS, Heinrich 

Himmler. Wolf Graf von Helldorf war seit 1931 SA-Gruppenführer von Berlin-Brandenburg und 

von 1932 an Vorsitzender der NSDAP-Fraktion im Preussischen Landtag. Dietrich von Jagow, ehe-

dem einer der führenden Angehörigen des württembergischen «Stahlhelm», wechselte am Ende der 

zwanziger Jahre zur NSDAP über, wo er als SA-Gruppenführer Südwest Karriere machte. Interes-

sant ist das politische Schicksal dieser vier: Beim angeblichen Röhm-Putsch am 30. Juni 1934 war 

Himmler der Exekutor des Blutbads, dem neben dem SA-Chef Röhm viele andere Führer der unbe-

quem gewordenen «alten Garde» aus der Kampfzeit zum Opfer fielen. Damit begann der Aufstieg 

des ehemaligen Landwirts und Hühnerzüchters Heinrich Himmler zum Herrscher über den natio-

nalsozialistischen Unterdrückungsapparat, dem Millionen Menschen zum Opfer fielen. Graf Hell-

dorf wurde 1933 Polizeipräsident von Potsdam und später von Berlin. Bereits 1938 aber knüpfte er 

Kontakte zum Widerstandskreis um Goerdeler. Für den Fall eines geglückten Attentats am 20. Juli 

1944 hätte er die Machthaber in Berlin verhaften sollen. Am 15. August 1944 wurde er hingerichtet. 

Dietrich von Jagow trat 1933 als SA-Gruppenführer die Nachfolge von Helldorf an, nachdem er 

vorher für kurze Zeit Reichskommissar für die württembergische Polizei gewesen war. Zu der Ver-

anstaltung hier musste Helldorf allerdings telegraphisch absagen, da in diesen Tagen Haussuchun-

gen bei führenden SA-Leuten in Preussen stattfanden. 

NSDAP, Kreis Stuttgart, Reichstagswahl 5. März 1933 65 

Zwei Wochen nach seiner Ernennung zum Reichskanzler trat Hitler am 15. Februar 1933 in der 

ausverkauften Stuttgarter Stadthalle auf. Seine im Rahmen einer Wahlkampftournee gehaltene Rede 

wurde vom Rundfunk, den die neuen Machthaber sofort für ihre Zwecke einspannten, übertragen. 

In einem Hinterhof der Werderstrasse kappten Stuttgarter Kommunisten das Übertragungskabel. 

Diese erste Stuttgarter Widerstandsaktion nahm die Reichsregierung zum Anlass, der württember-

gischen Landesregierung noch vor den Reichstagswahlen im März einen Reichskommissar anzu-

drohen. 

NSDAP, Reichstagswahl 14. September 1930 66 

Beim Reichstagswahlkampf von 1930 spielte die Diskussion um den Young-Plan eine wichtige 

Rolle; allerdings war im Jahr zuvor der Rechtsblock aus DNVP, Stahlhelm und NSDAP in seiner 

Absicht gescheitert, den Young-Plan mit einem Volksbegehren zu Fall zu bringen. Der hier ange-

kündigte Redner Gregor Strasser war als Exponent des vermeintlich sozialistischen Flügels der 

NSDAP, dem ursprünglich Goebbels angehörte, eine der besonders in Norddeutschland populären 

nationalsozialistischen Gestalten. Bis zu seinem Bruch mit der Partei im Dezember 1932 verwaltete 

Strasser das Amt des Reichsorganisationsleiters der NSDAP. Während des Röhm-Putsches wurde 

er, wie andere Gegner in den eigenen Reihen, ermordet. 
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NSDAP, Reichstagswahl 14. September 1930 67 

Keine andere Partei der Weimarer Republik diffamierte ihre politischen Gegner so unbarmherzig 

wie die NSDAP, die hier ihre Feindbilder exemplarisch aufreiht: Parlamentarismus, Sozialismus 

und jüdisches Kapital als die Inbegriffe des verhassten «Systems» Weimarer Republik. Die antise-

mitische Komponente der NSDAP tritt hier, bereits im Jahr 1930, unverhohlen zutage. Bemerkens-

wert ist noch, dass an ein reichsweit verbreitetes Plakat aus der NSDAP-Zentrale in München ein 

in Stuttgart gedruckter Zusatz angeklebt wurde. 

NSDAP, Reichstagswahl 6. November 1932 68 

Mit 37 Prozent der Stimmen wurde die NSDAP bei den Reichstagswahlen im Juli 1932 stärkste 

Partei. Durch den Verlust von über zwei Millionen Wählerstimmen gegenüber den Wahlen vom 

November 1932 schien damit für viele Zeitgenossen die Gefahr des Nationalsozialismus fürs erste 

gebannt. – Dieses Plakat spielt auf das Kabinett des Herrenreiters Franz von Papen an (von Juni bis 

Dezember 1932), der hier als ebenso «jüdisch durchsetzt» dargestellt wird, wie die Rennmannschaf-

ten selber – bis hin zur DNVP! Einzig die Nationalsozialisten sind «judenfrei» und damit rassenrein. 

Ein Plakat, das nur die Verhetzung zum Zweck hat. Die Zensurstelle des Stuttgarter Polizeiprädidi-

ums nahm allerdings keinen Anstoss, so der Stempel auf der Rückseite, und gab es für den öffent-

lichen Aushang frei. 

NSDAP, 21. Februar 1933 69 

Unmittelbar nach der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler am 30. Januar 1933 bauten die Natio-

nalsozialisten ihre Machtposition aus. Schon nach wenigen Tagen wurde der Reichstag wieder auf-

gelöst, denn die Nationalsozialisten und die mit ihnen verbündeten Deutschnationalen hatten, als 

Hitler von Hindenburg zum Reichskanzler ernannt wurde, keine Mehrheit. Vor den entscheidenden 

Märzwahlen gaben sich die Nationalsozialisten betont siegessicher. Mit der unverblümten Prophe-

zeiung der kommenden Diktatur wird der Oberpostinspektor, Gauleiter von Hessen-Nassau und 

Reichsleiter der nationalsozialistischen Beamtenabteilung, Jakob Sprenger, angekündigt. Unter den 

Beamten fanden die Nationalsozialisten unverhältnismässig viel Sympathisanten. Die «Abrech-

nung», wie sie hier angekündigt wird, war im Übrigen in Preussen und anderen Teilen des Reichs 

schon im Gang. 

NSDAP, 21. Mai 1932 70 

Joseph Goebbels ist als verhinderter Schriftsteller zur Politik gestossen. Sein Christusdrama «Der 

Wanderer» entstand zu Beginn der zwanziger Jahre, etwa zur selben Zeit wie sein Roman «Mi-

chael». Allerdings wurde dieses Stück weder gedruckt noch von bedeutenderen Bühnen aufgeführt. 

Nur Agitationsgruppen wie hier die «National-Sozialistische Gastspielbühne» brachten es zwischen 

1930 und 1933 gelegentlich zur Aufführung. 

\SDAP, Reichstagswahl 6. November 1932 71 

Für diese Kundgebung am 22. Oktober 1932 bot die NSDAP-Kreisleitung Stuttgart den Starredner 

Joseph Goebbels auf, ein zuverlässiges Zeichen da-?ür, dass die heisse Phase des Wahlkampfs be-

gonnen hatte. 
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NSDAP, Ortsgruppe Stuttgart, Bezirk Westen 5. Juni 1932 72 

Diese «Deutschen Abende» des NSDAP waren das gesellige und propagandistisch nicht 

minder wirksame Pendant zu den politischen Kundgebungen. Es ging recht deutsch zu hier-

bei, insbesondere der Jazz war verpönt. Die Veranstaltung der NSDAP Stuttgart-West fiel 

in die Zeit des SA- und SS-Verbots, bei den Eintrittspreisen steht deshalb auch zu lesen: 

«ehem(alige) SA und SS gegen Vorzeigen des Ausweises an der Abendkasse 20Pfg.» Dies 

Verbot wurde allerdings bereits acht Tage später von dem neuen Reichskanzler von Papen 

als Zugeständnis an die NSDAP wieder aufgehoben. 

Kampfbund für deutsche Kultur, Kreis Stuttgart, 11. November 1932 73 

Der «Kampfbund für deutsche Kultur» gehörte zu den vielen Nebenorganisationen der 

NSDAP, die in ihren jeweiligen Bereichen nationalsozialistisches Gedankengut verbreite-

ten. Der «Kultur-Kampfbund», der diesen Stuttgarter Musikabend veranstaltet hat, propa-

gierte die Säuberung von Kunst und Wissenschaft vom undeutschen Geist: «undeutsch» 

war dabei alles «Jüdische», alles «Kommunistische» und ebenso ausschliesslich alles «Mo-

derne». Der als Redner angekündigte Karl Grunsky, ein Stuttgarter Musikschriftsteller und 

Vorsitzender der «Bruckner-Gesellschaft» hier, galt als notorischer Antisemit. Der Hin-

weis: «Juden haben keinen Zutritt» durfte beim «Deutschen Abend» nicht fehlen. 

NSDAP, Ortsgruppe Stuttgart, 5. Februar 1932 74 

Während der Weltwirtschaftskrise wurden unter der Regierung Brüning mehrmals die Be-

amtengehälter gekürzt. Dadurch gerieten viele Beamte, ohnehin eher von obrigkeitsstaatli-

chen Traditionen als republikanischen Überzeugungen geprägt, unter den Einfluss des Na-

tionalsozialismus. Der als Redner angekündigte Frankfurter Obersteuersekretär Karl Lin-

der, NSDAP-Mitglied seit 1932, war im Dritten Reich Oberbürgermeister von Frankfurt. 

NSDAP, Ortsgruppe Stuttgart, 2 9. Januar 1932 75 

Für jeden etwas: die NSDAP hatte zu jedem Berufsstand auch ihren passenden Referenten 

– für die Beamten den Oberpostinspektor oder Obersteuersekretär, für die Arbeiter, wie 

hier, einen Berliner Monteur. Die Absicht des Plakates ist evident – der Sozialdemokratie 

sollten Arbeiter abgeworben werden, – «Arbeiter! Her zu Hitler!» Man gab sich deshalb 

formal auch demokratisch und lud den SPD-Reichstagsabgeordneten Kurt Schumacher ein, 

der zugleich auch Chef der Stuttgarter Sozialdemokraten war. Als einer der Hauptaktivisten 

der «Eisernen Front», des Kampfverbandes der Sozialdemokratie, hier wie so oft von dem 

Nationalsozialisten als «blecherne Front» verunglimpft, verzichtete er allerdings auf einen 

Auftritt bei den Nazis. Trotz all solcher Bemühungen gelang es der NSDAP nicht, nennens-

werte Teile der Arbeiterschaft zu gewinnen. 

NSDAP, Ortsgruppe Cannstatt, 5. Februar 1932 76 

Eine Woche später wurden auch in Cannstatt die von der Massenarbeitslosigkeit betroffe-

nen oder bedrohten Arbeiter umworben. Bemerkenswert, wie die Nationalsozialisten ihre 

Eintrittspreise staffelten: «Erwerbslose 10 Pfennig», «Arbeiter 30 Pfennig», und auf den  
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Plakaten, die für die Beamten gedacht waren: «Beamte 50 Pfennig». Zum Vergleich: ein Fachar-

beiter verdiente, wenn er Arbeit hatte, durchschnittlich etwa eine Mark in der Stunde. 

NSDAP, Ortsgruppe Stuttgart, Reichspräsidentenwahl 

1. Wahlgang 13. März 1932 77 

Das Reiseprogramm für die Veranstaltungen zur Reichspräsidentenwahl bewältigte Hitler mit dem 

Flugzeug. Seine «Deutschlandflüge» waren von enormer propagandistischer Bedeutung und wur-

den von Teilen der deutschen Grossindustrie finanziert. Insgesamt unternahm er drei solcher Flüge, 

alle im Jahr 1932, wobei ihn bereits der erste nach Stuttgart brachte. Zur Bedeutung dieses Deutsch-

landflugprogramms heisst es bei Martin Borszat in seinem Buch «Der Staat Hitlers» (dtv Band 

4009): «Auch in technischer Hinsicht stellte die NSDAP dabei alles bisher Dagewesene in den 

Schatten. Die erstmalige Benutzung des Flugzeugs für den schnellen Propagandaeinsatz ermög-

lichte es Hitler, auf zwei einwöchigen Deutschlandflügen während der Wahlkämpfe im April 1932 

in insgesamt 46 Städten... zu sprechen. Schon das Sensationelle dieser Propaganda... trieb Hundert-

tausende zu den Hitler-Kundgebungen und liess den Führer der NSDAP als die dynamischste Figur 

der deutschen Politik erscheinen.» Zu dieser Stuttgarter Veranstaltung am 8. März zum ersten Gang 

der Reichspräsidentenwahl ist noch zu sagen, dass Hitler erst mit grosser Verspätung hier eintraf 

und Hermann Göring solange den Einpeitscher der Massen spielte. 

NSDAP, Reichspräsidentenwahl 10. April 1932 78 

Ein Textplakat dieser Art, hier schon eher im Stil einer Wandzeitung, war dazu da, die Parteigenos-

sen draussen mit dem jeweiligen «Denken» Hitlers vertraut zu machen: sie enthielten die Wahl-

kampfargumente für die Parteibasis. Die Aufmachung dieses Plakats ist recht geschickt: «Adolf 

Hitler ist der Einpeitscher der sozialen Reaktion!» Es suggeriert demnach eine nachfolgende Argu-

mentation für Hitlergegner. Auch dies ist wieder eines der Plakate, das den Kampf jener «Arbeiter-

partei» um den Arbeiter belegt. 

NSDAP, Gau Württemberg-Hohenzollern, 

Reichspräsidentenwahl, 2. Wahlgang, 10. April 1932 79 

Wie das vorhergegangene ein Argumentationsplakat zur Reichspräsidentenwahl. Bemerkenswert 

ist die suggestive Ausschliesslichkeit, mit der hier gegen den politischen Feind polemisiert wird: 

«So liegen die Dinge in Wirklichkeit. Wer das Gegenteil behauptet, ist ein feiger Lügner und Ver-

leumder». 

\SDAP, Kreis Stuttgart, Reichstagswahl 5. März 1933 80 

Einen Monat nach der Ernennung Hitlers zum Reichskanzler und wenige Tage vor der Reichstags-

wahl am 5. März, die das Schicksal der Republik besiegelt hatte, legten die Nationalsozialisten in 

der Sprache ihrer Plakate unverblümt die Brutalität ihrer Absichten an den Tag. Dass die Drohung 

mit dem «Todesstoss» nicht nur überhitztes Wahlkampfgeschrei war, sollte sich am Werdegang des 

Redners Hans Frank erweisen. Er wurde wenige Tage später bayerischer Fustizminister und war 

von April an als «Reichsjustizkommissar» zuständig für lie Gleichschaltung des Rechts in den ein-

zelnen Ländern. Nach dem Überfall mf Polen im Herbst 1939 stand Frank an der Spitze des «Ge-

neralgouvernenents», das aus dem zerschlagenen polnischen Staat eine deutsche Kolonie machen 
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sollte. Als einen der Hauptverantwortlichen für die deutsche Besatzungspolitik, die Millio-

nen Polen das Leben kostete, verurteilte das Alliierte Militärtribunal Frank im Jahr 1946 

zum Tode. 

NSDAP, Kreis Stuttgart, Reichstagswahl 5. März 1933 81 

Der Wahlsieg der Nationalsozialisten am 5. März führte nun auch in Württemberg endgül-

tig zu ihrer Machtergreifung. «Der eherne Marschtritt der braunen Bataillone» dröhnte nun 

voll in den Strassen Stuttgarts – bei den zahlreichen Wahlen des Jahres 1932 dagegen waren 

Versammlungen unter freiem Himmel durch Notverordnungen reichsweit verboten. Über-

all im Reich veranstaltete die NSDAP am Vorabend des 5. März gewaltige Aufmärsche 

und Kundgebungen, während andere Parteien sich kaum mehr auf den Strassen sehen las-

sen durften. Unverhohlen wurde auch in Stuttgart den politischen Gegnern die «Abrech-

nung» angedroht. In den bereits nationalsozialistisch regierten Ländern des Reichs waren 

Verfolgung und Verhaftung schon an der Tagesordnung. – Im Anschluss an die Kundge-

bung auf dem Marktplatz zogen die Teilnehmer hinauf zum Bismarckturm, wo sie ein «Hö-

henfeuer» entzündeten. Nach dieser Wahl waren die Nationalsozialisten mit 33,8 Prozent 

der Wählerstimmen auch hier die stärkste Partei. Eine Woche danach konnte Wilhelm 

Murr, der Gauleiter der württembergischen NSDAP, in einem «Tagesbefehl» von der «Be-

wegung, die nun beginnt, Staat zu sein», sprechen. 

Nachbemerkung zu den Plakaten  

 

Der Plakatteil enthält etwa die Hälfte der in der Ausstellung gezeigten Stücke. Für die Aus-

wahl war vor allem der Stuttgart-Bezug entscheidend. So fehlen im Plakatteil weitgehend 

die Exponate zu den Adressaten-Gruppen wie Arbeiter, Mittelständler, Christen, Frauen 

etc., die in der Ausstellung in Verbindung mit den Zwanziger-Jahre-«Typen» des Fotogra-

fen August Sander zwar eine synoptische Einheit bilden, sich aber als Komplexe im Katalog 

kaum hätten vermitteln lassen. Die Dokumentation der Stuttgarter Wahlkämpfe von 1930 

bis 1933 hat deshalb die Auswahl für den Katalog bestimmt. 
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Walter Nachtmann 

Wahlkampfmittel und 

Wahlkämpfe in Stuttgart 

1928-1933 

Die Wahlkampfmittel 

Die Wahlkämpfe in den letzten Jahren 

der Weimarer Republik unterschieden 

sich allein aus Gründen der technischen 

Entwicklung erheblich von den heutigen. 

Das Radio stand noch längst nicht in al-

len Wohnstuben und mit dem Fernsehen 

gab es gerade die ersten Versuche. Erst-

mals wurde der Rundfunk für die Wahlen 

des Jahres 1932 als Wahlkampfmedium 

eingeschaltet. Dabei gab es jedoch noch 

keine «Werbespots» im heutigen Sinn, 

man übertrug vielmehr die Reden einzel-

ner Parteiführer, die sie irgendwo im 

Reich hielten. Da aber nur sehr wenige 

Personen einen Rundfunkapparat besas-

sen, spielte diese Art der Propaganda 

kaum eine Rolle, und auch andere Wahl-

kampfmittel, wie sie die Parteileitungen 

den regionalen Organisationen anboten, 

etwa die Reden führender Persönlichkei-

ten oder Kampflieder, die auf Schallplat-

ten aufgenommen waren, damit man sie 

in lokalen Versammlungen abspielen 

konnte, waren von untergeordneter Be-

deutung. Als einziges «elektronisches» 

Medium spielte der Propagandafilm eine 

grössere Rolle. So liess die SPD zur 

Reichstags- und Landtagswahl 1928 ei-

nen Film mit dem Titel «Dein Schicksal 

– unser Schicksal» in den Versammlun-

gen und in Kinos laufen. Die NSDAP 

kündigte 1932 auf Plakaten gross ihren 

sogenannten Bewegungsfilm «Tannen-

berg» an. Aber auch diese Art der Wahl- 

werbung, die in der deutschnationalen 

«Süddeutschen Zeitung» als « amerikani-

sche Propagandamethoden» verächtlich 

gemacht wurden, blieben beim Kampf 

um die Wählerstimmen eher eine Rand-

erscheinung, denn der Wahlkampf der 

Weimarer Republik fand hauptsächlich 

auf der Strasse, in den grossen Sälen und 

den Parteilokalen statt. 

Daneben spielten die Zeitungen eine 

wichtige Rolle, denn unabhängigüberpar-

teiliche Blätter wie heute gab es in der 

Weimarer Zeit kaum: jede Partei hatte 

ihre eigenen Zeitungen und andere, die 

sich in Privatbesitz befanden, bekannten 

sich offen zu einer Partei. So gab es auch 

im damaligen Stuttgart eine Vielzahl von 

Zeitungen, die für die meisten Menschen 

neben dem Gespräch die einzige Nach-

richtenquelle waren. Die wichtigsten da-

von waren: 

Süddeutsche Arbeiter Zeitung (SAZ) – 

KPD (Kommunistische Partei Deutsch-

lands) 

Schwäbische Tagwacht (STW) –  

SPD (Sozialdemokratische Partei 

Deutschlands) 

Deutsches Volksblatt (DVB) –  

(Zentrum) 

Stuttgarter Neues Tagblatt (SNT) –  

DDP (Deutsche Demokratische Partei) 

Württemberger Zeitung (WZ) – Liberal 

und aus dem Hause des Neuen Tagblatt; 

mit der Arbeiterschaft als Adressaten-

kreis 

Schwäbischer Merkur (SM) –  

DVP (Deutsche Volkspartei) 

Christlicher Volksdienst (CVD) –  

CVD (Christlicher Volksdienst) 

Schwäbische Tageszeitung (STZ) –  

Bauern- und Weingärtnerbund 

Süddeutsche Zeitung (SZ) –  

DNVP (Deutschnationale Volkspartei) 

NS-Kurier (NSK) – 

Walter Nachtmann, gebo-

ren 1952; Studium der Ge-

schichte, Germanistik und 

Politik in Stuttgart; seit 

Sommer 1980 Mitarbeit 

am Projekt Zeitgeschichte. 
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NSDAP (Nationalsozialistische  

Deutsche Arbeiterpartei) 

Welche Bedeutung man der Wirkung der 

Parteipresse während des Wahlkampfes 

beimass, verdeutlicht ein Aufruf an die 

Leser der «Schwäbischen Tagwacht» 

nach der Auflösung des Reichstags im 

Jahre 1928: 

Die erste Wahlarbeit muss sein, die sozi-

aldemokratische Presse zu verbreiten. An 

dieser Arbeit hat sich jeder Parteige-

nosse ohne Unterschied (zu) beteiligen. 

Sagt euren Freunden, Bekannten, Kolle-

gen, dass sie sofort ein sozialdemokrati-

sches Blatt bestellen müssen, wenn sie 

ihre Pflicht in dem nun beginnenden 

Kampfe erfüllen wollen.  

(STW 2. 4. 28, S. 1) 

Der «NS-Kurier» rief 1932 seine Leser in 

einer Ausgabe gleich zweimal auf: 

Unbedingte Pflicht jedes einzelnen NS-

Kurier-Lesers ist es, den NS-Kurier wei-

terzugeben oder in fremde Briefkästen zu 

stecken. Der NS-Kurier ist die beste 

Waffe gegen Lüge und Verleumdung im 

Reichstagswahlkampf.  

(NSK 9./10. 7. 32, S. 3 und 11). 

Anders gestaltete sich dagegen 1932 das 

Verhalten der beiden liberalen Zeitungen 

zu den Parteien, die ihnen nahestanden. 

Sowohl das «Stuttgarter Neue Tagblatt» 

als auch der «Schwäbische Merkur» hat-

ten im März und April noch vehement die 

Kandidatur Hindenburgs zum Reichsprä-

sidenten unterstützt. Aber als nach den 

Wahlniederlagen 1932 DVP und DDP 

nur noch den Charakter von Splitterpar-

teien hatten, wurden auch «ihre» Zeitun-

gen reservierter. 

Noch wichtiger allerdings als die Zeitun-

gen waren die «klassischen» Wahl-

kampfmedien: Flugblätter, Flug- und 

Kampfschriften wie auch Wahlkampfzei-

tungen wurden von den einzelnen Orts-

gliederungen der Parteien an Passanten 

verteilt oder in die Briefkästen geworfen. 

In diesen Veröffentlichungen kommen-

tierte man die tagespolitischen Ereignis- 

se, legte die Forderungen und Vorstellun-

gen der Partei dar und griff die politi-

schen Gegner an. Besonders beliebt wa-

ren auf den Flugblättern und in den Wahl-

kampfzeitungen Karikaturen der Gegner, 

wobei diese Karikaturen (meist) im Zu-

sammenhang mit dem Text standen. 

Die Flug- und Kampfschriften, meist für 

10 oder 20 Pfennig zu kaufen, hatten 

kaum einmal mehr Umfang als 20 Seiten 

und beschäftigten sich darin mit den po-

litischen Vorstellungen der eigenen Par-

tei oder griffen die Vorwürfe der anderen 

Seite auf und versuchten, sie zu entkräf-

ten. Eine andere Spielart war, dass Perso-

nen ihren politischen Richtungswechsel 

zu rechtfertigen versuchten, nicht ohne 

ihre alten Gesinnungsfreunde dabei kräf-

tig anzugreifen. 

Ein bedeutender Werbeträger waren na-

türlich auch die Plakate, bei denen man 

drei Arten unterscheiden kann: der eine, 

meist reichsweit verbreitete Teil bestand 

aus graphisch und psychologisch gut 

durchdachten Bildplakaten, die über die 

optische Identifikation den Wähler beein-

flussen sollten. Die zweite Gruppe um-

fasste die reinen Textplakate, die allen-

falls mit einem Parteiemblem als augen-

fälligem Reiz versehen waren. Sie hatten 

die Funktion, den Leser mit den Gedan-

ken der Partei vertraut zu machen, den 

Parteimitgliedern selber aber eine Grund-

lage für Diskussionen zu geben, wie dies 

etwa aus einem Aufruf des NS-Kuriers 

vom 6. April 1932 an die Parteimitglieder 

hervorgeht: 

Achtung! Ab heute hängt täglich ein 

neues Textplakat an der Plakatsäule. 

Parteigenossen! Diskutiert überall über 

den angegebenen Gedanken Adolf Hit-

lers. 

Die dritte Gruppe setzte sich aus Veran-

staltungsplakaten zusammen, auf denen 

zu den Kundgebungen der Parteien ein-

geladen wurde; in der Aufmachung wa-

ren sie den Textplakaten ähnlich, konnten 

aber auch einfacher gehalten sein. Eine 

spezielle Form waren die «Einschreibe-

Plakate», in deren vorgedruckten Teil 

sich die jeweiligen Veranstaltungen von 
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Hand eintragen liessen. Sie wurden ent-

weder von den Parteien selbst geklebt 

oder Firmen übernahmen diese Aufgabe. 

Darüber hinaus gab es aber auch noch 

Klebezettel, meist mit einem kernigen 

Spruch oder einem Parteiabzeichen; sie 

wurden auf allen möglichen Gegenstän-

den sowie an Häusern, Mauern und Zäu-

nen angebracht. Diese Klebezettelaktio-

nen nahmen so überhand, dass sich das 

Stuttgarter Polizeipräsidium zur Reichs-

präsidentenwahl 1932 gezwungen sah, 

spezielle Streifen zusammenzustellen, 

die sich nachts auf die Jagd nach solchen 

Zettelklebekolonnen machten, die 

manchmal bis zu 200 Mann stark waren 

und ganze Häuser bei ihren nächtlichen 

Streifzügen durch die Stadt in Plakatsäu-

len verwandeln konnten  

(SNT Nr. 161, 8.4.32). 

Die wichtigsten Aktionen während der 

Wahlkämpfe waren die öffentlichen Ver-

sammlungen der Parteien in den grossen 

Sälen der Stadt oder auf den Strassen und 

Plätzen, insofern Versammlungen unter 

freiem Himmel nicht gerade durch Not-

verordnungen oder Erlasse der Polizei-

präsidien verboten waren, wie fast immer 

während der Wahlkämpfe des Jahres 

1932. Die drei Hauptorte für die Ver-

sammlungen und Massenkundgebungen 

der Parteien in Stuttgart waren die Stadt-

halle auf dem Gelände des heutigen Süd-

deutschen Rundfunks, die Liederhalle 

und der Dinkelackersaal in der Hohen-

staufenstrasse. Aber in den letzten Wahl-

kämpfen der Weimarer Republik reichten 

selbst diese grossen Säle, die zwischen 

3‘000 und 8‘000 Personen fassten, nicht 

mehr aus, um die andrängenden Men-

schenmassen unterzubringen. So wurde 

die Hitler-Rede am 15. Februar 1933 auf 

mehrere Plätze im Stuttgarter Stadtgebiet 

übertragen. Auch für die Kundgebungen 

Hitlers und Thälmanns zur Reichspräsi-

dentenwahl war die Stadthalle für die je-

weils 15’000 Zuhörer viel zu klein. Jede 

der grossen Parteien hielt mehrmals wäh-

rend eines Wahlkampfes solche Massen-

veranstaltungen ab, auf denen die führen-

den Parteifunktionäre aus dem Reich und 

dem Land sprachen. Mit diesen Massen- 

kundgebungen war zugleich eine weitere 

beliebte Propagandamethode verbunden: 

die Deutschlandflüge oder Deutschland-

reisen der führenden Parteirepräsentan-

ten. In der Parteipresse wurde dann täg-

lich über die jeweils letzte Station und die 

«Erfolge» dort berichtet. Daneben gab es 

noch für jede Wahl eine Reihe von Ver-

sammlungen, die von den einzelnen Orts-

gruppen, Ortsvereinen oder Bezirksgrup-

pen in ihren üblichen Versammlungslo-

kalen und, wenn die zu klein waren, in 

grösseren Sälen abgehalten wurden. Dort 

sprachen dann die lokalen Parteiredner 

und warben für ihre Vorstellungen. Die 

örtliche Parteipresse berichtete in aller 

Regel sehr ausführlich über solche Ver-

anstaltungen auf der untersten Partei-

ebene, die vor Wahlen einen fast inflatio-

nären Charakter bekamen. Allein in Stutt-

gart fanden zwischen dem 1. April 1931 

und dem 24. April 1932 insgesamt 1938 

Versammlungen politischer Parteien 

statt, wobei in diesen Zahlen noch nicht 

einmal die Versammlungen zur Oberbür-

germeisterwahl im April 1931 enthalten 

sind. Anders als in Württemberg hielt in 

Stuttgart die KPD die meisten Veranstal-

tungen ab. Allein 1931 brachten es die 

Kommunisten auf 873 Versammlungen, 

gefolgt von der NSDAP mit 598 und der 

SPD mit 170. Die Aktivitäten der anderen 

Parteien lagen deutlich darunter: DNVP 

82, Volksrechtspartei 44, Zentrum 43, 

Christlicher Volksdienst 37, DDP 18, 

DVP 9, Bauern- und Weingärtnerbund 7. 

Andere Organisationen waren insgesamt 

mit 57 politischen Veranstaltungen ver-

treten; Zahlen, die zeigen, dass die politi-

sche Aktivität hauptsächlich bei den radi-

kalen Parteien lag, die sich auf eine ak-

tive, an Aktionen ausgerichtete Mitglie-

derschaft stützen konnten. Dieser Mas-

seneinsatz dürfte mit ein Grund dafür 

sein, dass die radikalen Parteien ihre Po-

sitionen ausbauen konnten, während an-

dere, die kaum in der Öffentlichkeit er-

schienen, Niederlagen einstecken muss-

ten. Bei solchen Versammlungen traten 

manchmal neben den Rednern auch 

Spielscharen auf, um mit szenischen Mit- 
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teln oder auch Sprechchören die Thesen 

zu verdeutlichen. Die wohl wichtigste 

Gruppe war dabei der von Friedrich Wolf 

geleitete «Spieltrupp Südwest», der für 

die KPD warb und dabei in kommunisti-

schen Versammlungen wie auch allein 

auftrat. Die anderen Parteien, besonders 

SPD und NSDAP, gründeten ähnliche 

Gruppen, die jedoch nie an die Bedeutung 

des Spieltrupp Südwest heranreichten. 

Eine andere Form der öffentlichen Wäh-

lerwerbung waren die Propagandamär-

sche» der Parteien oder deren Gliederun-

gen. Solche Märsche führten in geschlos-

sener Formation mit Fahnen und Kapel-

len durch die Strassen einzelner Wohnge-

biete und endeten meist mit Kundgebun-

gen auf einem der grossen Plätze der In-

nenstadt oder in der Stadthalle. Oft kam 

es bei dieser Art der Parteiwerbung oder 

nach deren Abschluss zu Zusammenstös-

sen mit den politischen Gegnern, die dann 

in blutige Strassenschlachten ausarteten. 

Im Mai 1931 führte ein solcher Propagan-

damarsch der NSDAP durch Heslach, für 

die Nationalsozialisten damals das «Rote 

Wedding Stuttgarts», zu derartig schwe-

ren Zusammenstössen, dass die württem-

bergische Regierung die SA in Württem-

berg zeitweilig verbot. Die letzten Wahl-

kampfmittel am Wahltag selber waren die 

Wahlschleppdienste. Die Parteien beob-

achteten nämlich sehr genau, wer zur 

Wahl ging. Nichtwähler wurden darauf-

hin von Mitgliedern der Parteien aufge-

sucht oder man steckte ihnen ausgefüllte 

Zettel mit dem zuständigen Wahllokal in 

den Briefkasten, auf denen ihnen nahege-

legt wurde, doch noch zur Wahl zu gehen 

und für die jeweils werbende Partei zu 

stimmen. Für Gebrechliche gab es dabei 

sogar einen besonderen Fahrdienst der 

einzelnen Parteien. 

All diese Mittel wurden im Wahlkampf 

eingesetzt, wobei sich die Hauptaktivitä-

ten auf die Samstage und die letzte Wo-

che vor der Wahl konzentrierten. Der 

Hauptwahlkampftag war immer der 

Samstag vor der Wahl. Aus den Berichten 

der Zeitungen ist zu entnehmen, dass an 

diesem Tag die Strassen der Innenstadt  

regelmässig mit Flugblättern übersät wa-

ren. 

Die Wahlkämpfe in Stuttgart 

Die letzten Jahre der Weimarer Republik 

waren durch einen fast permanenten 

Wahlkampf gekennzeichnet. In der Zeit 

zwischen Mai 1928 und März 1933 fan-

den in Stuttgart nicht weniger als 12 

Wahlen statt. Seit dem Dezember 1931 

folgte fast ohne Pause eine Wahl der an-

deren: am 6. Dezember 1931 wurde die 

Hälfte des Gemeinderats neu gewählt, am 

13. März und 10. April 1932 fanden die 

beiden Wahlgänge für die Reichspräsi-

dentenwahl statt. 14 Tage später, am 24. 

April 1932, wurde der Landtag neu ge-

wählt, am 31. Juli 1932, am 6. November 

1932 und am 5. März 1933 waren Reichs-

tagswahlen. All diese Wahlen fielen in 

eine sich verschärfende politische und 

wirtschaftliche Krise, die gleichzeitig zur 

Radikalisierung und Polarisierung der 

deutschen Gesellschaft führte. Die Wahl-

kämpfe verloren die Betulichkeit des Jah-

res 1928; sie wurden im wahrsten Sinne 

des Wortes zu Kämpfen, in denen sich die 

Gegner unerbittlich gegenüberstanden; 

zu einem demokratischen Dialog waren 

sie nicht mehr in der Lage. 

Die Wahlen des Jahres 1928 

Reichstags- und Landtagswahlen  

20. Mai 1928 

Das Jahr 1928 war sowohl wirtschaftlich 

als auch politisch das stabilste der Wei-

marer Republik. Nach der Inflation des 

Jahres 1923 und der Einführung der Ren-

tenmark war es in Deutschland zu einem 

wirtschaftlichen Aufstieg gekommen, der 

breiten Kreisen, besonders der Mittel-

schicht, zu einem gesicherten Einkom-

men verholfen hatte. In diesen «Goldenen 

Zwanzigern» waren die Menschen, da es 

ihnen relativ gut ging, wenig an Politik 

interessiert, was sich auch in den Wahl-

beteiligungen von 1928 niederschlug, die 

zu den niedrigsten während der Weima-

rer Republik gehörten. Auch die Wahl-

kämpfe des Jahres 1928 verliefen in die- 
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ser fast unpolitischen Sphäre. 

Am 20. Mai war der Reichstag neu zu 

wählen. Dies wurde in vielen Ländern, so 

auch in Württemberg, mit den fälligen 

Landtagswahlen verbunden. Noch gab es 

dabei nicht, wie später üblich, die ständi-

gen Schlägereien; lediglich bei einer Ver-

anstaltung der Religiösen Sozialisten 

kam es zu einem Zwischenfall, als Natio-

nalsozialisten unter Radau den Saal ver-

liessen (STW 8.5.28). Die Parteien hiel-

ten ihre Versammlungen ab, verteilten 

ihre Flugblätter, klebten ihre Plakate und 

hofften, dass die Wähler ihre Politik gut-

heissen würden. Lediglich die SPD war 

vor dieser Doppelwahl im grösseren Stil 

aktiv und hielt allein in der Woche vom 

12. bis 19. April sie in Stuttgart 20 öffent-

liche Wählerversammlungen ab. Dazu 

kamen noch Veranstaltungen der ihr na-

hestehenden Organisationen, die ver-

suchten, Zielgruppen anzusprechen, die 

nicht von Vornherein zu den Wählern der 

SPD zählten, wie Beamte, Angestellte, 

evangelische und katholische Christen 

oder Jugendliche. In ihrer Argumentation 

griff die SPD, die sowohl im Reich als 

auch im Land in der Opposition stand, be-

sonders die Politik der einzelnen Regie-

rungen an und versuchte aufzuzeigen, 

dass die Politik der bürgerlichen Parteien 

nur auf den Schultern der Arbeiter und 

anderer Erwerbstätiger ausgetragen wür-

de. 

Der grosse Sieger beider Wahlen war 

dann auch in Stuttgart die SPD, die bei 

den Reichstagswahlen 6,9 und bei den 

Landtagswahlen sogar 12,8 Prozent hin-

zugewinnen konnte und mit 31 Prozent 

stärkste Partei hier wurde. Fast alle ande-

ren Parteien mussten Verluste hinneh-

men, wobei die Württembergische Bür-

gerpartei, die KPD und die NSDAP be-

sonders stark verloren. 

Gemeinderatswahl 9. Dezember 1928 

Der Wahlkampf zu den Gemeinderats-

wahlen war dann noch betulicher, da die 

bürgerlichen Parteien kommunale Wah-

len ohnedies als nicht sonderlich wichtig 

ansahen. Wie schon bei den Reichstags- 

wahlen war auch hier die SPD der Sieger; 

sie gewann gegenüber 1925 wiederum 

6,9 Prozent hinzu. Von den Verlusten 

stark getroffen wurden neben der DDP 

aufs Neue die Württembergische Bürger-

partei und die KPD. Kennzeichnend für 

die Wahl war die mit 52,3 Prozent äus-

serst schlechte Wahlbeteiligung. Ledig-

lich die Gemeinderatswahl am 6. Dezem-

ber 1925 lag mit ihren 44 Prozent noch 

darunter. 

Die Radikalisierung der politischen At-

mosphäre nach Beginn der Weltwirt-

schaftskrise drückte sich besonders in den 

Wahlkämpfen aus. Waren sie 1928, von 

einigen Störungsversuchen abgesehen, 

noch ruhig verlaufen, so gehörten von 

1930 an Saal- und Strassenschlachten zur 

Tagesordnung, nicht nur während der 

Wahlkämpfe, sondern auch in den Zeiten 

dazwischen. – Die Fäuste begannen die 

Argumentation zu ersetzen. 

Sturz des Kabinetts Müller, Kabinett 

Brüning 

Der Anstieg der Arbeitslosenzahlen in-

folge der Wirtschaftskrise und die rück-

gängigen Steuereinnahmen der öffentli-

chen Hand führten zu einer Finanzkrise 

des Staates. Die berliner Regierungskoa-

lition unter dem Sozialdemokraten Her-

mann Müller konnte sich auf keine Lö-

sung der Finanzprobleme einigen. Wäh-

rend die SPD eine stärkere Besteuerung 

der Höherverdienenden und eine Erhö-

hung der Beiträge für die Arbeitslosen-

versicherung forderte, um die Unterstüt-

zung der Arbeitslosen zu sichern, war das 

Ziel der liberalen Parteien eine Senkung 

der Arbeitslosenunterstützung und ein 

Abbau der Sozialleistungen des Reichs, 

der Länder und der Gemeinden, damit die 

Industrie nicht durch Steuererhöhungen 

belastet würde. Da im Kabinett kein 

Kompromiss gefunden werden konnte, 

trat die Regierung Müller daraufhin zu-

rück und Hindenburg ernannte am 28. 

März gemäss § 48 der Reichsverfassung 

den Zentrumspolitiker Heinrich Brüning 

zum Reichskanzler. Brüning allerdings, 

der ein Minderheitenkabinett bildete, 
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konnte sich im Reichstag nicht durchset-

zen, was Hindenburg wiederum veranlass-

te, den Reichstag aufzulösen und für den 

14. September Neuwahlen auszuschrei-

ben, wie er es Brüning versprochen hatte. 

Reichstagswahl vom 14. September 1930 

Nach dieser Auflösung entbrannte sofort 

der Kampf um die Wählerstimmen. Be-

sonders aktiv traten die radikalen Parteien 

in Erscheinung, die 1928 kaum grösseren 

Einfluss hatten, da sie in der wirtschaftlich 

stabilen Lage ihre Anhänger nicht mobili-

sieren konnten. Ziel sowohl der KPD als 

auch der NSDAP war die Beseitigung des 

«Systems». Beide Parteien unterschieden 

sich jedoch stark in den Zielen, die sie an-

strebten: Die NSDAP wollte Deutschlands 

Grösse wiederherstellen, den Versailler 

Vertrag aufheben und die Politik der 

«volksverräterischen Regierungen» seit 

1918 beenden. Die KPD dagegen forderte 

die Errichtung der «Diktatur des Proletari-

ats» und des Sowjetstaats unter ihrer Füh-

rung, damit die Ausbeutung der Arbeiter 

durch die Kapitalisten ein Ende habe. 

Daraus ergaben sich auch die unterschied-

lichen Ansprechpartner der beiden Par-

teien. Die NSDAP umwarb vor allem den 

Mittelstand und die national eingestellten 

Kreise der Arbeiter. Die KPD indes be-

schränkte ihre Wahlwerbung fast aus-

schliesslich auf die Arbeiter, das Wähler-

reservoir der SPD. Deshalb führte die 

KPD ihren Kampf in erster Linie gegen die 

SPD. In Anlehnung an ihre Analyse des 

Faschismus bezeichnete sie die SPD als 

«Sozialfaschisten» und warf ihr bis 1933 

immer wieder den Verrat der Arbeiterinte-

ressen vor. Gleichzeitig führte sie eine 

Kampagne für eine antifaschistische Akti-

onseinheit, um so hauptsächlich auf loka-

ler Ebene Anhänger und Mitglieder der 

SPD für sich zu gewinnen. Durch dieses 

zwiespältige Verhalten wurde die Spal-

tung der organisierten Arbeiterschaft, auch 

in deren Vereinen und Verbänden, noch 

vertieft. 

Die SPD wiederum sah sich gezwungen, 

ihren Wahlkampf, der sich hauptsächlich 

gegen die Sozial- und Wirtschaftspolitik 

der Regierung Brüning richtete, auch ge-

gen die radikalen Parteien zu führen. Sie 

erfand dazu den Begriff des «Komu-

Nazi», mit dem sie die antidemokrati-

schen Tendenzen in beiden Parteien an-

griff und ihre potentiellen Wähler warnte. 

Die anderen Parteien sahen in der NS-

DAP noch keine sonderliche Gefahr. Ihre 

vorrangigen Ziele während des Wahl-

kampfs waren die Bewältigung der Wirt-

schaftskrise und die Stärkung ihrer Wäh-

lerschaft, wobei es die unterschiedlichs-

ten Vorstellungen gab. Der Wahlkampf 

in Stuttgart war der bisher erbittertste; 

nun kam es zum erstenmal zu Massen-

schlägereien zwischen den politischen 

Gegnern. Anders als im Reich brachte 

diese Wahl in Stuttgart noch nicht den la-

winenartigen Sieg der NSDAP, wenn sie 

sich auch gegenüber 1928 von 2,5 auf 9,8 

Prozent verbesserte, damit aber weder an 

den Erfolg in Württemberg noch an den 

im Reich heranreichte. Ihre Stimmen ka-

men hauptsächlich aus den bürgerlichen 

Parteien, die leichte Stimmenverluste 

hinnehmen mussten. Auf der anderen 

Seite konnte die SPD ihre glänzende Po-

sition von 1928 nicht mehr halten und 

verlor 5,6 Prozent der Stimmen, vor al-

lem an die KPD, die ihre Wähler wieder 

zu mobilisieren verstanden hatte. 

Der Grund für die hohen Stimmenge-

winne besonders der radikalen Parteien 

lag auch an der hohen Wahlbeteiligung 

im Vergleich zu 1928. Dies wird beson-

ders deutlich, wenn man die absoluten 

Zahlen betrachtet: gegenüber 1928 gin-

gen 30725 Wähler mehr zur Urne, dabei 

konnte die NSDAP 16812 und die KPD 

8473 Stimmen hinzugewinnen, während 

die SPD lediglich 2783 Stimmen verlor. 

Dies zeigt, dass die Gewinne der radika-

len Parteien aus dem Reservoir der Nicht-

wähler und der Jungwähler kamen, die 

von beiden intensiv umworben wurden. 
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Die Kommunalwahlen des Jahres 1931 

Von den Wahlkämpfen her betrachtet 

war für Stuttgart das Jahr 1931 relativ ru-

hig. Zwar kam es zwischen den Wahlen 

immer wieder zu teilweise schweren Zu-

sammenstössen der politischen Gruppen, 

die Wahlkämpfe selbst liefen dagegen 

meist ruhig ab, wenn auch hin und wieder 

Veranstaltungen massiv gestört oder gar 

gesprengt wurden. Es war ein Jahr der 

Kommunalwahlen: am 26. April die 

Oberbürgermeisterwahl und am 6. De-

zember die Neuwahl der Hälfte des Ge-

meinderats. Anders als bei den Reichs-

tagswahlen begann der Wahlkampf hier 

erst sehr spät; Oberbürgermeister Dr. 

Lautenschlager, der wieder kandidierte, 

wurde dabe von der NSDAP heftig ver-

leumdet, sonst aber von nahezu allen Par-

teien, angefangen bei der SPD bis zur 

DNVP, unterstützt wurde. Die NSDAP 

hatte den Stadtamtmann im Gaswerk, Dr. 

Karl Strölin, aufgestellt, die KPD den 

Reichstagsabgeordneten Ernst Torgier. 

Zum ersten Mal wandte die NSDAP hier-

bei eine Taktik an, die dann auch für die 

Gemeinderatswahl im Dezember für 

Stuttgart bedeutsam werden sollte: Strö-

lin zumindest versuchte, einen sachlichen 

Wahlkampf zu führen, ohne Lautenschla-

ger anzugreifen, um damit leichter Stim-

men aus dem bürgerlichen Lager zu be-

kommen. Strölin kommentierte diese 

Taktik in einem Entwurf zu seiner Auto-

biographie folgendermassen: «Ich wollte 

das Opfer der Beteiligung am Wahl-

kampf bringen, aber unter der Bedin-

gung, dass er von unserer Seite fair ge-

führt wurde. Das war damals dann, aller-

dings ganz gegen meinen Willen, nicht 

immer der Fall.» 

Die Parteipresse und die anderen Agita-

toren der Partei dagegen betrieben den 

üblichen «Terrorwahlkampf», indem sie 

verleumdeten, prügelten und ihre Gegner 

einschüchterten. Schwerpunkte der 

Wahlaussagen Strölins waren die Nöte 

des Mittelstandes, der durch die Wirt-

schaftskrise in starke Bedrängnis geraten 

war. Die NSDAP trat im Wahlkampf mit 

der Parole an «Wählt den Kandidaten des 

schaffenden Volkes, Dr. Strölin». Auch 

die Wahlkundgebungen Strölins verlie-

fen nicht ungestört. Ein Mitarbeiter Strö-

lins erinnert sich noch heute an eine Be-

gebenheit in Botnang: «Als er damals in 

Botnang gesprochen hat als Oberbürger-

meisterkandidat, da war ich auch dabei, 

da hat mich die Menschenmasse sehr 

nachhaltig beeindruckt. Botnang war eine 

kommunistische Hochburg und die Kom-

munisten hatten sich auch bei dieser Ver-

sammlung, die im Freien stattfand, zahl-

reich eingefunden und ein furchtbares 

Geschrei und Gegröle veranstaltet. Das 

hat mich getroffen und mich abgestossen 

und mir hat Strölin leidgetan, der ver-

suchte, sich Gehör zu verschaffen, aber 

dann hauptsächlich niedergeschrien 

wurde.» 

Leichter hatten es die Parteien, die sich 

für die Wiederwahl Lautenschlagers ein-

traten, denn ihre Argumentation be-

schränkte sich hauptsächlich auf die Leis-

tungen, die Lautenschlager in seiner 

Amtszeit seit 1911 für die Stadt erbracht 

hatte. Da das Spektrum der Parteien ext-

rem breit war, kam es zu leichteren Span-

nungen zwischen den Flügeln dieser 

«Koalition». Besonders die liberalen Par-

teien sahen es nicht sonderlich gern, dass 

Lautenschlager auch von der SPD unter-

stützt wurde. 

Der kommunistische Kandidat Torgier 

forderte, wie es in der KPD üblich war, in 

erster Linie die Schaffung einer Sowjet-

gemeinde, in der die Interessen der Ar-

beiter im Mittelpunkt der Politik der Stadt 

stehen sollten. Die Wahl selbst brachte, 

keinesfalls überraschend, den Sieg Lau-

tenschlagers, der 69,7 Prozent der Stim-

men erhielt. Abgeschlagen folgten die 

Kandidaten der radikalen Parteien: Strö-

lin erhielt 15,6 und Torgier 14,7 Prozent. 

Trotzdem war die NSDAP mit ihrem Er-

gebnis äusserst zufrieden. Hatte sie doch, 

was sie sich zum Ziel gesetzt hatte, ihren 

Stimmenanteil im Vergleich zur Reichs-

tagswahl von 1930 um 5,8 Prozent über-

troffen. Wie wichtig diese Wahl für die 

Nationalsozialisten war, lässt sich auch 

Karl Lautenschlager (15.5. 

1868 bis 6.12.1952), seit 

1911 Oberbürgermeister 

von Stuttgart. Als Parteilo-

ser von den Nationallibera-

len aufgestellt. Nach der 

Revolution von 1918 auf 

der Seite des demokrati-

schen Systems. 1921 und 

1931 wiedergewählt. Am  

9. Mai 1933 wegen Errei-

chens der Altersgrenze 

«offiziell» ausgeschieden, 

nachdem ihn die NSDAP 

schon vorher durch den 

Staatskommissar Strölin 

kaltgestellt hatte. 

Karl Strölin wurde am 

21.10.1890 in Berlin als 

Sohn eines württembergi-

schen Offiziers geboren. 

Nach seiner Zeit als Be-

rufsoffizier und seinem Stu-

dium schloss er sich 1923 

der NSDAP an. 1925 Par-

teiaustritt, weil er sonst 

seine Beamtenstelle bei 

der Stadtverwaltung verlo-

ren hätte. 1931 Wiederein-

tritt. Am 16. März 1933 er-

nannte ihn Staatspräsident 

Murr zum Staatskommissar 

für Stuttgart. Von 1. Juli 

1933 bis 22. April 1945 war 

er Oberbürgermeister von 

Stuttgart. 

Ernst Torgier (* 25.4. 

1893, Berlin), war seit 

1924 Mitglied des Reichs-

tags und dort im Frakti-

onsvorstand der KPD. 

1933 wurde er wegen des 

Reichstagsbrands mit an-

geklagt, musste aber frei-

gesprochen werden. 1935 

schloss ihn die KPD aus, 

weil er sich 1933 den Na-

tionalsozialisten gestellt 

hatte. Nach dem Krieg 

Eintritt in die SPD. 
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daran erkennen, dass am 24. April in der 

Stadthalle Hitler selbst in den Wahl-

kampf eingriff. 

Die nächste Wahl stand seit Langem fest, 

denn nach der württembergischen Ge-

meindeordnung mussten alle drei Jahre 

die Hälfte der Gemeinderäte neu gewählt 

werden. Der traditionelle Termin dafür 

war in Stuttgart der erste oder zweite 

Sonntag im Dezember. 1931 gingen die 

Stuttgarter am 6. Dezember zur Wahl. 

Wie schon im April beschränkte sich die 

eigentliche Wahlkampfphase auf die 

letzte Woche vor den Wahlen, da man in 

den Parteien Kommunalwahlen nicht als 

sonderlich wichtig ansah. Anders als bei 

allen anderen Wahlen spielten in den Ge-

meinderatswahlkämpfen lokale Interes-

sengruppen eine wichtige Rolle, da sie 

ihre Mitglieder und ihnen nahestehende 

Personenkreise aufforderten, nur be-

stimmte Kandidaten aus verschiedenen 

Parteien ihre Stimme zu geben. Dies 

wurde durch das Wahlrecht ermöglicht, 

das Kumulieren, also Stimmenhäufung 

bei einzelnen Kandidaten bis zu drei 

Stimmen, wie auch heute noch, zuliess. 

Der Wahlkampf der Nationalsozialisten 

konzentrierte sich, neben den stereotypen 

Forderungen der Partei nach Abschaf-

fung des Systems der «Katastrophen- und 

Bonzen-Politik» auf die Wirtschaftspro-

bleme. Im Zentrum stand die Parole «Ge-

meinnutz vor Eigennutz». Strölin defi-

nierte diese Forderung in einem Artikel, 

den das Stuttgarter «Neue Tagblatt» ver-

öffentlichte, als «die Unterstellung der 

Einzelinteressen unter das Interesse der 

Nation». Darin sah er die «Synthese» 

zwischen dem «anarchistischen Wirt-

schaftsliberalismus» und dem «Bolsche-

wismus, der die Eigeninteressen durch 

Zwang unterdrückt»  

(SNT Nr. 560 v. 30.11.1931). 

Die liberalen Parteien DDP und DVP so-

wie die konservative Volksrechtspartei 

hatten sich zu einer «Bürgerlichen Ein-

heitsliste» zusammengeschlossen, die 

dafür eintrat, den Einfluss des Bürger-

tums und des Mittelstandes auf die Kom-

munalpolitik zu sichern. Ihr Ziel war die 

Beschränkung der Gemeindeausgaben 

auf das Notwendigste und die Unterstüt-

zung des Mittelstandes durch Auftrags-

vergabe der Gemeinde an Handwerk und 

Handel. Entschieden lehnten sie jeden 

Versuch der Einflussnahme des Staates 

auf die Wirtschaft ab. Ähnlich waren 

auch die Aussagen der DNVP, die je-

doch, was die Ablehnung des «Systems» 

betraf, der NSDAP näherstand. 

Die SPD stellte die soziale Sicherung der 

Erwerbstätigen und Erwerbslosen in den 

Mittelpunkt ihres Wahlkampfs. Der 

zweite Schwerpunkt war der Kampf ge-

gen NSDAP und KPD, die ihrerseits die 

SPD kräftig angegriffen hatten. Zu den 

wirtschaftlichen Überlegungen Ströhns 

nahm der Parteivorsitzende Otto Wels 

auf einer Kundgebung in der Stadthalle 

Stellung: «Alle blinden Feinde des Mar-

xismus fordere er auf daran zu denken, 

dass der Kern der Lehre eigentlich eine 

Kontrolle der Gesellschaft über private 

Ausbeutungsbestrebungen sei» (SNT 4. 

12.31 S. 5). Die KPD forderte, wie schon 

in den Oberbürgermeisterwahlen, die So-

wjetgemeinde, in der die Entscheidungen 

an den Interessen der Arbeiterschaft und 

nicht an denen der Kapitalisten und Aus-

beuter orientiert sei. 

Der Wahlkampf selbst verlief wieder re-

lativ ruhig, wenn es auch zu schweren 

Zusammenstössen zwischen dem 

Reichsbanner und der NSDAP im An-

schluss an die Kundgebung mit Otto 

Wels kam, die zahlreiche Verletzte for-

derten. Der Samstag vor der Wahl verlief 

für die meisten überraschend ruhig. Le-

diglich in der Nacht zum Sonntag kam es 

zu vereinzelten Schlägereien zwischen 

politischen Gegnern. 

Das Ergebnis der Wahl stimmte im Gros-

sen und Ganzen mit dem Trend bei den 

vorhergehenden Wahlen überein. Der 

NSDAP gelang es erstmals, Vertreter in 

den Gemeinderat zu entsenden. Hatte sie 

1928 nur 1,1 Prozent der Stimmen erhal-

ten, so waren es nun 21,5 Prozent, die vor 

allem aus dem liberalen Lager kamen, 

das trotz der Einheitsliste Einbussen von 

16,6 Prozent hinnehmen musste. Ihr 

Stimmenanteil sank damit von 27,7 auf 

11,1 Prozent. Geringere Verluste hatte  

 

Das «Reichsbanner 

Schwarz-Rot-Gold» war 

eine Schutztruppe der re-

publikanischen Parteien 

von Mitgliedern der SPD, 

des Zentrums und der 

DDP zur Verteidigung der 

Weimarer Republik ge-

gründet. 3‘000‘000 Mitglie-

der, grösstenteils aus der 

SPD, die auch die Füh-

rungskräfte stellte. Nach 

der Machtübernahme Hit-

lers verboten. 
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die DNVP mit 2,4, der Christliche Volks-

dienst mit 0,9 und das Zentrum mit 0,6 

Prozent. 

Überdurchschnittlich hoch dagegen wa-

ren die Verluste der SPD mit 9,2 Prozent. 

Davon profitierten die KPD und die in 

Stuttgart relativ starke KPO, die zusam-

men 10,6 Prozent dazugewannen. Der 

prozentuale Unterschied zwischen SPD 

und KPD war auf 4,3 Prozent zusammen-

geschmolzen. Die Differenz zwischen 

dem kommunistischen Block (KPD und 

KPO) und der Sozialdemokratie betrug 

nur noch 0,3 Prozent. 

Trotz dieser prozentualen Verschiebun-

gen gewannen fast alle Parteien, betrach-

tet man die absoluten Zahlen, Stimmen 

hinzu. Obwohl die SPD 9,2 Prozent ver-

lor, erhielt sie rund 6’000 Stimmen mehr 

als 1928. Lediglich die liberalen Parteien 

mussten auch einen spürbaren Rückgang 

der Wählerstimmen verzeichnen. Damit 

ist auch die Ursache für die gewaltige 

Stimmenverschiebung deutlich. Während 

1928 die Wahlbeteiligung nur bei 52,3 

Prozent lag, stimmten 1931 78,4 Prozent 

der Wahlberechtigten ab. In der wirt-

schaftlichen Krise konnten die radikalen 

Parteien ihre potentiellen Wähler, die 

1928 zuhause geblieben waren, leichter 

mobilisieren. 

Die NSDAP war nun also auch im Stutt-

garter Gemeinderat mit 7 Sitzenvertreten. 

Die Wahlkämpfe des Jahres 1932 

Im Jahr 1932 steuerte die politische Pola-

risierung, die das Ende der ersten demo-

kratischen Republik auf deutschem Bo-

den brachte, ihrem Höhepunkt zu. Die 

Weltwirtschaftskrise erreichte im Winter 

1931/32 mit über 6’000’000 Arbeitslosen 

einen neuen Höhepunkt. Auch die Zahl 

der Konkurse stieg, so dass sich in weiten 

Kreisen der Bevölkerung eine starke 

Existenzangst breitmachte. 

Das Kabinett des Reichskanzlers Brüning 

regierte ohne parlamentarische Mehrheit, 

gestützt auf Notverordnungen des 

Reichspräsidenten, wie es der Artikel 48 

der Weimarer Verfassung ermöglichte. 

Dazu kam das rapide Anwachsen der ra-

dikalen Flügelparteien NSDAP und  

KPD, die ihre Positionen seit 1930 in 

mehreren Ländern ausbauen konnten. In 

dieser verworrenen politischen und wirt-

schaftlichen Situation fanden 1932 in 

Stuttgart insgesamt fünf Wahlen statt. 

Die verkehrten Fronten 

Die Reichspräsidentenwahlen vom 13.3. 

und 10.4.1932 

Im Frühjahr 1932 ging die erste sieben-

jährige Amtsperiode des Reichspräsiden-

ten Paul von Hindenburg zu Ende. Hin-

denburg war 1925 als Kandidat des rech-

ten Lagers, unterstützt von den Deutsch-

nationalen, der DVP, den völkischen 

Gruppierungen einschliesslich der NS-

DAP und der Bayerischen Volkspartei, 

gegen den Kandidaten der eindeutig re-

publikanischen Parteien SPD, DDP und 

Zentrum, Wilhelm Marx, zum Reichsprä-

sidenten gewählt worden. Nun, sieben 

Jahre später, sah die Situation umgekehrt 

aus. Die erstarkte NSDAP stellte Adolf 

Hitler als eigenen Kandidaten auf. Die 

DNVP einigte sich mit dem Stahlhelm auf 

den gemeinsamen Kandidaten Duester- 

berg. Die KPD kündigte Ernst Thälmann, 

der sich bereits 1925 zur Wahl gestellt 

hatte, als ihren Kandidaten an. Durch 

diese Konstellation bestand die Gefahr, 

dass Hitler, falls sich die Parteien der 

«Weimarer Koalition» (SPD, DDP und 

das Zentrum) und die DVP nicht auf ei-

nen Kandidaten einigen könnten, Reichs-

präsident würde. Denn zur Wahl im zwei-

ten Wahlgang genügte lediglich die einfa-

che Mehrheit, während im ersten die ab-

solute Mehrheit vonnöten war. Nach län-

gerem Hin und Her gelang es schliesslich, 

den fast 85jährigen Hindenburg von der 

Notwendigkeit einer neuerlichen Kandi-

datur zu überzeugen. Die Parteien der 

«Weimarer Koalition», die zwar nicht 

mehr die Regierung miteinander bildeten, 

aber keinen Präsidenten Hitler wollten, 

unterstützten seine Kandidatur. Unter der 

paradoxen Voraussetzung, dass seine al-

ten Wähler nun die Gegner Hindenburgs 

wurden und umgekehrt die alten Gegner  

 

Erkennungszeichen des 

«Stahlhelm» 
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ihn jetzt als ihren Kandidaten ansahen, 

spielte sich der Wahlkampf für den ersten 

Wahlgang ab. 

Der Wahlkampf zur Reichspräsidenten-

wahl fand nur im Saale und auf Plakaten 

statt, denn öffentliche Versammlungen 

unter freiem Himmel waren während des 

Wahlkampfs durch eine Notverordnung 

verboten. Die wichtigsten Versammlun-

gen setzten mit der letzten Wahlkampf-

woche in der Stadthalle und der Lieder-

halle ein: Eröffnet wurde der Reigen 

durch Reichsarbeitsminister Dr. Steger-

wald, der sich am 7. März in der Stadt-

halle für die Wiederwahl Hindenburgs 

einsetzte. Am 8. März hielt Hitler, eben-

falls in der Stadthalle, eine Rede, wo dann 

tags darauf Ernst Thälmann seine Positio-

nen darlegte. Am 10. März schliesslich 

sprach der Kandidat der DNVP und des 

Stahlhelm, Duesterberg, im Festsaal der 

Liederhalle. 

Von den Parteien, die Hindenburg unter-

stützten, wurden mit Ausnahme der SPD, 

die ihre eigene Argumentation hatte, die 

Überparteilichkeit und die Verdienste 

Hindenburgs herausgehoben. Über eine 

Rede des DVP-Reichstagsabgeordneten 

Morath im Stadtgartensaal berichtete der 

Schwäbische Merkur  

(SM Nr. 55 v. 6.3.32 S. 5): 

Der Vorstandstisch war behangen mit 

Fahnen in den Farben des alten Reiches, 

schwarz-weiss-rot, davor stand in der 

Mitte, umrahmt von Blattpflanzen, die 

Büste des Mannes, der heute noch an der 

Spitze des Deutschen Reiches steht und 

dem man um des deutschen Volkes willen 

wieder dazu verhelfen muss, das Ober-

haupt des deutschen Staates zu bleiben, 

des Generalfeldmarschalls von Hinden-

burg. ... Er (Morath) stellte die Persön-

lichkeit dieses Volkshelden hinein in die 

Zeit und liess die Anwesenden das Wirken 

dieses deutschen Führers miterleben und 

so erkennen, welch ein ungeheures Posi-

tivum dieser Mann an der Spitze des Rei-

ches für das deutsche Volk bedeutet. Über 

den Parteien ragt die gewaltige Gestalt 

des Reichspräsidenten von Hindenburg, 

dieses deutschen Edelmanns in des Wor-

tes bester Bedeutung. 

Das liberale «Neue Tagblatt» überschrieb 

am 9. März 1932 einen Artikel zur Wahl 

«Treuhänder des deutschen Volkes! Hin-

denburg kandidiert auf der Grundlage 

vollster Unparteilichkeit und Unabhän-

gigkeit». Am Tag vor der Wahl wurde 

Hindenburg vom Tagblatt sogar zum 

«grössten Deutschen unserer Zeit» erho-

ben. 

Anders dagegen argumentierte die SPD, 

die sich gegen die Vorwürfe der Kommu-

nisten zur Wehr setzen musste, um ihre 

Entscheidung für Hindenburg verständ-

lich zu machen. Die Sozialdemokraten 

sahen in der Unterstützung Hindenburgs 

nicht den Ausdruck ihrer politischen Vor-

stellungen, sondern die einzige Möglich-

keit, einen Sieg Hitlers zu verhindern. Ihr 

Wahlkampf war nicht auf die Person Hin-

denburgs ausgerichtet, sie führten ihn 

vielmehr offensiv gegen Hitler und, wenn 

auch in einem geringeren Umfang, gegen 

Thälmann. So hiess es in einem ihrer Auf-

rufe: «Wer Hitler oder Thälmann wählt, 

gefährdet seine und seiner Familie Exis-

tenz». 

Probleamtischer war die Argumentation 

der anderen Parteien, die eigene Kandida-

ten aufgestellt hatten. In einer Wahlkund-

gebung der DNVP Kreis Stuttgart be-

gründete der deutschnationale Reichs-

tagsabgeordnete Dr. Wider die Motive für 

die Nominierung des Kandidaten Dues-

terberg: 

Der Generalfeldmarschall hatte einst als 

eine seiner Hauptaufgaben eine politisch-

moralische Säuberung sich zum Ziel ge-

setzt. Der Erfolg blieb ihm versagt... In-

ternationale Abmachungen, die die Un-

terwerfungsparagraphen des Versailler 

Diktats noch verschärften, hat der 

Reichspräsident unterzeichnet. Der frei-

willige Verzicht auf Elsass-Lothringen, 

die Verlängerung des Republikschutzge-

setzes, das Kriegsgerätegesetz, die 

Schleifung der Ostfestungen, das Abkom-

men mit Polen und den Youngplan, alles 

hat er unterzeichnet ... Niemals hat der 

Mann, den wir Deutschnationalen, und 

wir allein, auf den Schild erhoben haben, 

unsere Politik auch nur andeutungsweise 
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durchgeführt. (SZ Nr. 52 3.3.32, S. 5.) 

Duesterberg selbst sprach am 10. März in 

der Liederhalle. Wichtig für ihn war eine 

«Erneuerung der deutschen Wirtschaft, 

die Erhaltung des Mittelstandes und eine 

bewusste Rückkehr der Nation zu Gott, 

damit der deutsche Geist von 1914 wie-

der aufleben könnte»  

(SZ Nr. 59 v. 11.3. 32, S. 13). 

Die Aussagen zum Wahlkampf der NS-

DAP lassen sich auf den kurzen Nenner 

bringen: «Das System muss weg!»  

In einem Aufruf heisst es dazu  

(NSK Nr. 51 v. 2.3.32): 

Deutsche Männer! Deutsche Frauen! 

Deutsche Jugend! Nun ist die Stunde der 

Abrechnung gekommen. Hitler ist die 

letzte Hoffnung... 

Am 13. März wird abgerechnet mit der 

jüdischen Pseudodemokratie. 

Am 13. März wird abgerechnet mit dem 

scheinheiligen Zentrum und der Bayeri-

schen Volkspartei. 

Am 13. März wird abgerechnet mit den 

feigen spiessbürgerlichen Geldsackpa-

trioten. 

Hitler wird siegen, weil das Volk seinen 

Sieg will! 

In ihrer Argumentation versuchte die 

NSDAP alle gesellschaftlichen Gruppen 

und Schichten anzusprechen. Sie baute 

dabei hauptsächlich auf die Ängste der 

Deutschen. Hitler wurde als der einzig 

mögliche Retter in dieser Lage hinge-

stellt. 

Die KPD wusste, dass Ernst Thälmann 

nie die Chance hatte, Reichspräsident zu 

werden. Die Hauptargumentation ging so 

gegen die SPD, der man Verrat an den 

Arbeiterinteressen vorwarf, da sie sich 

dazu hergegeben latte, zur Wahl eines 

kaiserlichen Feldmarschalls aufzurufen. 

Das Ziel der KPD blieb weiterhin, wie es 

Thälmann auch in seiner Stuttgarter 

«Wahlkampfrede» ausdrückte, «die kom-

munistische Klassendiktatur ... der Bol-

schewismus allein könne auch Deutsch-

land die nationale und soziale Befreiung 

bringen.» (SM Nr. 59 v. 11.3.32, ähnlich 

SNTv. 10.3.1932.) 

Die Wahl am 13. März brachte keine Ent-

scheidung. Hindenburg erhielt im Reich 

49,6 Prozent der Stimmen, in Stuttgart 

dagegen bereits im ersten Wahlgang etwa 

63 Prozent: die absolute Mehrheit. So war 

ein zweiter Wahlgang nötig, der auf den 

10. April festgelegt wurde. 

An dieser Entscheidung nahmen nur noch 

Hindenburg, Hitler und Thälmann teil. 

Die anderen beiden, Duesterberg und der 

obskure Betriebsanwalt Winter, der wäh-

rend des Wahlkampfs im Zuchthaus Bau-

tzen eine Strafe verbüsste, zogen ihre 

Kandidaturen zurück. Die DNVP hatte 

beschlossen, sich auf die Landtagswahlen 

im April zu konzentrieren und nahm des-

halb nicht mehr aktiv am Wahlkampf teil, 

sondern forderte zum Boykott auf. 

Die Argumente für und wider die einzel-

nen Kandidaten waren längst ausge-

tauscht und änderten sich auch vor dem 

zweiten Wahlgang nicht. Wieder rollte 

eine Lawine von Wahlveranstaltungen 

über die Stadt. Klebekolonnen bepflaster-

ten Häuser und Mauern mit Plakaten und 

Zetteln, Flugblätter wurden verteilt und 

Abzeichen verkauft. Das «Neue Tag-

blatt» über die letzte Phase vor dem zwei-

ten Wahlgang  

(SNT Nr. 165 v. 11.4.32 S. 5): 

In der Hauptsache spielte sich der Wahl-

kampf in den ausgesprochenen Partei-

blättern ab. Auch die Plakatsäulen liefer-

ten hinreichend Lektüre. Mit dem Vertei-

len von Flugblättern war man, wie ge-

sagt, recht zurückhaltend geworden, und 

auch die Zettelkleber hatten, nachdem sie 

und ihre Genossen durch saftige Strafen 

des Schnellrichters zur Vorsicht gemahnt 

worden waren, ihr nächtliches Treiben so 

ziemlich eingestellt. 

Wie nach dem Ergebnis der ersten Wahl 

wohl kaum anders zu erwarten, wurde 

Hindenburg am 10. April 1932 wieder 

zum Reichspräsidenten gewählt. Dabei 

ist die Feststellung des «Schwäbischen 

Merkur» zur Beteiligung an der Wahl in-

teressant: 



Ein genaues Bild von der Wahlbeteili-

gung im Einzelnen lässt sich noch nicht 

gewinnen, es ist aber unverkennbar, dass 

in den ausgesprochen bürgerlichen 

Wahlbezirken verhältnismässig schwach 

abgestimmt wurde, während in den In-

dustrievororten die Wähler ziemlich voll-

zählig, jedenfalls im Umfang der letzten 

Wahl, erschienen sind... (SM 12. 4. 1932.) 

Hindenburg wurde demnach in Stuttgart 

von vielen Arbeitern gewählt. 

Die Landtagswahl vom 24.4.1932 

Das scheinbar harmonische Bild der 

Reichspräsidentenwahl, bei der die de-

mokratischen Parteien noch gemeinsam 

Hindenburg unterstützt hatten, überdau-

erte den Wahltag nicht, denn in Württem-

berg und anderen Ländern des Reichs 

standen bereits 14 Tage später Landtags-

wahlen auf dem Programm, so dass der 

Wahlkampf sofort weiterging. An den 

Aussagen der einzelnen Parteien änderte 

sich wenig, da sie befürchten mussten, 

beim Wähler durch eine Änderung ihrer 

Politik auf Unverständnis zu stossen. 

Hauptslogan der NSDAP war: «Schlagt 

die Katastrophenpolitiker», eine Parole, 

mit der sie weiterhin gegen die Parteien 

und das System der Weimarer Republik 

anging. Für Württemberg stellte sie als 

Forderung heraus: «Das schwäbische 

Volk will deutsch sein und deutsch blei-

ben, will Ordnung, Freiheit, Frieden, Sau-

berkeit, Sparsamkeit. Dafür allein bürgt 

die nationalsozialistische Bewegung.» 

Ihre Ziele für eine nationalsozialistische 

Politik waren besonders auf den Mittel-

stand konzentriert: von den 19 Forderun-

gen aus dem Wahlaufruf vom 14. April 

sprachen allein 10 mittelständische Prob-

leme an. Allerdings musste die NSDAP, 

noch bevor der Wahlkampf richtig be-

gonnen hatte, einen schweren Schlag ein-

stecken: am 13. April wurden durch eine 

Notverordnung die SA, die SS und andere 

paramilitärische Organisationen der NS-

DAP im ganzen Reich verboten und auf-

gelöst. 

Der Wahlkampf der SPD, die seit 1928 

die stärkste Fraktion im Landtag war,  

richtete sich in erster Linie gegen die 

NSDAP, in der man, ähnlich wie Bolz, im 

Moment die grössere Gefahr für die De-

mokratie sah. Ihr Ziel war es, zum einen 

die Position im Landtag zu halten und so 

wenig Radikale wie möglich in das Lan-

desparlament einziehen zu lassen, damit 

es wieder arbeitsfähig werde. Das andere 

SPD-Ziel: eine Veränderung der Sozial-

politik für die Arbeiter und Arbeitslosen 

in den industriellen Ballungsgebieten. Ih-

nen gegenüber war die Politik des 

deutschnationalen Finanzministers Deh-

linger äusserst restriktiv. Die KPD be-

kämpfte weiterhin in erster Linie die SPD 

als Partei des Verrats an den Arbeitern. 

Die anderen Parteien (Zentrum, DNVP, 

DDP, DVP und Bauernbund), die Stützen 

der Regierung Bolz im Landtag, versuch-

ten in ihren Anzeigen und Versammlun-

gen auf die geleistete Arbeit und die rela-

tive Stabilität hinzuweisen, die unter «ih-

rer» Regierung herrschte. Der einzige 

gravierende Unterschied zwischen diesen 

Parteien war die kontroverse Einstellung 

gegenüber den Nationalsozialisten. Wäh-

rend Bolz auf dem Ulmer Parteitag des 

Zentrums vom 20. März forderte, «die 

ganze Kampfkraft gegen die Nationalso-

zialisten einzusetzen» (SZ 21.3.32 Nr. 

67), stellten die Deutschnationalen fest, 

dass sie sich «nur in den Kampfmethoden 

von den Nationalsozialisten unterschie-

den» (SZ Nr. 68 v. 22.3.32). 

Die DVP äusserte dagegen während des 

Wahlkampfes Interesse an einer Zusam-

menarbeit mit der NSDAP: 

Wären die Nationalsozialisten bereit, sich 

mit anderen Parteien auf dem Boden der 

Gleichberechtigung zu verständigen und 

hätten sich nicht besonders Nationalsozi-

alisten und Zentrum (besonders Staats-

präsident Dr. Bolz) in der Agitation so 

hoffnungslos auseinandergesetzt, so 

könnte Württemberg vielleicht ein Bei-

spiel einer Zusammenarbeit auch mit 

ihnen bieten. (SM Nr. 89 v. 17.4.32 S. 5.) 

Der Wahlkampf selber wurde, obwohl er 

nur zwei Wochen dauerte, mit riesigem 

Aufwand betrieben. Das «Neue Tagblatt» 
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überschrieb seinen Bericht darüber mit 

der Zeile «Trommelfeuer und Papierlawi-

nen». Daraus einige Zitate, die etwas von 

der damaligen Atmosphäre ahnen lassen: 

Wie immer war am Samstag der Gross-

kampftag. Die Wähler lagen unter einem 

Trommelfeuer von nie gesehenen Aus-

massen. Alle möglichen Geschosse wur-

den verwendet, und auch an den Giftga-

sen der Verleumdung hat es nicht gefehlt. 

Unter dem Eindruck der Unzahl von Zet-

teln musste sich der Wähler nachgerade 

ganz «verzettelt» vorkommen. Schliess-

lich schenkte man dieser Art von Propa-

ganda keine grosse Bedeutung mehr. 

Sehr ergiebig war wiederum die Lektüre 

der Plakatsäulen, denen es an allerlei ori-

ginellen Ergüssen nicht fehlte. Kein 

schlechter Gedanke war es, als die Natio-

nalsozialisten silberschimmernde Mün-

zen unter das Volk der Wähler zu werfen 

begannen. Diese gleissenden Stücke wa-

ren zwar nur aus Aluminium und zeigten 

auf der einen Seite das Bild eines schwer-

terschwingenden jungen Mannes, der ei-

ner dreiköpfigen Schlange den Garaus 

macht, während auf der anderen Seite für 

Liste 10 Stimmung gemacht wurde. Weil 

aber die glänzenden Dinger nach etwas 

aussahen, wurden sie sehr begehrt... 

Den gesamten Papierverbrauch kann 

man ungefähr ermessen, wenn man die 

Zahlen erfährt, die den Verbrauch an 

«Wahlpapier» einer einzigen Partei dar-

stellen. Diese Partei, es ist eine der radi-

kalen Parteien, soll für die Zwecke der 

Landtagswahl drei Waggon Papier zu je 

15‘000 kg bezogen und verwendet haben 

... Aus diesen Papiermassen sind für jene 

Partei rund 3½ Millionen Flugblätter ge-

druckt worden.  

(SNT Nr. 189 v. 25. April 1932 S. 5.) 

Das Wahlergebnis zeigte dann auch in 

Stuttgart einen starken Anstieg der Radi-

kalen im Vergleich zu den letzten Land-

tagswahlen, während die SPD und die 

beiden liberalen Parteien grosse Verluste 

hinnehmen mussten. Dennoch blieben die 

Sozialdemokraten in Stuttgart mit 26,1 

Prozent die stärkste Partei, während die 

NSDAP, die im Land zur stärksten Partei 

wurde, «nur» 23,7 Prozent der Stimmen 

erhielt. 

Die Reichstagswahlen am 31. Juli und 

6. November 1932 

Nach der Landtagswahl hatte das «Stutt-

garter Neue Tagblatt» noch gemeint, 

nach vier Wahlen in fünf Monaten sei es 

mit dem Wählen für dieses Jahr genug. 

Ein gewaltiger Irrtum, denn am 31. Juli 

und 6. November fanden noch zwei 

Reichstagswahlen statt. 

Nach dem Sturz des Reichskanzlers 

Brüning am 30. Mai 1932 und der Bil-

dung der konservativen Regierung unter 

Papen, die im Reichstag auf eine breite 

Ablehnung stiess, wurden auf den 31. Juli 

Neuwahlen für den Reichstag ausge-

schrieben. Der Wahlkampf entwickelte 

sich dabei zu einem der härtesten wäh-

rend der Weimarer Republik. Bereits am 

13. Juni hob die Regierung Papen mit ei-

ner Notverordnung das SA- und Ver-

sammlungsverbot wieder auf. Die süd-

deutschen Staaten hielten wenigstens das 

Versammlungsverbot noch aufrecht, das 

aber am 28. Juni für das ganze Reich auf-

gehoben wurde. Damit standen sich die 

verfeindeten politischen Akteure wieder 

auf der Strasse gegenüber und es dauerte 

nicht lange, bis die bürgerkriegsähnli-

chen Zustände, die man durch das Verbot 

einzudämmen gehofft hatte, wieder zur 

Tagesordnung gehörten. In Stuttgart war 

der Höhepunkt bereits am 2. Juli erreicht, 

als sämtliche grossen Parteien zu De-

monstrationen aufriefen, die selbst noch 

friedlich verliefen; anschliessend jedoch 

kam es in verschiedenen Vororten, haupt-

sächlich aber in der Altstadt um den Le-

onhardsplatz herum und in der Esslinger 

Strasse zu schweren Auseinandersetzun-

gen, die teilweise bis in die Morgenstun-

den dauerten. Die Polizei schritt ein und 

verhaftete etwa 100 Personen, die sich 

vor einem Schnellgericht zu verantwor-

ten hatten und dort teilweise bis zu sieben 

Monate Gefängnis erhielten. Bei diesen 

Auseinandersetzungen wurden mehrere 

Personen, die genaue Zahl wurde nie ver- 
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öffentlicht, zum Teil schwer verletzt. Be-

reits am nächsten Samstag (dem 9. Juli) 

fanden wiederum drei grosse Demonstra-

tionen der NSDAP, der KPD und der Ei-

sernen Front statt, die jedoch ohne grös-

sere Zwischenfälle abliefen. 

Nach dem «Blutsonntag von Altona», bei 

dem 12 Menschen durch Gewalttätigkei-

ten auf der Strasse ums Leben kamen, 

wurden wiederum sämtliche Versamm-

lungen unter freiem Himmel verboten. 

Darauf kamen auch die anderen Propa-

gandaformen wieder zur Geltung, die na-

türlich auch schon in der ersten Phase des 

Wahlkampfs angewendet wurden. Die 

NSDAP versuchte dabei mit allen Mit-

teln, ihre Position auszubauen: in ihre 

Propaganda zog sie nun alle Personen-

kreise ein, die Unmut am politischen Sys-

tem hatten. Umworben war weiterhin der 

Mittelstand und als Gruppen die Frauen, 

die Jugend, die evangelischen Christen 

und die Beamten, weil sie dort ihr Wäh-

lerpotential hatte. Die Argumente, nicht 

nur der NSDAP, sondern auch der ande-

ren Parteien änderten sich kaum noch. 

Manche dieser Phrasen waren in der Zwi-

schenzeit Allgemeingut geworden: die 

Slogans «Arbeit, Freiheit, Brot» oder 

«Arbeit und Brot» waren längst aus-

tauschbar. 

Am schwersten hatte es die SPD, die 

zwar, wie schon bei den anderen Wahlen 

dieses Jahres, die NSDAP angriff, aber 

durch den Schlag Papens gegen die sozi-

aldemokratische Regierung in Preussen 

am 20. Juli in erhebliche Schwierigkeiten 

kam. Ihr Ziel war, das weitere Vordringen 

der NSDAP zu stoppen und eine neue Po-

litik im Reich gegen Arbeitslosigkeit und 

Wirtschaftskrise einzuleiten. Neu für 

Stuttgart waren an diesem Wahlkampf die 

Wahlreden im Rundfunk und die Fahnen, 

die aus den Fenstern gehängt wurden, um 

so die Parteipräferenz zu beweisen. Das 

«Neue Tagblatt» schrieb darüber iro-

nisch: 

Die Fahnen-, Flaggen- und Wimpelpro-

duktion, ein bis dato wenig beachteter 

und darniederliegender Wirtschafts- 

zweig, wird angekurbelt. Wenn das der 

einzige Erfolg ist, soll gegen dieses an 

sich unschuldige Bemühen vorerst nichts 

gesagt werden. (SNT Nr. 353 v. 1.8. 32  

S. 5.) 

Die Wahl selber brachte keine Entschei-

dung. Die NSDAP wurde stärkste Frak-

tion im Reichstag. Die SPD verlor weiter 

Stimmen an die Kommunisten, da viele 

Wähler mit der Tolerierungspolitik der 

SPD gegenüber Brüning nicht einverstan-

den waren. Die Ergebnisse in Stuttgart 

sahen allerdings wesentlich anders aus 

als im Reich und in Württemberg. So 

konnte die SPD gegenüber den Reichs-

tagswahlen von 1930 sogar einen Stim-

menzuwachs von 2,3 Prozent verbuchen 

und blieb hier mit 27,7 Prozent die 

stärkste Partei. Die NSDAP verbesserte 

ihr Ergebnis von 1930 um 17,4 auf 27,2 

Prozent. Ihre Stimmengewinne kamen 

hauptsächlich aus dem liberalen Lager 

(DDP, DVP), das 13,9 Prozent verlor. 

Mit 3,3 und 1,7 Prozent waren sie aller-

dings zu Splitterparteien geworden. Die 

Verluste der anderen wie DNVP und 

Zentrum waren dagegen geringer. 

Die Reichstagswahl am 6. November 

1932 

Weil die Zusammensetzung des Reichs-

tags nach der Wahl am 31. Juli wiederum 

eine Mehrheitsregierung unmöglich 

machte, denn die beiden radikalen Par-

teien NSDAP und KPD hatten zusammen 

die Mehrheit, wurde der Reichstag noch 

einmal aufgelöst und Neuwahlen auf den 

6. November festgesetzt. Dieser Wahl-

kampf, der von allen Parteien gegen die 

NSDAP geführt wurde, hatte jedoch 

seine Besonderheiten. Der frühere Kampf 

zwischen den Arbeiterparteien SPD und 

KPD und den bürgerlichen Parteien bis 

hin zur NSDAP trat nicht mehr in der vol-

len Schärfe hervor, denn zum Hauptgeg-

ner der NSDAP in diesem Wahlkampf 

wurden die Deutschnationalen, die sich 

entschieden gegen den «sozialistischen» 

Tendenzen in der NSDAP ausgesprochen 

hatten. Zwar blieben SPD und KPD vor  
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den Angriffen der NSDAP nicht ver-

schont, aber trotzdem kam es etwa wäh-

rend des Wahlkampfs in Berlin beim Ver-

kehrsarbeiterstreik zu einer Zusammenar-

beit zwischen KPD und NSDAP, die im 

ganzen Reich beachtet wurde und bei der 

Wahlentscheidung eine wichtige Rolle 

spielte. 

Der Wahlkampf in Stuttgart lief erstaun-

lich ruhig ab. Es kam kaum zu den aus 

früheren Wahlkämpfen bekannten Aus-

schreitungen. Lediglich eine Veranstal-

tung der Deutschnationalen mit dem frü-

heren Hofprediger Dr. Vogel aus Pots-

dam wurde von Anhängern der NSDAP 

massiv gestört. Für diesen relativ ruhigen 

Verlauf, der mit den üblichen Mitteln ge-

führt wurde, dürfte wohl ausschlagge-

bend gewesen sein, dass die Parteikassen 

nach den vier vorhergehenden Wahlen so 

gut wie leer waren. Die NSDAP rief ihre 

Mitglieder auf, die Parteifahnen aus dem 

Fenster zu hängen, da dies die billigste 

Propagandamethode sei. Ausserdem sah 

sie sich gezwungen, eine Wahlkampfum-

lage von einer Reichsmark je Mitglied zu 

erheben. 

Das «Stuttgarter Neue Tagblatt» kom-

mentierte den Wahlkampf so: 

Beinahe die ganze Wahlpropaganda hat 

sich auf die vergangene Woche kon-

zentriert. Und auch in diesen paar Tagen 

tobten sich die Wahlleidenschaften oder 

was man so nennt, meistens in den Ver-

sammlungssälen aus. Wenn nicht an den 

Plakatsäulen eine bildhaft deutliche 

Sprache geführt worden wäre – der Ton 

ist übrigens im Allgemeinen etwas milder 

geworden –, wenn nicht die Briefkästen 

mit jenen kernhaft und schlagwortkräftig 

geschriebenen Wahlflugblättern angefüllt 

gewesen wären, so hätte vielleicht man-

cher den Wahlsonntag verschlafen. (SNT 

Nr. 521, 7. 11. 32 S. 5.) 

Diese Wahl brachte zum ersten Mal seit 

1930 wieder Verluste für die NSDAP. Im 

Reich verlor sie über zwei Millionen 

Stimmen, blieb aber mit 33,1 Prozent 

weiterhin stärkste Partei. Vom Verlust 

der NSDAP profitierten hauptsächlich die 

DNVP, die 2,9 Prozent hinzugewann, so-

wie die kleinen liberalen Parteien. Auch  

die SPD musste Stimmenverluste hinneh-

men; von ihr wanderten Wähler zur KPD. 

Ähnlich wie im Reich sahen diesmal auch 

die Ergebnisse in Stuttgart aus: während 

die Verluste und Gewinne von NSDAP 

und DNVP ungefähr der Grössenordnung 

im Reich entsprachen, war der Wähler-

austausch zwischen SPD und KPD we-

sentlich stärker. Die SPD büsste 5,1 Pro-

zent ihrer Stimmen ein; 4 Prozent davon 

gingen zur KPD, der Rest kam den Libe-

ralen zugute. Durch die überdurchschnitt-

lichen Verluste der SPD wurde die NS-

DAP erstmals stärkste Partei in Stuttgart. 

Die Reichstagswahl vom 5. März 1933 

Nachdem es Hitler am 30. Januar 1933 

gelungen war, zum Reichskanzler er-

nannt zu werden, wurde drei Tage später 

der Reichstag erneut aufgelöst und die 

Wahlen auf den 5. März festgelegt. Von 

freien Wahlen konnte nicht mehr die Re-

de sein, da die Wahlkampfmöglichkeiten 

der einzelnen Parteien äusserst unter-

schiedlich waren. In Preussen, dem gröss-

ten Land des deutschen Reiches, herrsch-

te Hermann Göring, der sehr schnell die 

politischen Aktivitäten der anderen Par-

teien einschränkte oder verbot. 

Nicht so drastisch wie in Preussen verlief 

die Entwicklung anfangs in Württemberg 

und in Stuttgart, wo noch der Zentrums-

politiker Bolz als Staatspräsident amtier-

te. Die Beschränkungen trafen auch hier 

meist SPD und KPD, während die NS-

DAP ihren Propagandarummel uneinge-

schränkt inszenieren konnte. Sozialde-

mokratische und kommunistische Flug-

blätter, Plakate und Veranstaltungen wur-

den aus «Sicherheitsgründen» oder we-

gen «Beschimpfung des Reichskanzlers 

Adolf Hitler» verboten. Zeitungen wur-

den verwarnt oder wie die kommunisti-

sche «Süddeutsche Arbeiterzeitung» zeit-

weise verboten. Solchen Beschränkungen 

unterlagen die nationalsozialistischen 

Versammlungen nicht. Diese Praxis wur-

de nach dem Reichstagsbrand wesentlich 

verschärft. Auch in Stuttgart waren da-

nach sämtliche kommunistischen Veran- 



staltungen zu den Wahlen verboten, da-

runter eine Versammlung mit Wilhelm 

Pieck am 2. März in Stuttgart. 

Die sozialdemokratische Abschlusskund-

gebung am 4. März wurde zwar nicht ver-

boten, aber die Teilnehmer durften nicht 

mehr in geschlossenen Formationen zur 

Stadthalle ziehen. Zur selben Zeit mar-

schierten «die braunen Kolonnen des er-

wachenden Deutschlands» durch die 

Stadt, hinauf zum Bismarckturm, wo 

«Höhenfeuer» entzündet wurden, und 

von dort wieder auf den Marktplatz. Sei-

nen ersten Kulminationspunkt erreichte 

der Wahlkampf am 15. Februar, als der 

neue Reichskanzler Adolf Hitler auf ei-

ner Versammlung der NSDAP in der 

Stadthalle sprach. Die Rede sollte über 

den Rundfunk ausgestrahlt werden. Wäh-

rend Hitler sprach, gelang es allerdings 

zwei Kommunisten, das Sendekabel von 

der Stadthalle zum Telegrafenamt mit ei-

nem Beil zu durchschlagen, so dass die 

Rede nicht weiter übertragen werden 

konnte. 

Am selben Abend fand zudem noch eine 

Versammlung der DNVP statt, während 

eine Protestkundgebung der KPD für die-

sen Tag, ebenso wie ein sozialdemokrati-

sches Flugblatt verboten worden waren. 

In der Nacht vom 15. auf den 16. Februar 

kam es immer wieder zu Zusammenstös-

sen zwischen KPD und NSDAP, bei de-

nen geschossen wurde. Etliche Verletzte 

waren die Folge. 

Im November 1932 noch hatten sich 

NSDAP und DNVP bis aufs Messer be-

fehdet, nun aber standen sie Seite an Seite 

und kämpften wieder gegen das «ver-

kommene System» von Weimar und für 

einen autoritären Staat. Gegen diese Vor-

stellungen richtete sich der Kampf der 

anderen demokratischen Parteien, beson-

ders der SPD und des Zentrums, die nach 

der Ernennung Hitlers und den Vor-

kommnissen in Preussen mehr noch als 

1932 die Demokratie gefährdet sahen. 

Sie konnten es nicht verhindern, dass bei 

den Wahlen am 5. März die von Hitler 

geführte Regierungskoalition aus NS-

DAP und DNVP die Mehrheit im Reich 

errang. Zu massiv waren die Repressio- 

nen in weiten Teilen des Reichs gegen 

SPD, KPD und andere «unliebsame» 

Parteien gewesen, zu mächtig war bereits 

der Propagandaapparat, den die neue Re-

gierung zur Verfügung hatte. 

Die Wahlergebnisse in Stuttgart entspra-

chen ungefähr diesem Trend. Die 

NSDAP konnte kräftige Stimmenge-

winne erzielen, blieb hier aber weit hinter 

ihrem Ergebnis im Reich zurück. Dafür 

gab es für die SPD, anders als im Reich 

und im Land, in Stuttgart Stimmenge-

winne. 

Nach der Wahl folgten schnell die weite-

ren Schläge gegen das demokratische 

System der Weimarer Republik und bis 

Juli 1933 waren die Parteien, ausser der 

NSDAP, entweder verboten oder aufge-

löst worden. 
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Das NS-Ankündi- 

gungsplakat für den 

Propagandafilm über 

die Schlacht bei Tan-

nenberg (1914) vom 20. 

August 1932 

Ausschnitt aus einer zeit-

genössischen Aufstel-

lung der Stuttgarter 

Reichstagswahl-Ergeb-

nisse seit 1928 ein-

schliesslich der Land-

tagswahlen vom 24. April 

1932. Das «jetzige Ge-

biet» bezieht sich auf die 

Eingemeindungen Ho-

fens (1929), Rotenbergs 

und Münsters (1931) so-

wie Zuffenhausens 

(1932). Quelle: «Stuttgar-

ter Wirtschaftsberichte, 

Mitteilungen des Statisti-

schen Amts der Stadt 

Stuttgart». Jahrgang 9, 

April 1933, Heft 1, Seite 

11 
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Thomas Schnabel 

Von Bazille zu  

Mergenthaler  

Parteien und Wahlen in  

Württemberg 1928-1933 

 

Nach der Niederlage des Deutschen 

Reichs im 1. Weltkrieg wurde das König-

reich Württemberg zum freien Volks-

staat. Obwohl der letzte württembergi-

sche König Wilhelm II. allgemein sehr 

beliebt war, konnte sich die Monarchie 

nach dem kläglichen Versagen der Ho-

henzollern im Reich und in Preussen so-

wie der Ausrufung der Republik in Berlin 

und Stuttgart natürlich auch in Württem-

berg nicht mehr halten. 

Am 10. November 1918 bildete der Sozi-

aldemokrat Wilhelm Blos die erste provi-

sorische Regierung und veröffentlichte 

am 3. Dezember die Wahlordnung für die 

verfassunggebende Landesversamm-

lung, die am 12. Januar 1919 gewählt 

wurde. Schon am 30. November 1918 

hatte der König auf den Thron verzichtet. 

Insgesamt verlief die Revolution in 

Württemberg friedlich, besonders, wenn 

man sie mit den wochenlangen Kämpfen 

in Berlin und München vergleicht. Und 

dies, obwohl der Bruch innerhalb der So-

zialdemokratie, der dann später in der 

Weimarer Republik zu den erbitterten 

Auseinandersetzungen innerhalb der Ar-

beiterschaft führte, 1915 von Stuttgart 

ausgegangen war. 

Bei den Wahlen zur Verfassunggebenden 

Landes- und Nationalversammlung im 

Januar 1919 konnten die drei Parteien, 

die sich vorbehaltlos für Republik und 

Demokratie einsetzten, im Reich und in 

Württemberg überwältigende Erfolge er-

zielen. So erhielten das Zentrum, das sich 

auf die katholische Bevölkerungsminder-

heit stützte, die linksliberale Deutsche 

Demokratische Partei (DDP), die in 

Württemberg vom mittelständischen Ge-

werbe und dem Handel sowie Teilen der 

Industrie und der Beamtenschaft gewählt 

wurde, und die SPD, die ihre grösste An-

hängerschaft bei Arbeitern, Angestellten 

und kleinen Beamten hatte, zusammen 

über 80 Prozent der abgegebenen Stim-

men und lagen damit noch deutlich über 

dem Reichsdurchschnitt. Diese Tatsache 

lässt sich bei allen Wahlen der Weimarer 

Republik beobachten: die sogenannten 

Weimarer Parteien erzielten in Württem-

berg zusammen immer bessere Ergeb-

nisse als im Reich. Allerdings schnitten 

die einzelnen Parteien unterschiedlich ab. 

Während württembergisches Zentrum 

und württembergische DDP immer hö-

here Stimmenzahlen als im Reich erziel-

ten, lag die SPD immer deutlich darunter. 

Nachdem am 25. September 1919 die 

neue Landesverfassung in Kraft getreten 

war, kam es im Juni 1920 zu den ersten 

Reichs- und Landtagswahlen. Hierbei er-

litten die drei genannten Parteien, beson-

ders DDP und SPD, verheerende Ver-

luste. Während aber im Reich die Mehr-

heitsverhältnisse eine neue Regierungs-

koalition erforderten, war in Württem-

berg eine Fortsetzung der alten Koalition 

aus SPD, Zentrum und DDP möglich, die 

immerhin noch 55 von 101 Sitzen im 

Landtag innehatte. Wegen der Streitig-

keiten zwischen den drei Parteien kam es 

aber zwischen 1920 und 1924 zu keiner 

dauerhaften Mehrheitsbildung, so dass 

das Minderheitskabinett aus DDP und 

Zentrum auf die Tolerierung der SPD 

oder anderer Oppositionsparteien ange-

wiesen war. Endgültig scheiterte das Ka-

binett kurz vor Ablauf der Legislaturperi-

ode 1924 an dem Versuch, einige Ober-

ämter im Zuge einer Verwaltungsverein-

fachung aufzuheben. Württemberg be-

stand damals aus 62 Oberämtern, deren 

Grenzen seit Anfang des 19. Jahrhunderts 

nicht mehr geändert worden waren. 

Die Reichs- und Landtagswahlen vom 

Mai 1924 standen noch stark unter dem 

Thomas Schnabel, Jahr-

gang 1952, Studium der 

Geschichte in Freiburg, 

arbeitet derzeit an einer 

Doktorarbeit über Wahlen 

im Württemberg der Wei-

marer Republik. 
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Eindruck des Krisenjahres 1923 (Ruhrbe-

setzung, Hitlerputsch, Inflation etc.) und 

brachten wieder einen starken Rechtsruck 

im Reich und in Württemberg. Zum ers-

tenmal zogen drei Nationalsozialisten un-

ter der Bezeichnung «Völkisch-Sozialer 

Block» in den Landtag ein, da nach dem 

Hitlerputsch 1923 in München die NS-

DAP verboten worden war. Ebenfalls 

zum erstenmal, aber mit 10 von 80 Man-

daten erheblich stärker, trat auch die KPD 

(Kommunistische Partei Deutschlands) 

in den Landtag ein. Typisch für die würt-

tembergische Parteienlandschaft war, 

dass es beiden Flügelparteien während 

der gesamten Weimarer Republik nicht 

gelang, auch nur annähernd so viele 

Stimmen wie auf Reichsebene zu erhal-

ten. 

Nach dieser Wahl war eine Koalition aus 

Zentrum, DDP und SPD nicht mehr mög-

lich. So kam es im Juni 1924 zu einer 

Mitte-Rechts-Koalition aus DNVP 

(Deutschnationale Volkspartei), die sich 

in Württemberg lange Zeit Bürgerpartei 

nannte und die alten Konservativen vor 

allem in den Städten repräsentierte, dem 

Bauernbund und dem Zentrum, wobei 

DNVP und Bauernbund eine gemein-

same Fraktion bildeten und mit 25 von 80 

Abgeordneten auch die stärkste politi-

sche Einheit stellten, während das Zent-

rum mit 17 Sitzen die zweitstärkste Frak-

tion im Landtag hatte. Staatspräsident 

wurde der Deutschnationale Bazille, der 

auch das Kultministerium leitete. Finanz-

minister wurde der Deutschnationale 

Dehlinger. Innen- und Justizminister 

blieben Bolz und Beyerle vom Zentrum. 

Der Bauernbund, der mehr als doppelt so 

stark war wie die DNVP, begnügte sich 

mit dem Posten des Landtagspräsidenten 

für seinen Vorsitzenden Theodor Körner. 

Dieser württembergische Bauern- und 

Weingärtnerbund – auch eine Besonder-

heit der württembergischen Parteienland-

schaft – war 1919 als Partei gegründet 

worden, nachdem er vor dem 1. Welt-

krieg ein regionaler Ableger des Bundes 

der Landwirte gewesen war, einem sehr 

einflussreichen und mächtigen Interes-

senverband der Landwirtschaft. Er war  

die erfolgreichste, regionale, berufsstän-

dische Partei in der Weimarer Republik, 

zumindest unter den Parteien, die die In-

teressen eines bestimmten Berufsstandes, 

in diesem Fall der Landwirtschaft, vertra-

ten. Es gab zwar auch in anderen Län-

dern, wie Bayern, Thüringen oder Baden 

regionale Landbünde. Sie erreichten aber 

niemals die Bedeutung des württember-

gischen Bauernbundes und wurden von 

1930 an von der NSDAP fast vollständig 

zerrieben. 

Die nächsten Landtagswahlen fanden 

wieder zusammen mit den Reichstags-

wahlen im Mai 1928 statt. Es waren die 

einzigen grossen Wahlen während der 

gesamten Weimarer Republik, die in ei-

ner Zeit ohne grosse innen- und/oder aus-

senpolitische Konflikte abgehalten wur-

den. Diese Wahlen brachten den Regie-

rungsparteien – in Berlin und in Stuttgart 

regierten Mitte-Rechts-Koalitionen – 

empfindliche Verluste, besonders der 

DNVP unter Bazille. Sie verlor die Hälfte 

ihrer Stimmen und Mandate; eine Folge 

wohl der verfehlten Schulpolitik von 

Kultminister Bazille, der unter anderem 

auf Druck des Bauernbundes die Einfüh-

rung des 8. Schuljahres in den württem-

bergischen Volksschulen verhindert hat-

te. Dazu kam noch seine demagogische 

und gegenüber dem politischen Gegner 

unnötig verletzende Art, wie sie Landes-

bischof Wurm, selber von 1919 bis 1920 

DNVP-Landtagsabgeordneter, in seinen 

Erinnerungen beschrieb. 

Zwar hatte die DNVP auch im Reich 

etwa 30 Prozent ihrer Stimmen verloren, 

aber auch bei einem Vergleich des Land-

tags- und Reichstagswahlergebnisses in 

Württemberg wird klar, dass die DNVP-

Verluste nicht allein mit dem Trend im 

Reich erklärt werden können. So verlor 

die DNVP bei den Reichstagswahlen in 

Württemberg von Mai 1924 bis Mai 1928 

zirka 41 Prozent ihrer Stimmen, während 

es bei den Landtagswahlen fast 49 waren. 

Allerdings trat bei den Reichstagswahlen 

der evangelische Christliche Volksdienst 

(CVD) in Württemberg noch nicht auf, 

während er bei den Landtagswahlen auf 

Anhieb 3,9 Prozent der Stimmen und 
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3 Sitze im Landtag erhielt, die wenigs-

tens teilweise von ehemaligen deutschna-

tionalen Wählern stammten. Dafür 

spricht auch, dass die deutschnationale 

und bauernbündlerische Presse vor den 

Wahlen den CVD besonders scharf atta-

ckierte. 

Die Verluste der DNVP waren in der 

Umgebung von Stuttgart überdurch-

schnittlich hoch. So sank die Partei in 

Ludwigsburg von 14,2 auf 5,7, in Back-

nang von 18,5 auf 7,4, in Besigheim von 

8,6 auf 2,8, in Esslingen von 10,9 auf 4,6, 

in Stuttgart-Amt von 10,5 auf 4 und in 

Waiblingen von 16,9 auf 7,3 Prozent. 

Dagegen hielten sich die Verluste in den 

katholischen Oberämtern in relativ engen 

Grenzen, bei allerdings sehr geringen ab-

soluten Stimmenzahlen. Nutzniesser wa-

ren neben dem CVD verschiedene klei-

nere bürgerliche Splitterparteien, wie 

Volksrechtspartei und Wirtschaftspartei. 

Im Unterschied zur DNVP erlitt der Bau-

ernbund nur bescheidene Verluste, die 

ihn zwei Prozent der Stimmen und einen 

Sitz im Landtag kosteten. Interessant ist 

beim Bauernbund die regionale Streuung 

der Verluste und vielleicht noch interes-

santer der Gewinne. Während die Hoch-

burgen des Bauernbundes in den protes-

tantischen Agrargebieten des früheren 

Neckar- und Jagstkreises, die etwa dem 

heutigen Nordwürttemberg entsprachen, 

sehr unterschiedliche Ergebnisse aufwie-

sen, die aber zusammengefasst leichte 

Verluste ergaben, konnte die Partei im 

katholisch-agrarischen Oberschwaben 

teilweise erhebliche Stimmengewinne 

auf Kosten des Zentrums erzielen, so 

etwa in Laupheim von 4,8 auf 8,3, in 

Leutkirch von 3,6 auf 10,5, in Tettnang 

von 4,8 auf 8,3 und in Waldsee von 9,9 

auf 13 Prozent. Es war dem berufsständi-

schen Bauernbund also gelungen, in die 

Hochburgen der Weltanschauungspartei 

Zentrum einzudringen, da der Anteil der 

Katholiken in diesen vier Oberämtern 

zwischen 86 und 96 Prozent schwankte. 

Das Zentrum erzielte bei diesen Wahlen 

das schlechteste Landtagswahlergebnis 

der Weimarer Zeit. Trotzdem konnte es 

seinen Besitzstand mit 17 Abgeordneten 

im Landtag wahren. 

Ausserdem waren die Schwankungen der 

Stimmenzahlen von allen Parteien beim 

Zentrum am geringsten: Das beste Ergeb-

nis im Wahljahr 1920 lag mit 22,5 Pro-

zent nur um 2,9 Prozent über dem 

schlechtesten Resultat von 1928. 

Bei der regionalen Verteilung der Ver-

luste von 1928 ergibt sich folgendes Bild: 

In den überwiegend protestantischen 

Oberämtern konnte sich das Zentrum zu-

meist halten, oft sogar leichte Gewinne 

erzielen, bei einer absolut jedoch sehr ge-

ringen Stimmenzahl. In den katholischen 

Kerngebieten Oberschwabens und Ost-

württembergs musste das Zentrum dage-

gen zum Teil empfindliche Verluste hin-

nehmen. So sank es in Ellwangen von 

80,8 auf 75,3 Prozent, in Biberach von 

69,4 auf 63,4, in Leutkirch von 79 auf 

66,6 und in Tettnang von 67 auf 54 Pro-

zent. Diese Verluste kamen in den Agrar-

gebieten vor allem dem Bauernbund zu-

gute oder in Biberach zum Beispiel der 

Wirtschaftspartei, einer ansonsten in 

Württemberg unbedeutenden mittelstän-

dischen Interessenpartei. 

Bei der Erklärung dieser Verluste fällt 

auf, dass 1928 die einzige Wahl war, die 

in eine relativ konfliktfreie Zeit fiel, wäh-

rend es bei den Wahlen von 1919, 1920, 

1924 und 1932 immer um grundlegende 

politische Entscheidungen mit erbitterten 

Auseinandersetzungen ging, von der 

auch der Katholizismus direkt betroffen 

wurde. Insofern entfiel 1928 ein wichti-

ger Mobilisierungsfaktor für das Zen-

trum: die Gefahr für Glaube, Kirche oder 

Partei durch Extremisten von links und/ 

oder rechts. Dies hatte in den katholi-

schen Kerngebieten naturgemäss stärkere 

Auswirkungen als in der katholischen 

Diaspora, in der bei bewussten Katholi-

ken ein sehr viel grösseres Identifizie-

rungsbedürfnis mit einer katholischen 

Partei bestand, da man in einer protestan-

tisch bestimmten Umwelt lebte. 

Die rechtsliberale Deutsche Volkspartei 

(DVP), die im Reich unter ihrem Vorsit-

zenden Gustav Stresemann eine bedeu-

tende Rolle spielte, stand in Württemberg 

immer im Schatten der linksliberalen 

DDP. Sie erreichte zwar 1928 ein leichtes 
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Stimmenplus von 0,6 Prozent – erheblich 

weniger als sie vor der Wahl erwartet 

hatte –, konnte aber mit 5,2 Prozent der 

Stimmen nur etwas über die Hälfte der 

Stimmen der DDP auf sich vereinigen. In 

einigen Hochburgen wie Crailsheim, 

Esslingen und Tübingen musste sie sogar 

deutliche Verluste hinnehmen. 

Die DDP, die 1919 ein Viertel der Wäh-

lerstimmen erhalten hatte, nahm in Würt-

temberg wie im Reich von Wahl zu Wahl 

kontinuierlich ab. Während sie aber im 

Reichstag 1928 mit 4,9 Prozent der Stim-

men nur noch eine bescheidene Rolle 

spielte, erreichte sie im württembergi-

schen Landtag mit einem Anteil von 10,1 

Prozent immerhin noch 8 von 80 Sitzen 

und war damit viertstärkste Partei. Ihre 

Hochburgen lagen ausschliesslich in den 

evangelischen Landesteilen. Während es 

der DDP aber 1919 kurzfristig gelungen 

war, auch in landwirtschaftlich dominier-

ten Oberämtern eine vorherrschende 

Rolle einzunehmen, die sie von 1920 an 

dem neu auftretenden Bauernbund voll-

ständig abtreten musste, konnte sie 1928 

grössere Stimmenzahlen nur noch in 

Städten und industriell geprägten Ober-

ämtern erzielen, wobei aber auch dort die 

Stimmen zumeist seit 1919 mehr als hal-

biert worden waren. Die Hochburgen der 

Partei mit mehr als 13 Prozent der Stim-

men lagen in Balingen (21,4%), Besig-

heim (14,1%), Böblingen (13,7%), Heil-

bronn (13,7%), Ludwigsburg (14,7%), 

Neuenbürg (13,3%), Oberndorf (14,5%), 

Reutlingen (19%), Rottweil (20%), Tü-

bingen (21,6%) und Stuttgart-Stadt 

(14,3%). Interessant ist in diesem Zusam-

menhang auch der Blick auf die gleich-

zeitig abgehaltenen Reichstagswahlen. 

Die DDP schnitt ähnlich wie der Bauern-

bund bei Landtagswahlen immer besser 

ab als bei Reichstagswahlen. Besonders 

deutlich wird dies bei den Oberämtern 

Balingen, Rottweil und Tübingen, bei de-

nen die DDP-Kandidaten Mauthe, Fabri-

kant in Rottweil, und Oberbürgermeister 

Scheef in Tübingen Stimmenzahlen er-

reichten, die weit über dem Reichstags-

wahlergebnis lagen. In Tübingen machte 

dies 1,8, in Balingen 3 und in Rottweil 

3,7 Prozent aus. 

Der Christliche Volksdienst (CVD) kan-

didierte 1928 zum ersten Mal bei Land-

tagswahlen, nachdem er zuvor nur mit 

mässigem Erfolg bei den Gemeinderats-

wahlen im Dezember 1925 aufgetreten 

war. Er erreichte auf Anhieb 3,9 Prozent 

der Stimmen und damit drei Sitze, also 

nur einen Sitz weniger als DVP und 

DNVP. Seine Hochburgen lagen in den 

evangelischen Oberämtern Backnang 

(7%), Calw (7,5%), Freudenstadt 

(12,5%), Kirchheim (7,3%), Leonberg 

(7,8%), Reutlingen (7%), Schorndorf 

(9,9%), Urach (7%) und Welzheim 

(11,5%). Die Gewinne gelangen wohl in 

erster Linie auf Kosten von DNVP und 

Bauernbund. So schrieb auch die grösste 

württembergische Tageszeitung, das der 

DDP nahestehende «Stuttgarter Neue 

Tagblatt» in einer Wahlbetrachtung, dass 

der Erfolg des CVD neben dem Verlan-

gen nach mehr Anerkennung der sittli-

chen Grundsätze auch in der Politik, auf 

dem peinlich beschämenden Missbrauch 

der Religion bei der Wahlpropaganda der 

Bürgerpartei beruhte. Allerdings konnte 

sich der CVD nicht auf die evangelische 

Landeskirche stützen. Der damalige Prä-

lat und spätere Landesbischof Wurm hat-

te sich in einem Briefwechsel mit dem 

Parteivorsitzenden Simpfendörfer sogar 

gegen den Christlichen Volksdienst aus-

gesprochen. Im Unterschied dazu wurde 

die Partei, die sich besonders für die He-

bung der Volks- und Staatssittlichkeit 

und gegen den Alkoholmissbrauch ein-

setzte, von vielen evangelischen Pfarrern 

unterstützt. 

Die übrigen bürgerlichen Parteien blie-

ben mit zusammen 4,4 Prozent der Stim-

men unbedeutend. Aber auch die NSDAP 

sank von 4 auf 1,8 Prozent und damit zur 

Bedeutungslosigkeit herab. Nur in Geis-

lingen (7%, 1924: 10,2%) und Nagold 

(8,6%, 1924: 13,7%) konnte sie mehr als 

5 Prozent der Stimmen erringen. Der völ-

kische Spuk von 1924 schien in Würt-

temberg nur kurz gewesen zu sein. 

Strahlender Sieger der Landtags- wie 

auch der Reichstagswahl 1928 war die 
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SPD. Sie wurde zum ersten Mal seit 1919 

mit einem Stimmengewinn von 7,8 Pro-

zent wieder stärkste Partei im Landtag 

und übertraf sogar die Stimmenzahl von 

Bauernbund und DNVP zusammen. Da-

bei profitierte sie einerseits von den Ver-

lusten der KPD, andererseits aber von 

dem Missbehagen an dem sogenannten 

System Bazille, das die bürgerlichen 

Wähler in grosser Zahl von der Wahlurne 

fernhielt und die Anhänger der SPD stark 

mobilisierte. Dafür spricht auch, dass die 

SPD besonders stark in den industrierei-

chen Oberämtern zunahm, während sie in 

den landwirtschaftlich geprägten Gegen-

den sogar teilweise Verluste hinnehmen 

musste, so in Ehingen (-1,6%), Gera-

bronn (-1,4%), Hall (-0,2%), Laupheim  

(-1,6%), Münsingen (-0,5%) und Ried-

lingen (-0,4%). 

Vergleicht man das Ergebnis mit den 

Reichstagswahlen vom Dezember 1924 

und nicht mit den Landtagswahlen vom 

Mai 1924, so sieht das Bild für die SPD 

auf dem Lande noch trüber aus. Die 

«Schwäbische Tagwacht», die Zeitung 

der württembergischen SPD, schrieb in 

einer Wahlbetrachtung, dass 33 von ins-

gesamt 61 Oberämtern (ohne Stuttgart-

Stadt) die Erwartungen nicht erfüllt hät-

ten und dass fast alle diese Oberämter 

überwiegend oder sogar rein agrarisch 

wären. Die SPD wurde also von der un-

zufriedenen Landbevölkerung nicht als 

wählbare Alternative zur bestehenden 

Regierung betrachtet, oder anders ausge-

drückt: Für diese enttäuschten Wähler 

stellten die beiden demokratischen Oppo-

sitionsparteien SPD und DDP keine Al-

ternative zu den regierenden Parteien dar. 

Sehr viel besser sah es für die SPD in den 

Industrieregionen aus, in denen sie teil-

weise zweistellige Zuwachsraten erziel-

te. So in Aalen (+12,6%), in Esslingen 

(+14,5%), in Heidenheim (+12,7%), in 

Ludwigsburg (+13,3%), in Nürtingen 

(+12,7%) und in Stuttgart (+13,5%), wo-

bei allein Stuttgart ein Drittel der neu ge-

wonnenen Stimmen brachte. Über 40 

Prozent der Stimmen erreichte die SPD 

aber wie schon 1924 wiederum nur in ih- 

rer württembergischen Hochburg Heil-

bronn. 

Im Unterschied zur SPD musste die KPD 

eine herbe Niederlage einstecken. Sie 

sank von 11,6 auf 7,4 Prozent. Der 

schlechte Zustand der württembergi-

schen KPD zeigte sich besonders bei ei-

nem Vergleich mit dem Reich. Während 

die KPD im Reich von Dezember 1924 

auf Mai 1928 1,6 Prozent dazugewann, 

verlor sie in Württemberg 0,9 Prozent. 

Dies hatte wohl in erster Linie innerwürt- 

tembergische Ursachen. So wurde ihr 

führender Kopf, Hans Stetter, 1924/25 

politisch kaltgestellt und 1926 aus der 

Partei ausgeschlossen. Daraufhin sank 

die Partei personell und organisatorisch 

auf einen Tiefpunkt. Auch Ende 1927 

hatte sie sich noch nicht erholt, wie ein 

Bericht der württembergischen politi-

schen Polizei über eine Sitzung der kom-

munistischen Bezirksleitung und Land-

tagsfraktion zeigte. Ein Funktionär der 

Bezirksleitung rechnete mit höchstens 

sieben Mandaten bei der Landtagswahl 

(es wurden nur sechs) und beklagte die 

Passivität der Mehrzahl der Parteimit-

glieder, die im Gegensatz zu früher stün-

de, als in Württemberg sehr aktiv gear-

beitet worden wäre. Anschliessend be-

zichtigten sich die Funktionäre gegensei-

tig der Faulheit und Unfähigkeit. Unter 

diesen Umständen konnte das schlechte 

Abschneiden der Partei nicht verwun-

dern. Besonders hoch waren die Verluste 

in Aalen (-8,3%), Balingen (-8,8%), Ess-

lingen (-8,5%), Heidenheim (-10,1%), 

Nürtingen (-8,8%), Reutlingen (-8,6%), 

Rottweil (-12,4%) und Tübingen  

(-9,3%). In all diesen Oberämtern hatte 

die SPD überdurchschnittlich hohe Ge-

winne; man kann also davon ausgehen, 

dass ein Grossteil der ehemaligen KPD-

Wähler 1928 SPD wählte. Hochburgen 

mit über 10 Prozent blieben noch Back-

nang, Böblingen, Esslingen, Göppingen, 

Leonberg, Ludwigsburg, Nürtingen, 

Stuttgart-Amt und Stadt sowie Urach, al-

les relativ stark industrialisierte evangeli-

sche Gebiete im Umkreis von Stuttgart. 

Nach der Wahl schienen die neuen Mehr-

heitsverhältnisse eindeutig auf eine 
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«Weimarer Koalition» aus SPD, Zentrum 

und DDP hinzudeuten, die mit 47 von 80 

Sitzen im Landtag eine solide Mehrheit 

gehabt hätte. Als stärkste Partei forderte 

die SPD nach den Wahlen die Führung 

der parlamentarischen Geschäfte. Aber 

schon einen Tag nach der Wahl hatte die 

der DNVP nahestehende «Süddeutsche 

Zeitung» festgestellt, dass die Entschei-

dung und Verantwortung einzig und al-

lein beim Zentrum liege. 

Es geht um nicht mehr und nicht weniger 

als um die Frage, ob auch Württemberg 

in der roten Flut, die wahrscheinlich das 

Reich überschwemmen wird, mit unter-

tauchen soll. Man könnte sagen, auch 

Württemberg hat es nicht anders gewollt 

oder – nicht anders verdient. Man könnte 

sogar soweit gehen, dass sich Württem-

berg nach dem Wahlausfall offenbar 

nichts sehnlicher wünscht, als schon mor-

gen von einem Berliner Oberpräsidenten 

regiert zu werden. Aber doch wäre eine 

solche Betrachtung allzusehr Ausfluss ei-

ner Verärgerung, die in der Politik keine 

Rolle spielen darf. Und so stellen wir als 

Ergebnis dieser Koalitionsbetrachtung 

lediglich fest, dass in Württemberg rech-

nerisch die Möglichkeit besteht, eine bür-

gerliche Regierungsmehrheit aufrecht zu 

erhalten. 

Diese bürgerliche Regierungsmehrheit 

hätte aus einer Koalition von DNVP, 

Bauernbund, Zentrum und DVP bestan-

den, die aber mit ihren 41 von 80 Sitzen 

praktisch auf die Tolerierung durch den 

CVD angewiesen gewesen wäre. Ein zu-

sätzliches Problem dieser Koalition hätte 

die Person Bazilles bedeutet, der von der 

DVP kompromisslos abgelehnt wurde. 

Am 24. Mai 1928 trafen sich die Vorsit-

zenden von SPD und Zentrum, Keil und 

Beyerle, zu einem Gespräch über die Bil-

dung einer Regierung, ohne allerdings 

danach noch in ernsthafte Koalitionsver-

handlungen einzutreten. Schon am 8. Juni 

teilte Beyerle mit, «dass die Fraktion des 

Zentrums beschlossen habe, im Zusam-

menwirken mit den Parteien der Bürger-

partei und des Bauernbundes eine der  

späteren Erweiterung durch andere Par-

teien zugängliche Regierungsbildung 

vorzunehmen». 

Die neue Regierung war im Prinzip die 

alte, nur die Position des Staatspräsiden-

ten ging von Bazille auf Bolz über. Die 

Bildung dieser Minderheitsregierung lag 

sicher nicht im Interesse der Wähler, die 

gerade den konservativen Gruppen eine 

deutliche Abfuhr erteilt hatten. Diese 

Rechtsorientierung des Zentrums stiess 

nicht nur in Württemberg in weiten Krei-

sen auf Unverständnis, sondern auch im 

Reich, zumal das Zentrum im Reich, in 

Preussen und in Baden mit der SPD koa-

lierte. 

Wie schmal auch die parlamentarische 

Basis dieser Regierung war, zeigte sich 

bei der Wahl des Staatspräsidenten und 

den sich daran anschliessenden Misstrau-

ensanträgen. Da im Unterschied zu heute 

keine absolute Mehrheit zur Wahl des 

Staatspräsidenten nötig war, genügten 

Bolz 39 von 80 Stimmen, um gewählt zu 

werden. Der daraufhin von der SPD ein-

gebrachte Misstrauensantrag gegen die 

Gesamtregierung wurde mit 36 Ja-Stim-

men (SPD, KPD, DDP), 40 Nein-Stim-

men (Zentrum, DNVP, Bauernbund, 

CVD) bei vier Enthaltungen (DVP) abge-

lehnt. Den darauffolgenden Misstrauens-

antrag gegen Kultminister Bazille, der 

auch von der DVP unterstützt wurde, 

konnte die Regierungskoalition nur mit 

Hilfe der Geschäftsordnung überstehen, 

nach der Enthaltungen als Neinstimmen 

gezählt wurden. Dieser Antrag erhielt 

nämlich 40 Ja-Stimmen (SPD, KPD, 

DDP, DVP), 39 Neinstimmen (Zentrum, 

DNVP, Bauernbund, zwei Abgeordnete 

des CVD) und eine Enthaltung (CVD), 

wobei Bazille sogar noch für sich selbst 

stimmen musste, um nicht zu unterliegen. 

Eine solche Regierungsbildung führte na-

türlich zu einer starken Verbitterung in-

nerhalb der SPD. 

Was hat nun das Zentrum zur Weiterfüh-

rung dieser parlamentarisch so schwa-

chen Regierungskoalition bewogen? – 

Das württembergische Zentrum war sehr 

viel stärker als im Reich oder in Preussen 

landwirtschaftlich orientiert, woraus sich 

ein stärkerer Gegensatz zur SPD ergab. 
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Darüber hinaus setzte sich das Zentrum 

sehr stark für die Konfessionsschule und 

die Eigenständigkeit der Länder ein. Bei-

des waren Punkte, die sich mit den mehr 

zentralstaatlich ausgerichteten und für 

eine Reform des Schulwesens eintreten-

den Parteien SPD und DDP schwerer ver-

wirklichen liessen. Insgesamt war das 

württembergische Zentrum aufgrund sei-

nes starken agrarischen und des schwa-

chen Arbeiterflügels sehr viel konservati-

ver als im Reich. Damit erschwerten auch 

stärkere ideologische Gegensätze die Zu-

sammenarbeit mit der keineswegs beson-

ders revolutionären SPD in Württemberg. 

Nicht unerheblich dürfte für das Zentrum 

auch die Überlegung gewesen sein, dass 

dem Bauernbund bei einem Links-

schwenk im katholischen Oberschwaben 

noch grössere Einbrüche als 1928 in die 

eigene Wählerschaft gelingen könnten, 

wobei es dem Bauernbund dann möglich 

gewesen wäre, aus der Opposition heraus 

gegen das Zentrum zu agitieren. 

Die Begründungen, die im Landtag von 

Zentrum, DNVP und Bauernbund für die 

Regierungsbildung gegeben wurden, wa-

ren sehr dürftig. Bolz sprach in bezug auf 

das Wahlergebnis von unbewertbaren 

Zahlen und davon, dass das Wahlergeb-

nis keine Verurteilung der Landespolitik 

der abgelaufenen Jahre darstelle. Zent-

rums- und Bauernbundssprecher rechne-

ten immer wieder vor, dass die Wahl kei-

nen Sieg der Linken und der Opposition 

bedeute, da die SPD weder Wähler aus 

der Mitte noch der Rechten gewonnen 

hätte und die grösste bürgerliche Opposi-

tionspartei, die DDP, sogar Einbussen 

hätte hinnehmen müssen. Der Redner des 

Bauernbundes wies auch wieder darauf 

hin, dass die bisherige Koalition im Jahre 

1924 die Regierung in schwerer Zeit 

übernommen und Ordnung in Verwal-

tung und Finanzen gebracht habe. 

Trotz all dieser Argumente war die Re-

gierungsbildung von 1928 nicht nur bei 

ihren Gegnern umstritten. Viele gingen 

davon aus, dass sich diese Regierung nur 

kurze Zeit halten könnte. Niemand hätte 

es damals wohl für möglich gehalten, 

dass diese Regierung nahezu unverändert 

bis 1933 im Amt bleiben sollte, zumal im 

März 1929 nach einem Urteil des Reichs-

staatsgerichtshofs, der dem heutigen 

Bundesverfassungsgericht vergleichbar 

ist, Teile des württembergischen Wahlge-

setzes für ungültig erklärt wurden. 

Aufgrund dieses Urteils verteilte der 

württembergische Staatsgerichtshof die 

Sitze zugunsten der klagenden Volks-

rechtspartei, einer Interessenspartei der 

Inflationsgeschädigten und der NSDAP, 

im Juni 1929 neu, indem er dem Bauern-

bund, dem Zentrum und der SPD jeweils 

einen Sitz absprach und der Volksrechts-

partei zwei sowie der NSDAP einen Sitz 

neu zuwies. Danach hatte die Regie-

rungskoalition nur noch 35 Sitze, die 

Linke 27 Sitze, die DDP behielt ihre acht 

Sitze, die NSDAP hatte einen Sitz und die 

alles entscheidenden kleinen Mittelpar-

teien besetzten nun neun Sitze. 

Sehr viel bedenklicher für den Bestand 

der Regierung wurde aber im Laufe des 

Jahres 1929 die Diskussion um das 

Volksbegehren gegen den Youngplan, da 

hier Zentrum und DNVP unterschiedli-

cher Auffassung waren. Der Youngplan, 

die letzte Tat Stresemanns, stellte eine 

wichtige Etappe auf dem Weg zur Revi-

sion des Versailler Vertrags dar. Er 

schrieb zwar wiederum hohe jährliche 

Reparationszahlungen von durchschnitt-

lich zwei Milliarden Reichsmark auf ins-

gesamt 59 Jahre fest, verbürgte aber 

gleichzeitig die wichtigen ausländischen 

Kredite, schuf Klarheit über die anfallen-

den Zahlungen und bot Aussichten auf 

künftige Verbesserungen. Noch wichti-

ger als die finanzielle Seite des Vertrags 

aber war die politische: Aufhebung der 

alliierten Kontrollen in Deutschland und 

ein Jahr später die Räumung des besetz-

ten Rheinlands. 

Gegen den Youngplan wurde ein Reichs-

ausschuss für das deutsche Volksbegeh-

ren ins Leben gerufen, der von DNVP, 

Stahlhelm, einem konservativ-monar-

chistischen Wehrverband und der NS-

DAP zusammen geleitet wurde. Damit 

war die DNVP unter ihrem neuen Vorsit-

zenden Hugenberg ins anti-republika- 
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nisch-nationalistische Lager gewechselt, 

nachdem sich die Partei unter Hugen-

bergs Vorgänger Westarp bisher um ei-

nen gemässigt konservativen Kurs be-

müht hatte. 

Im September 1929 wurde dann ein Ge-

setzentwurf «gegen die Versklavung des 

deutschen Volkes» eingebracht, der unter 

anderem eine strafrechtliche Verfolgung 

des Reichskanzlers, der Reichsminister 

und der Bevollmächtigten des Reiches 

vorsah, sofern sie den Youngplan unter-

zeichnen würden. Die Auseinanderset-

zungen um den Youngplan führten sehr 

schnell zu einer Spaltung der DNVP in 

Anhänger und Gegner des neuen Hugen-

berg-Kurses. Dies hatte natürlich auch 

seine Auswirkungen in Württemberg. 

Während Bazille und sein Anhang Hu-

genberg sehr kritisch gegenüberstanden, 

traten der Parteivorsitzende Hirzel und 

der Landtagsabgeordnete Wider, der auf 

das Reichstagsmandat von Bazille speku-

lierte und es 1930 auch erhielt, für Hu-

genberg ein. Zwar stand auch Dehlinger 

auf Seiten Hugenbergs, aber er setzte sich 

nicht allzusehr für ihn ein und trat nicht 

aus der Regierung aus. Die Regierung 

selbst vermied mit allerlei Geschäftsord-

nungstricks, obwohl von der parlamenta-

rischen Opposition gedrängt, eine Stel-

lungnahme im Landtag. 

Umso stärker agitierte die «Süddeutsche 

Zeitung». Trotzdem war das Ergebnis des 

Volksbegehrens vom 16.-29. Oktober 

1929,  bei  dem  sich  die  Gegner  des 

Youngplans in Listen eintragen mussten, 

für ihre Initiatoren niederschmetternd. 

Nur 110553 Wahlberechtigte hatten sich 

eingeschrieben. Dies waren etwa 6,5 und 

somit weit weniger als die benötigten 10 

Prozent, die übrigens auch im Reich nur 

knapp überschritten wurden. 

Noch bedenklicher für die Betreiber des 

Volksbegehrens (DNVP, Bauernbund 

und NSDAP) musste aber sein, dass sich 

nicht einmal die Hälfte ihrer 286‘000 

Wähler vom Mai 1928 zur Eintragung 

bewegen liess und in keinem Oberamt die 

Stimmenzahl von 1928 erreicht wurde. 

So schrieb denn auch der rechtsliberale 

«Schwäbische Merkur» Ende Oktober 

1929, dass 

sich die grosse Mehrzahl der Deutschna-

tionalen und Bauernbündler – von den 

Nationalsozialisten darf man das ja nicht 

annehmen – der Politik, die ihren Par-

teien ja im Grunde von aussen her aufge-

drängt worden ist, versagt hat. Und das 

ist all denen, die in diesen Tagen wilden 

Kampfes von den Volksbegehrlern so 

masslos angegriffen wurden, eine wirkli-

che innere Genugtuung. Wie wenige 

deutschnationale und bauernbündleri-

sche Wähler stehen hinter dem Volksbe-

gehren! Sind das alles auch laue Patrio-

ten? 

Die «Schwäbische Tagwacht» sprach von 

einer Pleite in Württemberg und einem 

Spiegelbild der Ohnmacht und kam zu 

dem Resümee, dass 

der Effekt des Volksbegehrens also ledig-

lich innerhalb des deutschen Nationalis-

mus liegt. Der Radikalisierungsprozess 

ist gefördert worden, die Nationalsozia-

listen haben sich auf Kosten der Deutsch-

nationalen in einem gewissen Rahmen ge-

sund gemacht ... Der Auflösungsprozess 

der grossen Deutschnationalen Partei der 

Unehrlichkeit wird auch in Württemberg 

noch deutlicher werden. 

Trotz dieser Schlappe agitierte die «Süd-

deutsche Zeitung» unverändert in den al-

ten nationalistischen Bahnen weiter und 

forderte alle Volksgenossen auf, sich für 

ein besseres Einkommen und Auskom-

men dadurch einzusetzen, dass sie all ihr 

Sinnen und Trachten, all ihr Denken und 

Handeln abstellten auf den Kampf um das 

Lebensrecht der Nation. Aber auch diese 

Demagogie und ein verstärkter Einsatz 

des Bauernbundes konnten den Misser-

folg des Volksentscheids am 22. Dezem-

ber 1929 nicht verhindern, obwohl die Ja-

Stimmen auf 202 504 gesteigert wurden. 

Trotzdem lag der prozentuale Anteil in 

Württemberg immer noch um über 2 Pro-

zent unter dem Reichsdurchschnitt. Aller-

dings gelang es für dieses Mal in fünf 

Oberämtern, die Stimmenzahl der Volks-

begehrensparteien von 1928 zu übertref- 
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fen, und zwar in den vier ländlichen, 

evangelischen Schwarzwaldbezirken 

Freudenstadt, Herrenberg, Nagold und 

Sulz sowie im Oberamt Ulm. Interessant 

ist dabei, dass in allen fünf Bezirken die 

NSDAP dann bei der Landtagswahl 1932 

überdurchschnittlich gut abschnitt und 

DNVP beziehungsweise Bauernbund 

überdurchschnittlich hoch verloren. 

Der Appell an die nationalen Leiden-

schaften kam nur der radikalsten der drei 

Parteien zugute. So hoffte denn auch der 

«Schwäbische Merkur» auf eine Reini-

gung der politischen Atmosphäre, indem 

die Anhänger des Volksbegehrens die 

Konsequenzen daraus ziehen würden, 

dass ihr Weg nicht gangbar war, und das 

Zentrumsblatt erinnerte daran, dass das 

Ergebnis des Volksentscheids für DNVP 

und Bauernbund besonders unerfreulich 

war, da der Nationalsozialismus auch in 

Württemberg anzuwachsen begann und 

die geringe Stimmenzahl auf einen star-

ken Rückgang der Anhängerschaft bei 

den konservativen Parteien schliessen 

liess. Doch das deutschnationale Organ 

liess sich von seinen nationalistischen 

Phrasen nicht abbringen, so dass man, 

wie der «Schwäbische Merkur» schrieb, 

den Glauben an eine Selbstbesinnung der 

Volksentscheidparteien verlieren musste. 

Fast prophetisch mutet rückblickend der 

Kommentar der Deutschnationalen nach 

dem Volksentscheid an, allerdings in ei-

nem anderen Sinn als es der Autor erhofft 

hatte, deshalb sei er hier ausführlich zi-

tiert: 

Die, die ihr Ja bei diesem Volksentscheid 

aussprachen, sind nur der Vortrupp. Hin-

ter diesem Vortrupp formiert sich eine 

Armee, und zu dieser Armee strömen von 

Tag zu Tag mehr die Massen ...In die 

deutschen Dinge ist wieder politische Be-

wegung gekommen. Endlich beginnen 

auch die aufzuwachen, die, nachdem die 

ersten Stürme der Revolution äusserlich 

überwunden waren, sich beruhigt wieder 

aufs Bärenfell hingestreckt hatten. End-

lich strömen die, fordernd und von neuem 

Willen beseelt, in die politische Arena zu-

rück, die sich abseits gestellt hatten, weil 

ihr Kampf gegen falsche Richtungen der 

Politik allzu lange ergebnislos geblieben 

war und schon mehr wie ein Kampf gegen 

Windmühlen erschien. Der politische 

Wille in Deutschland ist wieder mobili-

siert. Das ist eine Tatsache, die vielleicht 

das Ergebnis des Volksentscheids ist, das 

die weitgehendsten Folgen nach sich 

zieht. Der politische Wille in Deutschland 

ist nicht nur mobilisiert, sondern erfindet 

bereits auch die Formationen vor, mit de-

nen der Vormarsch angetreten werden 

kann. Mit dem Volksentscheid ist nicht 

der Kampf an sich, sondern nur eine 

Kampfhandlung abgeschlossen. Andere 

werden folgen und das, was hinter uns 

liegt, sind dann nur Vorgefechte, die die 

Entscheidungsschlacht vorbereiteten. Zu 

dieser grossen und entscheidenden 

Schlacht, der Auseinandersetzung über 

das Wie der deutschen Politik nach innen 

und nach aussen, wird es in Deutschland 

früher kommen, als viele glauben. 

Drei Jahre später war Hitler mit Hilfe der 

Deutschnationalen an der Macht! Drei-

einhalb Jahre später wurden die Deutsch-

nationalen von Hitler verboten! 

Die Entscheidung über den Youngplan im 

Kabinett, in dem sich zwei Befürworter 

(Bolz und Beyerle) und zwei Gegner (Ba-

zille und Dehlinger) gegenübersassen, 

fiel mit dem Eintritt von DDP und DVP 

in die Regierung Anfang 1930. Da Bazille 

ohnehin ein Gegner des Hugenbergschen 

Konfrontationskurses war und auch Deh-

linger eine Kraftprobe im Kabinett ver-

mied, wurde die Zustimmung der würt-

tembergischen Regierung zum Young-

plan im Kabinett ohne Abstimmung fest-

gestellt. 

Schon bei der Debatte um die Regie-

rungserklärung im Juni 1928 hatte der 

Zentrumsabgeordnete Bock erklärt, dass 

die Regierung für weitere Parteien offen 

sei. Dies war in erster Linie auf die DDP 

und DVP gemünzt und scheiterte zu-

nächst an der Person des Kultministers 

Bazille. Seit dieser Zeit hatten aber auch 

Bestrebungen eingesetzt, eine Zusam-

menarbeit zwischen DDP und DVP zu er-

reichen. So wurde eine Abmachung ge-

troffen, dass keine der Parteien ohne die 
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andere in die Regierung einträte. Im Ap-

ril 1929 fanden dann wieder Verhandlun-

gen mit der Regierung statt, bei denen 

DDP und DVP ihre Forderungen ge-

meinsam stellten. Die Wirtschaftskreise 

in Württemberg, sowohl die Industrie als 

auch der Handel und das Handwerk, setz-

ten sich für einen Regierungseintritt ein, 

der aber wieder an der Person Bazilles 

scheiterte. Im Oktober 1929 trat Bolz 

dann an den Vorsitzenden der DVP, den 

Bürgermeister von Lustnau, Rath, heran, 

um die Partei an die Regierung zu bin-

den. Rath lehnte dies mit dem Hinweis 

auf das Bild vollkommener Uneinigkeit 

ab, das die Regierung zum Beispiel beim 

Youngplan biete. Aber schon Anfang 

November meinte der Generalsekretär 

der württembergischen DDP, Hopf, in ei-

nem Brief an Theodor Heuss, dass Rath 

zu ehrgeizig sei, um auf die Dauer den 

Lockungen von Bolz zu widerstehen. 

Kurz zuvor war allerdings bekanntge-

worden, dass sich Bazille und Dehlinger 

doch in die Volksbegehrens-Liste einge-

tragen hatten. Bis dahin war man der 

Meinung gewesen, dass eine Abmachung 

innerhalb der Regierung getroffen wor-

den sei, dass die Regierung als solche ge-

gen das Volksbegehren nicht vorgehe, 

das Zentrum als Partei dagegen Stellung 

nehme und die beiden deutschnationalen 

Minister sich passiv verhalten und vor al-

len Dingen sich nicht einzeichnen wür-

den. 

Durch diese neue Sachlage sah die DVP 

das Lebenswerk ihres kurz zuvor verstor-

benen Vorsitzenden Stresemann gefähr-

det, für den der Youngplan einen Schritt 

zur friedlichen Revision des Versailler 

Vertrages dargestellt hatte. Die DVP war 

demzufolge im November 1929 bereit, 

auch ohne die DDP in ein Kabinett Bolz-

Bazille einzutreten. So drohte der DDP 

die Gefahr, allein neben den Sozialdemo-

kraten und den Kommunisten in der Op-

position zu verbleiben. Dem DDP-Vor-

sitzenden Bruckmann erschien dies sehr 

schädlich, da grosse Erfolge als Opposi-

tionspartei in Württemberg nicht zu er-

zielen waren. Zudem erklärte der ein-

flussreiche Vorsitzende der würtember-

gischen Handwerker und DDP-Land- 

tagsabgeordnete Henne, dass er unter den 

Bedingungen einer Opposition die Wirt-

schaftspartei in Württemberg nicht mehr 

aufhalten könne. Ausserdem fiele der ge-

werbliche Mittelstand in Scharen von der 

Partei ab, ähnlich wie Handel und Indust-

rie. Im Übrigen hatte sich der Hauptgeg-

ner der Liberalen, Bazille, 1929 sehr 

stark zurückgehalten, so dass seine Per-

son als einziger Hinderungsgrund eines 

Regierungseintritts der DDP zunehmend 

an Gewicht verlor. Überzeugend er-

scheint auch das Argument des Landes-

vorsitzenden Bruckmann, dass die Ziele 

der Demokraten auf wirtschaftlichem, 

aber auch auf kulturellem Gebiet viel 

eher in der Regierung als in der Opposi-

tion durchzusetzen waren. 

Trotzdem blieb der Regierungseintritt in-

nerhalb der DDP umstritten. Besonders 

kritisiert wurde auch die Art der Diskus-

sion und der /Beschlussfassung in den 

Gremien, bei denen die Stuttgarter Orts-

gruppe als eifrigste Verfechterin des Ein-

tritts besonders bevorzugt wurde. So fiel 

auch die Entscheidung am 19. Januar 

1930 auf einem Vertretertag mit 105 ge-

gen 97 Stimmen zugunsten des Regie-

rungseintritts äusserst knapp aus. Obwohl 

man vereinbart hatte, die Entscheidung 

des Vertretertages zu akzeptieren, kam es 

nach diesem Beschluss zu einer grossen 

Anzahl von Parteiaustritten auch promi-

nenter Mitglieder, etwa des früheren Vi-

zekanzlers Payer. Wie wenig später auch 

bei einer DDP-Vorstandsdebatte in Ber-

lin am 8. Februar 1930 klar wurde, strit-

ten sich bei diesem Konflikt die «Wirt-

schafts»-Politiker mit den «Kultur»- be-

ziehungsweise «Schul»-Politikern. Die 

einen erhofften sich wirksame Interes-

senvertretung in einer wirtschaftlich sehr 

kritischen Zeit, während es die anderen 

für unmöglich hielten, sich mit dem reak-

tionärsten Kultusminister Deutschlands 

an einen Tisch zu setzen. Allerdings wur-

de der Streit um die Person Bazilles, der 

1930 aus der DNVP austrat und bis 1933 

kaum noch in Erscheinung trat, bald 

durch die Weltwirtschaftskrise verdrängt. 

Da der neu eingetretene Wirtschaftsmi-

nister der DDP, Reinhold Maier – die  
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DVP stellte in der Regierung einen 

Staatsrat –, bei Industrie, Handwerk und 

Handel einen sehr guten Ruf genoss und 

sich bis zu seiner Absetzung im März 

1933 durch die Nationalsozialisten zu-

sammen mit der übrigen Regierung trotz 

der Weltwirtschaftskrise sein hohes An-

sehen bewahren konnte, brachte der Re-

gierungseintritt für die DDP insgesamt si-

cherlich keinen Schaden, sondern trug 

eher zu ihrer relativen Stabilität in Würt-

temberg bei. Darüber hinaus hatte aber 

auch die württembergische Regierung 

mit 48 von 80 Sitzen wieder eine solide 

Mehrheit im Landtag. Diese landespoliti-

schen Probleme wurden aber bald von 

äusseren Konflikten überlagert. 

Am 24. Oktober 1929, dem sogenannten 

«Schwarzen Freitag», brachen an der 

New Yorker Börse die Aktienkurse zu-

sammen. Dieser Tag gilt als Beginn der 

Weltwirtschaftskrise, obwohl gerade in 

Deutschland die Wirtschaft während der 

ganzen Weimarer Republik, mit nur 

kurzzeitigen Ausnahmen, von Krisen er-

schüttert wurde. Die Agrarkrise hatte so-

gar schon Mitte der Zwanziger Jahre be-

gonnen, verschärfte sich dann aber in den 

Jahren 1929-1933 noch ungemein. Auf 

dem Höhepunkt der Krise im Jahr 1932 

waren in Deutschland mehr als sechs 

Millionen Menschen arbeitslos und das 

zumeist bei öffentlichen Unterstützungs-

sätzen, die kaum das Existenzminimum 

deckten. 

An der sich verschärfenden wirtschaftli-

chen Lage zerbrach auch Anfang 1930 

die letzte parlamentarisch gebildete 

Reichsregierung der Weimarer Republik 

unter dem sozialdemokratischen Kanzler 

Hermann Müller. Äusserer Anlass war 

ein Streit zwischen DVP und SPD über 

die Finanzierung der Arbeitslosenversi-

cherung, die durch das rapide Ansteigen 

der Arbeitslosenzahlen in finanzielle 

Schwierigkeiten geraten war. Die nach-

folgende Regierung des Zentrumspoliti-

kers Brüning hatte keine Mehrheit im 

Parlament mehr, sondern stützte sich auf 

das Vertrauen des Reichspräsidenten von 

Hindenburg und den Artikel 48 der Wei- 

marer Verfassung, der dem Reichspräsi-

denten das Recht gab, Massnahmen bei 

Störungen von Sicherheit und Ordnung 

unter Umgehung des Reichstags zu er-

greifen. Dieser konnte allerdings die 

Massnahmen mit Mehrheitsbeschluss 

wieder ausser Kraft setzen. Bis 1933 

brachte es keine Regierung mehr zu einer 

parlamentarischen Mehrheit; es waren 

vielmehr «Präsidialkabinette», die fast 

ausschliesslich mit Notverordnungen 

aufgrund des Artikels 48 regierten. Im 

Juli 1930 hob eine negative Mehrheit von 

SPD, KPD, DNVP und NSDAP im 

Reichstag eine Notverordnung von Brü-

ning auf, worauf dieser das Parlament 

auflöste und für den 14. September Neu-

wahlen ausschrieb. 

Zu diesem Zeitpunkt gab es schon über 

drei Millionen Arbeitslose im Reich, in 

Württemberg dagegen erst knapp über 

60‘000. Damit stellte Württemberg bei 

einem Bevölkerungsanteil von über 4 

Prozent des Reichs nur etwa 2 Prozent 

der Arbeitslosen; die Arbeitslosenquote 

war also nur halb so hoch wie im Reich. 

Württemberg Überstand wegen seiner 

ausgewogenen Industrie-, Sozial- und 

Siedlungsstruktur sowie seiner ver-

gleichsweise stabilen politischen Ver-

hältnisse die Weltwirtschaftskrise am 

besten von allen deutschen Ländern. Vor 

dem Hintergrund und dem Versagen der 

demokratischen Parteien im Reichstag 

fand nun die Reichstagswahl im Septem-

ber 1930 statt. Sie brachte im Reich ein 

lawinenartiges Anwachsen der bis dahin 

unbedeutenden NSDAP, die sich von 2,6 

auf 18,3 Prozent steigern konnte. Gleich-

zeitig stieg die KPD von 10,6 auf 13,1 

Prozent, während die konservativen, li-

beralen und Splitterparteien von ca. 40 

auf ca. 29 Prozent sanken, das Zentrum 

trotz Stimmengewinne aufgrund der star-

ken Zunahme der Wahlbeteiligung pro-

zentual leicht zurückging und die SPD 

bei Einbussen von 5,3 mit 24,5 Prozent 

der Stimmen zufrieden sein musste. Ge-

wonnen war durch diese Wahl nichts. 

Das Parlament kam nun erst recht zu kei-

ner Mehrheitsbildung, das internationale 

Ansehen und die Kreditwürdigkeit 
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Deutschlands hatten schweren Schaden 

genommen. 

Wie sah nun das Ergebnis im vergleichs-

weise stabilen Württemberg aus? Die 

NSDAP erzielt mit 9,4 Prozent ihr 

schlechtestes Wahlergebnis in allen 35 

Wahlkreisen Deutschlands und die KPD 

blieb mit ebenfalls 9,4 Prozent erheblich 

unter dem Reichsdurchschnitt. Während 

beide Parteien zusammen im Reich fast 

ein Drittel der Stimmen erhielten, reichte 

es in Württemberg nicht einmal zu einem 

Fünftel. Auch die konservativen und li-

beralen Parteien hielten sich besser. Sie 

sanken prozentual von etwa 47 auf annä-

hernd 40 Prozent und waren damit mehr 

als doppelt so stark wie die beiden Flü-

gelparteien zusammen. Absolut gewan-

nen sie in Württemberg sogar ein paar 

Tausend Stimmen dazu, während sie im 

Reich über zwei Millionen Stimmen ver-

loren hatten. 

Aber auch SPD und Zentrum erzielten 

Stimmengewinne. Während sie bei der 

SPD nicht ausreichten, um die gestiegene 

Wahlbeteiligung auszugleichen und ihr 

Anteil von 23,6 auf 20,1 Prozent fiel, 

konnte das Zentrum seine Stimmenzahl 

um über ein Viertel steigern und wurde 

mit nunmehr 21,6 zu 20,4 Prozent im 

Jahr 1928 wieder stärkste Partei in Würt-

temberg. 

Verlierer der Wahl waren in erster Linie 

DDP und DVP, die sich zu einer Einheit-

liste zusammengeschlossen hatten und 

trotzdem von 15 auf unter 10 Prozent 

sanken, dann aber auch DNVP und Bau-

ernbund, die von 23,5 auf 16,7 Prozent 

zurückgingen, womit deutlich wurde, 

dass die Zusammenarbeit mit den Natio-

nalsozialisten beim Volksbegehren ge-

gen den Youngplan nur der NSDAP ge-

nützt hatte. Die Hochburgen der NSDAP 

in Württemberg, in der sie über 15 Pro-

zent der Stimmen gewann, waren: Na-

gold (22,8%), Sulz (19,9%), Ulm 

(19,3%), Calw (17,9%), Gerabronn 

(17,9%), Geislingen (17,8%), Neuenbürg 

(16%), Kirchheim (15,3%) und Maul-

bronn (15,2%): In sieben der neun Be-

zirke lag der Anteil der Katholiken weit 

unter dem Landesdurchschnitt, in den 

beiden anderen nur knapp darüber.  

In sechs der neun Bezirke waren über-

durchschnittlich viele Erwerbstätige in 

der Landwirtschaft tätig und in ebenfalls 

sechs von neun Bezirken gab es weniger 

Arbeiter unter den Erwerbstätigen als im 

Landesdurchschnitt. Allerdings hat in 

Württemberg nicht die NSDAP die 

grösste prozentuale Zunahme erreicht; sie 

wurde noch vom CVD, der sich inzwi-

schen in Christlich-Sozialen Volksdienst 

(CSVD) umbenannt hatte, übertroffen, 

der sich von 1,2 auf 6,5 Prozent der Stim-

men steigern konnte. 

Die Ursache für die relative Schwäche der 

Extremisten sah die württembergische 

politische Polizei in den geordneten Ver-

hältnissen und der gleichmässig ruhigen 

Abwicklung der öffentlichen Dinge, die 

seit einigen Jahren in Württemberg zu 

verzeichnen sei. 

Die hiesigen Hetzer und Demagogen ha-

ben daher ihren Agitationsstoff in der 

Hauptsache von ausserhalb der württem-

bergischen Landesgrenze bezogen. Diese 

Anleihe bei ausserwürttembergischen 

Missständen hat auf die hiesigen Hörer 

naturgemäss nicht die gleiche Wirkung zu 

verzeichnen, wie wenn sich die Hörer 

durch unmittelbare praktische Anschau-

ung selbst ein Bild von diesen Missstän-

den zu machen in der Lage wären. 

Bezeichnend für die noch relativ ruhigen 

Verhältnisse in Württemberg war auch, 

dass während des gesamten Wahlkamp-

fes in Stuttgart keine Versammlung oder 

Kundgebung einer Partei verboten oder 

aufgelöst wurde. Ebensowenig wurden 

Druckerzeugnisse, Zeitungen, Flugzettel 

oder Plakate beschlagnahmt oder verbo-

ten, da alle Parteien «die gesetzlichen 

Vorschriften respektiert und allen polizei-

lichen Anweisungen Folge geleistet» hat-

ten. 

Da die Erfolge der NSDAP in Württem-

berg also vergleichsweise bescheiden 

ausgefallen waren, bemühte sich die Par-

tei nun verstärkt um Anhänger, denn vor 

dem September 1930 zählte sie nicht ein-

mal 3’000 Mitglieder (zum Vergleich: die 

SPD hatte allein in Stuttgart am 31.12. 
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1929 über 4‘900 Mitglieder). Es gelang 
auch, nach den Wahlen zahlreiche Orts-
gruppen neu zu gründen und einige Mit-
glieder zu gewinnen, doch blieb Würt-
temberg bis 1933 unterrepräsentiert. 
Um die Jahreswende 1930/31 konnte die 
NSDAP dann allerdings nach langem Be-
mühen eine Tageszeitung in Stuttgart 
gründen, den «NS-Kurier», der trotz er-
heblicher finanzieller Schwierigkeiten 
die nächsten beiden Jahre Überstand, um 
dann nach der «Machtergreifung» mit 
Hilfe der Partei zur grössten württember-
gischen Tageszeitung zu werden. Bis 
1933 aber wurde der «NS-Kurier» selbst 
von Parteigenossen sehr wenig gelesen, 
wie die Zeitung immer wieder beklagte, 
da die heimischen, bürgerlichen Tages-
zeitungen interessanter, informativer und 
besser gemacht waren. Mit ähnlichen 
Problemen hatten übrigens auch die 
Kommunisten bei ihrer «Süddeutschen 
Arbeiterzeitung» zu kämpfen. 
Nachdem der Reichstagswahlkampf noch 
ohne grössere Zwischenfälle abgelaufen 
war, gab es dann im November 1930 auch 
in Stuttgart das erste Todesopfer bei einer 
politischen Auseinandersetzung zwi-
schen Nationalsozialisten und Kommu-
nisten. Der Tod eines schwer verletzten 
Kommunisten schien kurzfristig noch 
einmal die örtlichen Parteileitungen zur 
Besinnung zu bringen. Aber die Volks-
verhetzung liess sich nicht mehr eindäm-
men. Die politischen Auseinandersetzun-
gen wurden nicht mehr mit Worten, son-
dern mit Fäusten, Schlagstöcken, Stuhl-
beinen, Biergläsern und anderen «Wurf-
geschossen» ausgetragen. 
Das Jahr 1931 war dann immer mehr von 
der sich verschärfenden Wirtschaftskrise 
mit ihren zunehmenden Arbeitslosenzah-
len, den Geschäftszusammenbrüchen und 
der Bankenkrise bestimmt sowie von der 
Unfähigkeit der Politiker, die Krise poli-
tisch und mit demokratischen Mitteln zu 
meistern. Wenn auch die Regierung Brü-
ning nun mit der Tolerierung der SPD im 
Reichstag relativ ungefährdet regieren 
konnte, war sie trotzdem weder willens 
noch in der Lage, Entscheidendes gegen  

die Wirtschaftskrise zu unternehmen, et-
wa mit Arbeitsbeschaffungsprogrammen, 
so dass die radikalen Parteien und ihre 
Privatarmeen immer mehr Zulauf erhiel-
ten; die täglichen Saalschlachten und 
Strassenkämpfe begannen zur Gewohn-
heit zu werden. 
Auch in Württemberg nahm 1931, trotz 
stabiler Regierungsverhältnisse und rela-
tiv günstiger Wirtschaftslage, die Gewalt-
tätigkeit der politischen Auseinanderset-
zung zu. In der Sylvesternacht 1930/31 
wurde ein Nationalsozialist in Stuttgart 
bei einer Messerstecherei getötet. Am 31. 
Januar kam es in Nagold während einer 
KPD-Veranstaltung zu einem Handge-
menge und einer Schiesserei, bei der 
mehrere Personen verletzt wurden. Am 1. 
Februar ereignete sich in Backnang vor 
einer Wirtschaft eine Schiesserei zwi-
schen Nationalsozialisten und Kommu-
nisten mit mehreren Verletzten. Am 21. 
Februar entwickelte sich in Stuttgart eine 
wüste Schlägerei zwischen Nazis und 
Reichsbannerleuten (das Reichsbanner 
war eigentlich eine republikanische 
Schutztruppe von SPD, Zentrum und 
DDP, bestand aber fast ausschliesslich 
aus SPD-Leuten), die auch noch zu einem 
Nachspiel im Landtag führte. In dieser 
Art ging es von nun an weiter bis in den 
März 1933, als dann die Gegner der Nazis 
in die Schutzhaftlager abtransportiert 
wurden und die Parteiarmee der NSDAP, 
die SA, zur Hilfspolizei aufstieg. 
Wahlen fanden in diesem Jahr in Würt-
temberg nur auf Gemeindeebene statt. 
Am 26. April 1931 wählte man in Stutt-
gart den Oberbürgermeister neu. Alle 
Parteien, mit Ausnahme von KPD, NS-
DAP und Volksrechtspartei, hatten sich 
auf den bisherigen Amtsinhaber Dr. Lau-
tenschlager geeinigt, der dann auch mit 
69,5 Prozent der Stimmen gewählt wurde. 
Der NSDAP-Kandidat und spätere Ober-
bürgermeister im Dritten Reich, Dr. Strö-
lin, der auch von der Volksrechtspartei 
unterstützt wurde, erhielt 15,6 Prozent, 
während sich der KPD-Kandidat, der 
Reichstagsabgeordnete Torgier, mit 14,6 
Prozent zufriedengeben musste. 
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Die Radikalisierung hatte sich zwar seit 

September 1930 fortgesetzt, aber nur die 

NSDAP schlug in diesem Fall Kapital da-

raus. Die KPD musste dagegen einen 

Stimmenrückgang hinnehmen, was mit 

Sicherheit an den beiden Kandidaten 

Strölin und Torgier lag. 

Am 6. Dezember 1931 fanden in Würt-

temberg Gemeinderatswahlen statt, bei 

denen im dreijährigen Turnus jeweils die 

Hälfte der Gemeinderäte neu gewählt 

wurde. Die radikalen Parteien entwickel-

ten eine rege Werbetätigkeit, was auch 

damit zusammenhing, dass eine immer 

grössere Zahl von Arbeitslosen von den 

Fürsorgeaufwendungen der Gemeinden 

leben musste, da die staatliche Unterstüt-

zung nur wenige Monate gewährt wurde. 

Folglich verlagerten sich die meisten 

Probleme, die mit den sozialen Folgen 

der Weltwirtschaftskrise zu tun hatten, 

auf die Ortsebene. Andererseits waren 

auf der Gemeindeebene auch die radika-

len Parteien sehr viel mehr gezwungen, 

konkrete und praktische Politik zu trei-

ben, ohne sich andauernd auf Ideologie 

und Phrasendrescherei zurückziehen zu 

können, wie dies im Reichstag oft genug 

geschah. Damit ergaben sich aber 

zwangsläufig für viele Kommunalpoliti-

ker, besonders aus den Reihen der KPD, 

dauernde Konflikte mit der «reinen Leh-

re». So hiess es auf einer Bezirksarbeiter-

konferenz der KPD am 20. September 

1931, dass die Kommunalpolitik in der 

Partei eine Schande sei. 75 Prozent der 

jetzigen kommunistischen Gemeindever-

treter müssten abtreten, da sie ihre Auf-

gaben schlecht erfüllt hätten. Es sollten 

nur solche Genossen aufgestellt werden, 

die mindestens zwei Jahre aktiv in der 

Partei mitgearbeitet hatten und von der 

Bezirksleitung bestätigt worden waren. 

Darüber hinaus hatten ein Drittel der 

Kandidaten Frauen zu sein. Die Wahlen 

sollten zum «roten Volkssturm» auf die 

Rathäuser werden. 

Die «Süddeutsche Arbeiterzeitung» be-

mühte sich im November fast täglich um 

Wählerstimmen mit Schlagzeilen wie 

«Kommunisten aufs Rathaus, denn: 

Deutschland wird frei – wenn der Sozia- 

lismus siegt», «Gegen die Reichen – fürs 

Schaffende Volk! Kommunisten aufs 

Rathaus!» oder «Rote Kommunen schaf-

fen Arbeit und Brot». 

Auch die NSDAP überzog das Land mit 

einer Unzahl von Wahlveranstaltungen. 

Ihre Wahlparolen erschienen regelmässig 

im «NS-Kurier»: 

Nein! Es ist genug! Duldet nichts mehr! 

Wehrt Euch! Den Gemeindevertretungen 

wird in den kommenden Auseinanderset-

zungen entscheidende Bedeutung zukom-

men. Die Gemeinderäte dürfen künftig 

nicht mehr die willfährigen Instrumente 

einer wahnsinnigen Erfüllungs- und Ver-

elendungspolitik sein, sie müssen erfüllt 

sein von nationalem Verantwortungsbe-

wusstsein und wahrer sozialer Gerechtig-

keit. Darum hinweg mit den Volksverrä-

tern von rechts und links! Hinweg mit den 

«unpolitischen» unfähigen Interessenten-

haufen. Wählt die Vertreter des schaffen-

den Volkes, die unbeirrt, unbeugsam und 

kompromisslos das Ziel verfolgen, Arbeit 

und Brot für ihre Mitbürger zu schaffen 

nach dem Grundsatz des erwachenden 

Deutschlands Gemeinnutz vor Eigennutz. 

Wählt Nationalsozialisten! 

Der allerorten angekündigte Sturm auf 

die Rathäuser wurde dann eher zu einem 

«Stürmle» und die roten und braunen Rat-

häuser gab es in Württemberg auch nach 

den Gemeinderatswahlen nicht. Die Stär-

kung der radikalen Flügelparteien war nur 

in den Städten deutlich sichtbar, während 

die Politisierung des Wahlkampfs auf 

dem Lande misslang, da hier in den meis-

ten Dörfern keine Parteilisten aufgestellt 

wurden. Grössere Erfolge in den Städten 

erzielt die NSDAP in Ludwigsburg (5 von 

15 Sitzen), Tübingen (4 von 14) und Ulm 

(7 von 22), während sie in Stuttgart nur 7 

von 30, in Heilbronn und Esslingen nur 3 

von 15 und in Reutlingen gar nur 2 von 15 

Gemeinderatssitzen erobern konnte. In ei-

nigen evangelischen Kleinstädten waren 

die Erfolge allerdings überzeugender, so 

in Neuenstadt a. K. (4 von 6), Öhringen (3 

von 8), Magstadt/Oberamt Böblingen (3 

von 7), Leonberg (3 von 8), Gaildorf (3 
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von 7), Giengen a. d. Brenz (4 von 8), 

Kuchen a. d. Fils (3 von 6), Nagold (3 

von 8), Balingen (3 von 8), Winterlin- 

gen/Oberamt Balingen (3 von 7) und Sulz 

(3 von 7). 

Vergleichbare Erfolge konnte die KPD 

nicht aufweisen, obwohl es auch ihr ge-

lang, in den meisten Städten ihre Stim-

men- und Mandatszahlen zu vermehren, 

besonders in Ulm, Esslingen und 

Schwenningen. Trotzdem wirkte sich die 

Radikalisierung in den Gemeindeparla-

menten nicht so sehr aus, da ja nur die 

Hälfte der Gemeinderatsmitglieder neu 

gewählt worden war. 

1932 begann dann auch Württemberg in 

verstärktem Masse unter der Weltwirt-

schaftskrise zu leiden, die im Februar 

1932 mit mehr als sechs Millionen Ar-

beitslosen ihren Höhepunkt in Deutsch-

land erreichte. Die zunehmende Verelen-

dung und Verunsicherung weitester Be-

völkerungskreise heizte die politische 

Stimmung noch stärker an. Immer mehr 

Deutsche sahen eine Lösung der Krise 

nur noch in den umstürzenden Program-

men der Linken und Rechten. In dieser 

aufgepeitschten Atmosphäre fanden in 

Württemberg zwischen Mitte März und 

Anfang November 1932 nicht weniger 

als fünf grosse Wahlen statt; am 13. März 

und 10. April die beiden Wahlgänge um 

die Reichspräsidentschaft, am 24. April 

die Landtagswahlen sowie am 31. Juli 

und 6. November Reichstagswahlen. 

Die erste Wahl hätte eigentlich gar nicht 

stattfinden sollen, da die Regierung dem 

85jährigen Hindenburg einen Wahl-

kampf ersparen wollte. Durch Verfas-

sungsänderung sollte die Amtszeit des 

Reichspräsidenten einfach um wenige 

Jahre verlängert werden. Dies scheiterte 

am Widerstand der Rechten. So kam es, 

dass der Kandidat der Rechten von 1925, 

Hindenburg, von einem überparteilichen 

Wahlausschuss unterstützt wurde, hinter 

dem alle demokratischen Parteien, die 

Gegner von 1925 also, standen. Dagegen 

stellte die Rechte zwei eigene Kandida-

ten auf, nämlich Hitler für die NSDAP 

und den Stahlhelmführer Duesterberg für 

die DNVP. Dazu kamen noch der Kom- 

munist Thälmann und der völlig bedeu-

tungslose Betriebsanwalt Winter. Nach-

dem Hindenburg im ersten Wahlgang die 

notwendige absolute Mehrheit nur knapp 

verfehlt hatte, kam es am 10. April zum 

2. Wahlgang, aus dem Hindenburg mit 

19,3 Millionen Stimmen gegenüber Hit-

ler mit 13,4 Millionen und Thälmann mit 

3,7 Millionen Stimmen als eindeutiger 

Sieger hervorging. 

In Württemberg fiel der Wahlsieg Hin-

denburgs noch sehr viel deutlicher aus. 

Schon im 1. Wahlgang erreichte er 58,5 

Prozent der Stimmen, während sich Hit-

ler mit 25,4, Thälmann mit 10 und Dues-

terberg mit 5,8 Prozent begnügen muss-

ten. Im 2. Wahlgang konnte sich Hinden-

burg in Württemberg sogar noch einmal 

deutlich auf 63,1 Prozent steigern, eben-

so wie Hitler, der auf 29,3 Prozent kam. 

Dagegen musste Thälmann deutliche 

Einbussen hinnehmen und sich mit 7,6 

Prozent begnügen. Man könnte diesen 

zweiten Wahlgang auch als Volksabstim-

mung über die radikalen Parteien be-

zeichnen. Hier erteilten die Württember-

ger den Radikalen eine glatte Abfuhr. 

Fast zwei Drittel der Bevölkerung stimm-

ten gegen sie. Nur in 17 von 62 Oberäm-

tern verfehlte Hindenburg die absolute 

Mehrheit und in 12 davon erreichte Hitler 

die höchste Stimmenzahl. Alle 12 waren 

Hochburgen des Bauernbunds, der keine 

Wahlempfehlung für seine Anhänger 

herausgegeben hatte, da es interne Diffe-

renzen darüber gab. So unterstützte der 

Bauernbundvorsitzende Körner öffent-

lich die Kandidatur Hindenburgs, wäh-

rend der Reichstagsabgeordnete des Bau-

ernbunds, Stauffenberg, für Hitler eintrat. 

Die evangelische Landbevölkerung, jah-

relang durch die nationalistische Agita-

tion gegen die Weimarer Republik und 

die sie tragenden Parteien verhetzt, 

wandte sich nun konsequent der Partei 

zu, die versprach, dieses System und des-

sen Träger zu vernichten. 

Nur 14 Tage später mussten die Wähler 

über die Vergabe der Landtagssitze ent-

scheiden. Mit einem gewissen Stolz mel-

dete die von Konservativen geleitete 

württembergische politische Polizei,  
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dass sich bei aller gegenseitiger Erbitte-

rung die Wahlkämpfe im Allgemeinen ge-

rade noch im Rahmen dessen gehalten 

haben, was sich unter Berücksichtigung 

der Zeitverhältnisse vom polizeilichen 

Standpunkt aus noch als tragbar bezeich-

nen lässt. 

Besonders hervorgehoben wurde auch, 

«dass ungesetzliche Schärfe oder unver-

söhnliche Gehässigkeiten ... fast aus-

schliesslich nur bei auswärtigen Rednern 

oder bei von auswärts eingeführtem 

Schriftgut beobachtet werden» konnte. 

Bei den beschlagnahmten und verbote-

nen Schriften hatte es sich ebenso fast 

ausschliesslich um von auswärts impor-

tiertes Propagandamaterial gehandelt. 

Diese relativ geringe Gewalttätigkeit ist 

um so höher zu bewerten, wenn man be-

denkt, dass es zwischen dem 6. Dezem-

ber 1931 und dem 24. April 1932 über 12 

300 angemeldete öffentliche Versamm-

lungen politischer Parteien und Vereini-

gungen in Württemberg gab, davon allein 

über 5‘000 zwischen dem 10. April und 

24. April 1932, also in den letzten beiden 

Wochen vor der Landtagswahl. Die NS-

DAP hielt 1‘395 der 5‘000 Versammlun-

gen ab, die Sozialdemokraten 815, die 

Kommunisten 692, der Bauernbund 639 

und das Zentrum 522. Erheblich weniger 

veranstalteten die DNVP (254), die DDP 

(252) und der CSVD (239). Alle übrigen 

Parteien und Vereinigungen erreichten 

nicht einmal 100. 

Der grosse Gewinner dieser Wahl war 

zweifellos die NSDAP, die ihren Anteil 

von 1,8 im Jahr 1928 auf 26,4 Prozent im 

Jahr 1932 steigern konnte und damit 

stärkste Partei im Lande wurde. Aller-

dings blieb sie deutlich unter dem Stim-

menanteil Hitlers vom 2. Wahlgang der 

Reichspräsidentenwahl. Eine Erklärung 

dafür liefert ein Polizeibericht, wonach 

die Möglichkeiten hemmungsloser Oppo-

sition der württembergischen NSDAP ei-

ner bürgerlichen Regierung gegenüber 

nicht gegeben waren. Infolgedessen hat 

sich auch bei aller Schärfe gegenseitiger 

Kritik die Gegnerschaft zu der aufstre-

benden Partei und ihren an der Regie-  

rung beteiligten Gegenspielern im Allge-

meinen in gemässigten Grenzen gehal-

ten. Die nationalsozialistische Agitation 

war in ihrer Grundhaltung meist mehr 

defensiv als offensiv. 

Daran ist sicher richtig, dass es der NS-

DAP einfacher fiel, Wähler gegen Regie-

rungen mit linker Beteiligung wie in 

Preussen zu mobilisieren. Andererseits 

sind die Auseinandersetzungen des Bau-

ernbundes mit der NSDAP von kaum 

noch zu überbietender Schärfe, da die 

NSDAP besonders in Bauernbundshoch-

burgen überwältigende Erfolge erzielte 

und anstelle des Bauernbunds in prak-

tisch allen evangelischen, landwirtschaft-

lich geprägten Oberämtern eine dominie-

rende Stellung einnahm. Nur noch in vier 

Oberämtern konnte der Bauernbund 

seine dominierende Stellung bewahren, 

nämlich in Brackenheim, Marbach, Mün-

singen und Vaihingen. 

Die Schwerpunkte der NSDAP lagen im 

Nordosten Württembergs, so in Gera-

bronn (52,9%), Gaildorf (43,3%), Öhrin-

gen (41,1%), Crailsheim (40,5%) und 

Backnang (40%), sowie im Schwarz-

waldkreis mit Nagold (45,7%), Neuen-

bürg (42%), Sulz (41,6%) und Calw 

(40%). In den grösseren Städten des Lan-

des mit mehr als 10’000 Einwohnern 

blieb die NSDAP etwas unter dem Lan-

desdurchschnitt. Am besten schnitt die 

Partei in Ulm mit 38,1 Prozent ab, dann 

kamen ihre alten Hochburgen Kirchheim 

u.T. (35,5%) und Geislingen (35,2%), so-

wie Ludwigsburg und Tübingen mit 34,6 

und 33,8 Prozent. Dagegen musste sich 

die Partei in Stuttgart mit 23,7, in Heil-

bronn mit 22,1, in Reutlingen mit 19,1, in 

Gmünd mit 17,7 und in Böckingen, das 

erst 1933 nach Heilbronn eingemeindet 

wurde, sogar mit 10,1 Prozent begnügen. 

In Industriestädten mit einer traditionell 

starken Arbeiterbewegung schnitten die 

Nationalsozialisten bedeutend schlechter 

ab als in evangelischen Städten mit ho-

hem Angestellten- und Beamtenanteil. 

Noch wichtiger war aber der Konfessi-

onsfaktor. In allen überwiegend katholi-

schen Oberämtern blieb die NSDAP 

deutlich unter dem Landesdurchschnitt. 
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Am schlechtesten fielen die Ergebnisse in 

den Oberämtern Ellwangen (11,2%), 

Saulgau (12,8%), Waldsee (13,2%), 

Leutkirch (14%) und Neresheim (14,5%) 

aus, Gebieten mit einem Katholikenanteil 

zwischen 79 und 96 Prozent. In den 

Hochburgen der NSDAP lag dagegen der 

Katholikenanteil weit unter dem Landes-

durchschnitt von 30,9, zumeist sogar un-

ter 10 Prozent. Dies lag daran, dass sich 

die NSDAP in katholischen Gegenden in 

erster Linie mit dem Zentrum, einer 

Weltanschauungspartei auseinanderzu-

setzen hatte, die nicht primär die Interes-

sen einer Klasse oder Berufsgruppe, son-

dern einer Konfession vertrat. Ausserdem 

hatten sich die katholischen Bischöfe 

sehr massiv gegen den Nationalsozialis-

mus ausgesprochen. Auf Gemeindeebene 

waren oftmals die Geistlichen auch die 

Vorsitzenden der örtlichen Zentrumspar-

tei und in Württemberg und im Reich 

stellte das Zentrum den Regierungschef. 

Dazu kam noch, dass die organisatorisch 

in Württemberg ohnehin relativ schwach 

vertretene NSDAP in katholischen Ober-

ämtern kaum präsent war und zudem 

noch oft von Angehörigen der evangeli-

schen Minderheit geführt wurde. 

So gelang es dem Zentrum trotz der gros-

sen Krise, vielleicht aber auch gerade 

deswegen, seinen Stimmenrückgang von 

1928 wieder wettzumachen und relativ, 

bei gestiegener Wahlbeteiligung, nahezu 

das Ergebnis von 1924 zu erreichen. 

Grössere Verluste musste das Zentrum 

nur in drei Oberämtern hinnehmen. Am 

stärksten war der Rückgang im Oberamt 

Spaichingen mit knapp 10 Prozent. Die-

ses Oberamt war von der Auflösung be-

droht, nachdem der Reichssparkommis-

sar in einem Gutachten über Einspa-

rungsmöglichkeiten in der öffentlichen 

Verwaltung Württembergs festgestellt 

hatte, dass Spaichingen aufgrund seiner 

geringen Bevölkerungszahl und seiner 

schwachen Wirtschaftskraft nicht lebens-

fähig sei. Der nationalsozialistische Spit-

zenkandidat Mergenthaler versprach nun, 

bei einem Wahlsieg der NSDAP das 

Oberamt nicht aufzuheben, was das Zen- 

trum Stimmen kostete. In der Oberamts-

stadt Spaichingen selbst, die unter dem 

Wegzug der Behörden am meisten zu lei-

den gehabt hätte, erreichte die NSDAP 

28,6 Prozent (im Oberamt nur 16,6%) 

und das Zentrum kam bei einem Katholi-

kenanteil von 90,7 v. H. auf nur 31 Pro-

zent der Stimmen, während es im gesam-

ten Oberamt immerhin noch 57,4 Prozent 

waren. Da sich aber der Bauernbund ge-

gen jede Oberamtsauflösung wandte, 

kam es vor 1933 zu keiner Verwaltungs-

reform mehr. Die Auflösung des Ober-

amts Spaichingen besorgten dann pikan-

terweise die Nationalsozialisten mit der 

Verwaltungsreform von 1938. 

Trotzdem war die «Zentrumstreue» der 

Katholiken in Württemberg sehr viel hö-

her als im übrigen Reich oder insbeson-

dere auch im benachbarten Baden. So er-

reichte das Zentrum im Reich bei einem 

leicht höheren Katholikenanteil während 

der ganzen Weimarer Republik zwischen 

drei und sieben Prozent weniger Stim-

men als in Württemberg und in Baden, 

wo fast doppelt so viel Katholiken lebten 

wie in Württemberg, nur etwa 50 Prozent 

mehr Stimmen. Dies lag auch daran, dass 

der Wählerstamm des Zentrums überwie-

gend in der Landwirtschaft tätig war und 

das Zentrum auch eine massive Interes-

senpolitik im Agrarbereich auf Landes-

ebene praktizierte. 

Der zweite Gewinner der Wahl war die 

KPD, die sich um 2 Prozent auf 9,4 Pro-

zent steigern konnte, wobei sie allerdings 

immer noch über 7 Prozent von der SPD 

trennten. Der KPD-Gewinn fiel, trotz der 

hohen Arbeitslosigkeit, wohl deshalb so 

bescheiden aus, weil im Januar 1932 wie-

der eine Säuberung in der Partei stattge-

funden hatte, der diesmal die Spitze der 

Bezirksleitung zum Opfer fiel. Unter Lei-

tung von Walter Ulbricht, dem Vertreter 

des Zentralkomitees der KPD in Berlin, 

wurde einstimmig (!) eine Änderung in 

der Leitung der württembergischen Par-

teiorganisation beschlossen; als Grund 

wurden theoretische und praktische Feh-

ler und Schwächen, besonders bei den 

Gemeindewahlen 1931 angegeben. Die 

Hauptaufgabe der Partei sei, wie die  
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«Süddeutsche Arbeiterzeitung» schrieb, 

die Gewinnung der Klasse. 

Darum war es der Hauptfehler der würt-

tembergischen Parteiorganisation im 

Wahlkampf, dass sie das strategische 

Hauptfeuer gegen den Nazi-Hitler-Fa-

schismus statt gegen die SPD und ihre 

«linken» Filialen, die SAP und die Rene-

gaten richtete. 

Besser lässt sich Schuld und Versagen 

der KPD am Ende der Weimarer Repub-

lik nicht beschreiben! Die permanenten 

Säuberungen in der Parteiführung dürften 

auch die Hauptursache dafür sein, dass 

die KPD im April 1932 immer noch deut-

lich unter ihrem Ergebnis vom Mai 1924 

(11,6%) blieb, während sie es im Reich 

schon bei den Reichstagswahlen 1930 

übertroffen hatte. Die Hochburgen der 

Partei lagen wie bisher in der Umgebung 

von Stuttgart. Am besten schnitt die KPD 

in Nürtingen ab (22,3%), dann folgten 

Stuttgart-Amt (20,6%), Esslingen 

(18,3%), Göppingen (16,7%) und Stutt-

gart-Stadt (15,3%). Schlecht blieben die 

Ergebnisse in Ostwürttemberg und Ober-

schwaben. Allerdings musste die Partei 

auch in ihren Hochburgen im Vergleich 

zu den Reichstagswahlen 1930 erhebli-

che Verluste hinnehmen – wohl als Folge 

der Säuberungen im Januar. So sank sie 

in Böblingen von 20,2 auf 15,1 Prozent, 

in Stuttgart von 17,3 auf 15,3 Prozent und 

in Urach von 16,5 auf 13,7 Prozent. Im 

Unterschied dazu konnte die KPD ihre 

Stimmenzahl in ländlichen Gegenden 

zwischen 1930 und 1932 oft verdoppeln, 

ohne deshalb dort grössere Bedeutung zu 

erlangen. So steigerte sie sich in Bracken-

heim von 1,5 auf 3,2, in Blaubeuren von 

2,1 auf 3,6, in Öhringen von 1,5 auf 2,6 

und in Wangen von 1,8 auf 3,2 Prozent. 

Ein grosser Verlierer der Wahl war die 

SPD. Trotz scharfer Opposition gelang es 

ihr nicht, auch nur annähernd ihr Ergeb-

nis von 1928 zu halten; sie sackte auf 

16,6 Prozent ab. In ihren Hochburgen fie-

len die Verluste zum Teil noch drasti-

scher aus, so in Heilbronn (37 zu 48,8%), 

Tuttlingen (22,4 zu 35,1%), Nürtingen  

(11,4 zu 25,3%), Reutlingen (24,9 zu 

36,3%), Maulbronn (19,6 zu 33,1%), Göp-

pingen (21,5 zu 35,5%) und Esslingen 

(23,4 zu 34,5%), um nur ein paar zu nen-

nen. Nur in der Hochburg Stuttgart blieben 

die Verluste deutlich unter dem Landes-

durchschnitt mit 26 zu 31,5 Prozent. Aber 

auch in vielen katholischen Oberämtern, in 

denen die SPD schon vorher keine Rolle 

spielte, verlor sie die Hälfte oder mehr ih-

res Stimmenanteils. So kam es, dass die 

KPD 1932 trotz ihres geringen Anstieges 

die SPD in 10 von 62 Oberämtern überflü-

gelte, während es 1928 erst ein Oberamt 

war. Die SPD selbst sah zwei Gründe für 

ihre Wahlniederlage: einmal die «ausser-

ordentlich komplizierte taktische Situation 

der Sozialdemokratie im Reich ..., wo sie 

in ihrem Abwehrkampf gegen den Fa-

schismus aufs Stärkste engagiert ist». Der 

Tolerierungskurs der SPD im Reichstag, in 

dem sie Brüning gegen KPD, NSDAP und 

DNVP stützte, ohne auf dessen Politik 

grösseren Einfluss nehmen zu können, 

wurde demnach von den Wählern nicht 

verstanden. Auch der andere Grund, den 

die «Schwäbische Tagwacht» für das 

Wahldebakel verantwortlich machte, hing 

wohl damit zusammen: 

Aber ein zweites nicht entschuldbares Mo-

ment ist die schmerzliche Tatsache, dass 

ein grosser Teil der Arbeiter gerade in den 

Industriegebieten bei dieser Wahl zu Hau-

se geblieben ist, obwohl ihnen klar war, 

dass die Sozialdemokratie frei von jeder 

Schuld an der Regierungspolitik in Würt-

temberg gegen einen Bürgerblock im Lan-

de ankämpfte. 

Für diese Erklärung spricht auch, dass die 

KPD nur halb so viel Stimmen gewann 

wie die SPD verlor. 

Der regierende Bürgerblock hatte aller-

dings mit Ausnahme des Zentrums noch 

mehr Federn lassen müssen. Von 31 Sitzen 

der evangelischen Regierungsparteien im 

alten Landtag blieben nur noch 16 übrig. 

Die DVP verschwand mit nur noch 1,5 

Prozent der Stimmen sogar vollständig aus 

dem Landtag. Die DNVP musste zwar ge-

genüber 1928 noch einmal einen Rück- 

257 



gang in Kauf nehmen (von 5,7 auf 4,3% 

und von 4 auf 3 Sitze), konnte sich aber 

gegenüber der Reichstagswahl 1930 hal-

ten (3,9 zu 4,3%). Dagegen musste der 

Bauernbund erhebliche Einbussen hin-

nehmen (1928: 18,1%, 1930: 12,8%, 

1932: 10,7%). Besonders hoch waren die 

Verluste in Gerabronn (27,3 zu 66,6%), 

Mergentheim (22,7 zu 46,9%), Künzel-

sau (15,1 zu 37,9%) und Hall (23,8 zu 

47,6%) – alles Gebiete mit überdurch-

schnittlich hohen NSDAP-Gewinnen. 

Überhaupt waren fast alle NSDAP-Hoch-

burgen ehemalige Bauernbundshochbur-

gen. Die NSDAP hatte sich nämlich von 

1928 an immer mehr um die Landwirt-

schaft und den gewerblichen Mittelstand 

gekümmert, nachdem sie bis dahin ver-

geblich versucht hatte, die Arbeiterschaft 

zu gewinnen. So war es nur folgerichtig, 

dass die NSDAP besonders auf dem 

Lande agitierte. In die katholischen Ag-

rargebiete Württembergs gelangen ihr bis 

1933 keine Einbrüche, während sie in den 

evangelischen Land-Gebieten seit 1930 

grosse Erfolge erzielte, ohne allerdings 

den Bauernbund auszuschalten, wie ihr 

das in anderen Ländern mit den regiona-

len Bauernbünden schon gelungen war. 

Es gab viele Gründe für diese Erfolge. 

Einmal war die Lage in weiten Teilen der 

Landwirtschaft trostlos. So fiel etwa der 

Holzertrag in den Schwarzwaldkreisen 

unter die Einschlagkosten. Anstatt, wie in 

früheren Jahren, mit den Holzgewinnen 

andere Verluste auszugleichen, erhöhten 

sich die Defizite noch. Der in dieser Not-

lage entstehende Protest richtete sich na-

türlich auch gegen eine Partei, die in 

Württemberg seit acht Jahren Regie-

rungsverantwortung trug. Da der Bauern-

bund zudem seit Jahren alle Schuld an der 

Misere dem «Weimarer System» zu-

schob, ohne dies allerdings grundlegend 

umstürzen zu können, liefen vor allem 

die Jungbauern in hellen Scharen zu der 

Partei über, die ihnen einen grundlegen-

den Wandel versprach. Dies war weniger 

eine Kritik an der konkreten Interessen-

politik oder den Führern des Bauernbun-

des – bei den Landwirtschaftskammer- 

wahlen Anfang 1932 hatten die National-

sozialisten keine Chance gegen die Kan-

didaten des Bauernbundes –, als vielmehr 

eine weitverbreitete Unzufriedenheit mit 

dem ganzen herrschenden System. Dazu 

kam noch der interne Streit im Bauern-

bund über die Reichspräsidentenwahl, 

vor allem die Kontroverse mit dem Jung-

bauernbund, der sehr viel stärker radika-

lisiert war und zu Hitler tendierte. 

Von den einstmals so starken liberalen 

Parteien in Württemberg blieb nur noch 

die DDP erhalten, die mit 4,8 Prozent der 

Stimmen gerade noch 4 Sitze im Landtag 

erringen konnte. Vergleicht man aber die 

Ergebnisse der beiden liberalen Parteien 

mit denen in Preussen, Bayern, Hamburg 

und Anhalt, wo am selben Tag Landtags-

wahlen stattgefunden hatten, so schnitt 

Württemberg hier mit Ausnahme des 

Stadtstaates Hamburg noch am besten ab. 

In Preussen erreichten die Liberalen zu-

sammen gerade noch 3 Prozent, in Bay-

ern kandidierte die DDP nur noch zusam-

men mit dem Bayerischen Bauernbund 

und in Anhalt kamen die Liberalen ge-

meinsam nur knapp über 5 Prozent. Über-

all waren die vormals liberalen Wähler zu 

den Nationalsozialisten umgeschwenkt. 

Von einiger Bedeutung war die DDP in 

Württemberg nur noch in Rottweil 

(16%), Balingen (13,5%), Heilbronn 

(9,3%), Reutlingen (8,6%), Tuttlingen 

(8,5%), Göppingen (7,7%) und Obern-

dorf (7,5%). Besonders dramatisch war 

der Rückgang in Stadt und Oberamt Tü-

bingen, wo die Partei bisher ihre stärkste 

Hochburg hatte. In der Stadt fiel sie von 

31,4 auf 6,7 Prozent und im Oberamt von 

21,6 auf 5,2 Prozent. Ein Grund dafür war 

gewiss, dass der bisherige DDP-Abge-

ordnete und Tübinger Oberbürgermeister 

Scheef nicht mehr kandidierte und die 

Universität immer mehr in nationalsozia-

listisches Fahrwasser geriet. 

Der CSVD konnte sich gegenüber der 

Landtagswahl 1928 von 3,9 auf 4,2 Pro-

zent leicht verbessern und damit seine 

drei Landtagssitze behaupten. Vergleicht 

man dagegen das Ergebnis mit der 

Reichstagswahl von 1930, bei der die  
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Partei 6,5 Prozent erreicht hatte, so be-

deutete diese Wahl einen herben Rück-

schlag. Die Hochburgen blieben der 

Nordschwarzwald mit Freudenstadt und 

Calw sowie die Gegend um Reutlingen 

mit Tübingen, Nürtingen und Kirchheim. 

Die übrigen Parteien blieben bedeutungs-

los. 

Eine Regierungsbildung war nach dieser 

Wahl nahezu unmöglich. Die Kommunis-

ten schieden für alle Parteien als Koaliti-

onspartner aus, wobei bezweifelt werden 

muss, dass sie überhaupt vorhatten zu ko-

alieren. Die bisherige Regierungskoali-

tion besass selbst unter Einschluss des 

CSVD nur 36 Sitze und bei Eintritt der 

SPD in die Regierung wären Bauernbund 

und DNVP ausgeschieden, womit wiede-

rum eine Mehrheitsbildung ausgeschlos-

sen worden wäre. Sie war somit nur unter 

Einbeziehung der Nationalsozialisten 

möglich, die nach Ansicht aller Parteien, 

mit Ausnahme von SPD und KPD, an der 

Regierung beteiligt werden sollten, um 

einmal ihre Fähigkeiten in der Regie-

rungsverantwortung unter Beweis zu stel-

len. Dabei tauchte auch der vieldisku-

tierte Gedanke eines rein evangelischen 

Kabinetts unter Ausschaltung des Zent-

rums auf, das mit 42 Sitzen eine knappe 

Mehrheit besessen hätte. Allerdings ka-

men die Koalitionsverhandlungen nur 

mühsam voran, da die württembergischen 

Nationalsozialisten nicht selbständig ver-

handeln konnten, sondern immer wieder 

Rücksprache mit dem Münchner Braunen 

Haus, der Zentrale der NSDAP, halten 

mussten. Aus München kam wohl auch 

die Forderung nach dem Posten des 

Staatspräsidenten, des Innen- und Kult-

ministers. 

An diesen Forderungen scheiterten dann 

auch die Verhandlungen, da weder das 

Zentrum, das sehr bald zu den Verhand-

lungen wieder hinzugezogen worden war, 

noch der Bauernbund und die Demokra-

ten bereit waren, den Nationalsozialisten 

das Innenministerium und damit die Poli-

zei und die staatliche Verwaltung auszu- 

liefern. Diese Parteien stellten sich auf 

den Standpunkt, dass die NSDAP hre 

grossartigen Wahlversprechen im Fi-

nanz-, Steuer- und Wirtschaftsbereich am 

besten im Wirtschafts- und Finanzminis-

terium erfüllen könne. Dazu waren aber 

bei der württembergischen NSDAP we-

der die Bereitschaft noch die Fachleute 

vorhanden. Ausserdem ging es den Nati-

onalsozialisten bei allen Koalitionsver-

handlungen, die in diesen Monaten in 

Deutschland stattfanden, nicht um sachli-

che Mitarbeit, sondern um die Macht. 

Dies erkannten zumindest einige Parteien 

in Württemberg und verwehrten der 

NSDAP das Innenministerium. Nur der 

CSVD trat dafür ein, den Nationalsozia-

listen das Staatspräsidentenamt und das 

Innenministerium zu überlassen. 

Die Forderungen der NSDAP waren kon-

sequent und mit Bedacht überzogen, ihr 

Scheitern war eingeschlossen: eine ver-

antwortungslose Opposition war allemal 

werbewirksamer als eine durch Kompro-

misse bestimmte Regierungsbeteiligung. 

Trotzdem kam es im Landtag am 24. Mai 

1932 zur Wahl des Staatspräsidenten. 

Nach der bisherigen Geschäftsordnung 

des Landtags genügte eine relative Mehr-

heit zu seiner Wahl, wodurch fast 

zwangsläufig ein Nationalsozialist als 

Mitglied der stärksten Fraktion Staatsprä-

sident geworden wäre. Auf Antrag des 

Zentrums wurde deshalb mit einer Mehr-

heit, die von den Sozialdemokraten bis 

zum Bauernbund reichte, die Geschäfts-

ordnung dahingehend verändert, dass zur 

Staatspräsidenten-Wahl die absolute 

Mehrheit erforderlich wurde. Da aber 

keiner der sechs Kandidaten die absolute 

Mehrheit erhielt, blieb nach der württem-

bergischen Verfassung die alte Regie-

rung als geschäftsführende weiterhin im 

Amt. An den Ministern und der Ressort-

verteilung änderte sich nichts. Von Mai 

1932 an spielte der Landtag praktisch 

keine Rolle mehr, da das Kabinett mit 

Hilfe von Notverordnungen am hand-

lungsunfähigen Parlament vorbeire-

gierte. Dadurch wurde der Landtag selber 

immer mehr zur reinen Wahlkampfarena, 

in der sich fast alle Parteien nur mit wer-

bewirksamen, aber unrealistischen An-

trägen hervortaten. Bis zu seiner Auflö-

sung im November 1933 fällte er nur 

noch eine wichtige Entscheidung, näm- 
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lich die Wahl des NS-Gauleiters von 

Württemberg Wilhelm Murr zum Staats-

präsidenten am 15. März 1933. Aber 

diese Entscheidung war schon nicht mehr 

frei. Am 30.5.1932 wurde Reichskanzler 

Brüning durch Intrigen aus der Umge-

bung Hindenburgs gestürzt. Sein Nach-

folger Papen, der mehr durch gesell-

schaftliche Kontakte als durch politische 

Fähigkeiten dieses Amt erlangt hatte, hob 

dann das kurz zuvor erlassene Verbot der 

nationalsozialistischen Privatarmeen SA 

und SS wieder auf, um Hitler für eine To-

lerierung seines Kabinetts zu gewinnen, 

was ihm aber nicht gelang. Am 4. Juni 

löste er den Reichstag auf und schrieb 

Neuwahlen zum 31. Juli 1932 aus. Zuvor 

enthob Papen in einer Art Staatsstreich 

von oben die geschäftsführende sozialde-

mokratische Regierung in Preussen ihres 

Amtes, die ähnlich wie in Württemberg 

nach den Landtagswahlen weiterregiert 

hatte, da keine mehrheitsfähige Koalition 

zustande gekommen war. Mit der Einset-

zung eines Staatskommissars, der auf 

keinerlei Widerstand stiess, begann 

schon lange vor Hitler die «Säuberung» 

der preussischen Verwaltung von sozial-

demokratischen und politisch missliebi-

gen höheren Beamten. 

Die Wahlen brachten der NSDAP mit 

37,4 Prozent einen eindrucksvollen Sieg. 

Die bürgerlichen Mittelparteien wurden 

fast völlig aufgerieben. SPD und DNVP 

erlitten leichte Verluste, während sich 

KPD und Zentrum etwas verbessern 

konnten. Das württembergische Ergebnis 

zeigte den gleichen Trend mit den schon 

bekannten charakteristischen Abwei-

chungen. Die NSDAP stieg auf 30,3 Pro-

zent, blieb danach aber immer noch um 

7 Prozent unter dem Reichsdurchschnitt. 

Auch die KPD nahm zu. Aber auch sie 

erreichte in Württemberg nicht ihr 

Reichsergebnis. Die SPD verlor stärker 

als im Reich, die DNVP nur unwesent-

lich und das Zentrum gewann kaum 

Stimmen hinzu. Die bürgerlichen Mittel- 

und Rechtsparteien hatten stark verloren, 

sanken aber nicht, wie im Reich, zur Be-

deutungslosigkeit herab (14% zu knapp  

5%). Auffallend ist, dass in Württemberg 

die Wahlbeteiligung sank, während sie 

im Reich anstieg. Erwähnt sei auch noch, 

dass NSDAP und KPD, die im Reich eine 

negative Mehrheit von beinahe 52 Pro-

zent hatten, in Württemberg «nur» etwas 

über 41 Prozent erhielten. 

Nachdem die Regierungsverhandlungen, 

vor allem zwischen NSDAP und Zent-

rum, die eine Mehrheit im Reichstag be-

sassen, unter anderem an Hindenburg ge-

scheitert waren, löste Papen nach einem 

vernichtenden Misstrauensvotum des 

Reichstags gegen seine Regierung am 12. 

September 1932 das Parlament kurzer-

hand wieder auf. Bei den Reichstagswah-

len vom 6. November erlitt dann die 

NSDAP im Reich und in Württemberg 

eine empfindliche Schlappe, als sie je-

weils etwa 4 Prozent verlor. Die grossen 

Gewinner der Wahl waren DNVP und 

KPD, also keine demokratischen Par-

teien. In Württemberg gewann die KPD 

auf Kosten der SPD überproportional 

hoch und erhielt nur noch knapp 10‘000 

Stimmen oder 0,7 Prozent weniger als 

die SPD. Erheblich verbessern konnten 

sich in Württemberg auch die bürgerli-

chen Mittel- und Rechtsparteien (Bau-

ernbund, DVP, DDP und CSVD), näm-

lich von 14 auf fast 17 Prozent. Aber 

auch diese Wahl brachte keine klaren 

Verhältnisse; die Regierung Papen hatte 

nur etwas mehr als 10 Prozent der Wäh-

ler hinter sich (DNVP+DVP). 

Den letzten Versuch, Hitler von der 

Macht fernzuhalten, unternahm dann der 

Reichswehrminister General Schleicher, 

nachdem er Papen gestürzt hatte. Mit Un-

terstützung der Reichswehr und des 

Reichspräsidenten sowie einer Gewerk-

schaftsachse quer durch die Parteien, von 

der SPD bis zu den kompromissbereiten 

Nationalsozialisten um Gregor Strasser, 

gedachte er die sich anbahnende Wende 

der Wirtschaftslage auszunützen, um das 

drohende Chaos und die Unregierbarkeit 

Deutschlands abzuwenden. Nachdem 

aber die Spaltung der Nationalsozialisten 

misslungen war, die freien Gewerkschaf-

ten auf Druck der SPD die Mitarbeit ver-

weigert und eine Gruppe von Grossagra- 
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riern und Schwerindustriellen mit Unter-

stützung Papens bei Hindenburg erfolg-

reich gegen den Reichskanzler intrigiert 

hatten, versagte der Reichspräsident 

Schleicher weitere Vollmachten, worauf 

dieser zurücktrat. 

Am 30. Januar 1933 berief Hindenburg 

Hitler zum Reichskanzler einer Koaliti-

onsregierung aus NSDAP und DNVP, 

die aber noch keine Mehrheit im Reichs-

tag besass. Deshalb wurden auf den 

5. März erneut Reichstagswahlen ausge-

schrieben. Am 27. Februar brannte der 

Reichstag in Berlin. Dies wurde den 

Kommunisten unberechtigterweise zur 

Last gelegt. Unter dem Vorwand einer 

Staatsgefährdung setzte die Regierung 

mit einer Notverordnung zum Schutz von 

Volk und Staat wichtige Grundrechte der 

Verfassung ausser Kraft. Mit ihrer Hilfe 

konnte dann die NSDAP eine grosse An-

zahl ihrer politischen Gegner, besonders 

Kommunisten, verhaften. Die Wahlen 

fanden somit schon unter irregulären Be-

dingungen statt, auch wenn es direkte 

Wahlfälschung wie in späteren Jahren 

noch nicht gab. 

Die Machtergreifung Hitlers hatte in 

Württemberg zunächst keine Auswirkun-

gen, sieht man einmal von dem General-

streiksversuch einiger KPD-Anhänger in 

Mössingen (Oberamt Rottenburg) ab. 

Die KPD wurde nach dem Reichstags-

brand auch in Württemberg verfolgt und 

die Nationalsozialisten versuchten, die 

politischen Gegner im Wahlkampf mit 

Terror einzuschüchtern. Im Unterschied 

zu Preussen hatten die Nationalsozialis-

ten in Württemberg aber die Polizei noch 

nicht in ihrer Hand, was die Entfaltungs-

möglichkeiten der übrigen Parteien er-

leichterte. 

Die Wahlen führten im Reich zu einer 

Steigerung der Wahlbeteiligung um über 

8 Prozent und in Württemberg sogar um 

14 Prozent. Mit Hilfe dieser neuen Wäh-

ler erreichte die NSDAP im Reich 43,9 

und in Württemberg 41,9, die DNVP im 

Reich 8 und in Württemberg 5,1 Prozent. 

Während aber auf Reichsebene neben der 

NSDAP nur das Zentrum and die DNVP 

geringe absolute Gewinne zu verzeich- 

nen hatten, konnten in Württemberg 

SPD, Zentrum und DNVP sehr deutliche 

absolute Stimmengewinne erzielen, ohne 

dass dadurch die Zunahme der Wähler 

ausgeglichen worden wäre. Dies scheint 

darauf hinzudeuten, dass die NSDAP in 

Württemberg weniger Wähler von ande-

ren Parteien als vielmehr fast alle Neu-

wähler gewann. Bei dieser Wahl gelang 

es der NSDAP auch zum ersten Mal, in 

den meisten katholischen Landgebieten 

grosse Erfolge mit weit über 30 Prozent 

der Stimmen zu erzielen, ohne dass des-

halb die absolute Stimmenzahl des Zent-

rums sank. 

Klit dieser Wahl hatte Hitler das Ziel ei-

ner Mehrheit im Reichstag erreicht. In 

wenigen Monaten schaltete er sowohl 

seine Gegner als auch seine bürgerlichen 

Koalitionspartner aus. Am 14. Juli wurde 

die NSDAP zur einzigen erlaubten Partei 

und am 12. November erhielt die Ein-

heitsliste der NSDAP, die als einzige zur 

Wahl stand, 92 Prozent aller Stimmen bei 

der ersten von den Nationalsozialisten 

inszenierten Reichstagswahl. 

Auch in Württemberg konnte sich nach 

dem 5. März die Regierung von Staats-

präsident Bolz, der im Wahlkampf den 

Nationalsozialismus scharf attackiert hat-

te, nicht mehr halten. Nachdem der 

Reichsinnenminister den SA-Führer Ja-

gow als Polizeikommissar in Württem-

berg eingesetzt hatte, trat die Regierung 

zurück. Am 15. März 1933 wählte der 

Landtag den Führer der württembergi-

schen Nationalsozialisten Murr zum 

Staatspräsidenten. Da die sieben kommu-

nistischen Landtagsabgeordneten ausge-

schlossen worden waren und weitere fünf 

Abgeordnete fehlten, genügten ihm 36 

der 68 Stimmen zu seiner Wahl. Murr 

wurde von der NSDAP, dem Bauern-

bund, der DNVP und dem CSVD ge-

wählt. Zentrum und Demokraten gaben 

weisse Zettel ab und die Sozialdemokra-

ten stimmten für einen eigenen Kandida-

ten. Murr übernahm noch das Innen- und 

Wirtschaftsministerium, der bisherige 

Landtagspräsident Mergenthaler wurde 

Kult- und Justizminister, Finanzminister 

blieb Dehlinger von der DNVP. 

261 



                                                  
                                
                                                     
                                           
             

                                                                                               
                                                                          

                                                                                                       
                          

                                                                                    
                            

                                                                           
                                                  
                                      

                                
                                                                                 

                      
                                                                          

                                
                                                                
                                

                                                                                             
                        

                                                                                  
                      

                                                                      
                          

                                                                          
                             

                                                                              
                                                                        

                                                                                 

                                                                      

            

Murr blieb allerdings nur kurze Zeit 

Staatspräsident. Nach seiner Ernennung 

zum Reichsstatthalter am 7. April 1933 

wurde Christian Mergenthaler Minister-

präsident, der das Kultministerium beibe-

hielt. Jonathan Schmid übernahm das In-

nen- und Justizministerium und etwas 

später wurde Professor Lehnich Wirt-

schaftsminister. Mit Ausnahme von 

Dehlinger, der 1942 ausschied, blieb 

diese Regierung bis zum Kriegsende im 

Amt. 

Der Landtag trat noch einmal kurz am 8. 

Juni 1933 zusammen, um einem Ermäch-

tigungsgesetz für die württembergische 

Regierung zuzustimmen. Dabei lehnten 

nur die Sozialdemokraten eine Teil-

nahme an der Abstimmung ab. Die übri-

gen Abgeordneten stimmten zu. Danach 

tagte bis 1946 kein Landesparlament 

mehr in Stuttgart. Wer aber glaubte, dass 

mit der Beseitigung der Parteien und des 

Landtags Einigkeit in die Landespolitik 

einzog, sah sich sehr schnell getäuscht. 

So verlangte Murr schon im Juni 1933 

von Hitler, allerdings ohne Erfolg, 

Mergenthaler wegen Unfähigkeit abzu-

setzen. Beide missachteten von nun an 

bis 1945 mit Vorliebe Entscheidungen 

und Erlasse des anderen. Die Streitigkei-

ten zwischen den Parteien wurden also 

durch die Streitigkeiten innerhalb der 

NSDAP ersetzt. Nur gab es dafür keine 

Kontrolle mehr, weder durch das Parla-

ment noch durch eine freie öffentliche 

Meinung. 

Ausschnitt 

aus den Ergebnissen der 

Reichstagswahlen in Würt-

temberg einschliesslich 

den Landtagswahlen am 

24. 4. 1932. Quelle: «Stutt-

garter Wirtschaftsberichte, 

Mitteilungen des Statisti-

schen Amts der Stadt Stutt-

gart». Jahrgang 9, April 

1933, Heft 1, Seite 11 
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